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126. Sitzung 

Bonn, den 13. Oktober 1967 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, ich habe zunächst vor-
zutragen, daß nach einer interfraktionellen Verein-
barung die heutige Tagesordnung ergänzt werden 
soll um die zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zu dem Vertrag vom 11. November 1965 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Kaiserreich Iran über die Förderung und den gegen-
seitigen Schutz von Kapitalanlagen. Ist das Haus mit 
der Aufnahme dieses Punktes auf die Tagesord-
nung einverstanden? — Das ist der Fall; dann ist 
so beschlossen. 

Die folgende Amtliche Mitteilung wird ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Vorsitzende des Vermittlungsausschusses 
hat am 11. Oktober 1967 mitgeteilt, daß der 
Vermittlungsausschuß in seiner 5. Sitzung am 
11. Oktober 1967 das vom Bundestag am 28. 
Juni 1967 beschlossene Gesetz über die Ge-
bäude- und Wohnungszählung 1968 (Wohnungs-
zählungsgesetz 1968) bestätigt hat. Sein Schrei-
ben wird als Drucksache V/2068 verteilt. 

Zu den in der Fragestunde der 125. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 12. Oktober 1967 gestell-
ten Fragen des Abgeordneten Dr. Staratzke, Druck-
sache V/2155 Nrn. 40, 41 und 42 *), ist inzwischen 
die schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. 
h. c. Strauß vom 10. Oktober 1967 eingegangen. Sie 
lautet: 

Die in der ersten Frage angeführte Vorschrift ist im Jahre 1956 
in das Zollgesetz aufgenommen worden. Die Anregung dazu ging 
von damaligen Angehörigen des Bundestages aus. Das Motiv 
dafür war, den zwischenstaatlichen Programmaustausch zwischen 
den Rundfunkanstalten zu erleichtern. Damals sah der Bundestag 
darin keine Benachteiligung privater Filmimporteure. 

Die Bundesregierung sieht vorerst keinen Anlaß, von dieser 
Auffassung abzuweichen. In diesem Zusammenhang darf darauf 

*) Siehe 125. Sitzung, Seite 6324 C 

hingewiesen werden, daß die Filmverleiher, die die inländischen 
Lichtspieltheater versorgen, aus dem Ausland regelmäßig Nega-
tive oder Zwischenpositive einführen, die schon nach dem Zoll-
tarif zollfrei sind. 

Die in den Fragen zwei und drei angesprochene Zollvergünsti-
gung muß nicht erst eingeführt werden. Sie besteht schon. 
Waren, die zur Ansicht oder zum ungewissen Verkauf eingeführt 
werden und im Zollgebiet nicht abgesetzt werden können, sind 
zollfrei, wenn sie wieder ausgeführt werden. Diese Zollfreiheit, 
die sich aus § 64 der Allgemeinen Zollordnung ergibt, gilt auch 
für Filme. 

Dann darf ich im Namen des Hauses den Herrn 
Präsidenten des Aktionskomitees für die Vereinig-
ten Staaten von Europa, Herrn Jean Monnet, be-
grüßen. 

(Beifall.) 

Wir treten nun in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe den Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

a) Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP betr. Entschließungen 
des Aktionskomitees für die Vereinigten 
Staaten von Europa 
— Drucksache V/2157 — 

c) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Griechenland 
- Drucksache V/1989 — 

Das Wort zu einer Erklärung der Bundesregierung 
hat der Herr Bundesminister des Auswärtigen. 

Brandt, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Heute sind es 
auf den Tag zehn Monate, seit die Regierung der 
Großen Koalition vor dem Deutschen Bundestag 
jene Regierungserklärung abgegeben hat, die ihre 
Richtschnur ist und bleibt. Es gibt keinen Grund, die 
Politik des Friedens, der Entspannung und der 
Kooperationsbereitschaft zu ändern, die im vergan-
genen Dezember festgelegt worden ist. Es ist eine 
Politik, die die Regierung geschlossen vertritt. 

Meine heutige Erklärung wird sich auf die Europa-
politik konzentrieren. Vorweg möchte ich jedoch 
einige Bemerkungen zum Thema der Nichtverbrei-
tung von Atomwaffen machen. 

Hier im Bundestag ist im Frühjahr eine Grund-
satzdebatte über den sogenannten Atomwaffen- 
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Sperrvertrag geführt worden. Seither ist der Genfer 
Abrüstungskonferenz bekanntlich der Bleichlautende 
Entwurf eines solchen Vertrages durch die beiden 
Kopräsidenten, also die Vertreter der USA und der 
UdSSR, vorgelegt worden. Ausgespart wurde dabei 
jener Artikel, der sich mit den Kontrollen befaßt. 
Darüber sind Verhandlungen und Konsultationen 
im Gange. 

Was die besonderen europäischen Aspekte an-
geht, stehen noch in diesem Monat wichtige Erörte-
rungen bevor. Im übrigen hat der Gang der Genfer 
Konferenz nichts ergeben, was die Bundesregierung 
veranlassen könnte, ihre Haltung zu revidieren. Das 
heißt, die Bundesrepublik Deutschland nimmt zur 
Nichtverbreitung von Atomwaffen weiterhin eine 
konstruktive Haltung ein. Sie ist für einen Vertrag, 
der weltweit annehmbar ist. Dabei darf die zivile 
Nutzung der Kernenergie nicht behindert, sondern 
sie sollte gefördert werden. Es muß zu möglichst 
ausgewogenen Vertragsverpflichtungen kommen. 
Der Zusammenhang mit weiterreichenden Maßnah-
men auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle und 
Rüstungsbegrenzung muß deutlich werden. Die An-
passung an die wissenschaftlich-technische Entwick-
lung darf nicht erschwert werden. Schließlich darf 
ein solcher Vertrag die Sicherheit nicht beeinträch-
tigen. Es hat sich gezeigt, daß wir es im Grunde 
nicht mit spezifisch deutschen Gesichtspunkten zu 
tun haben. 

Der Vertrag ist, wie man weiß, auch jetzt noch 
nicht unterschriftsreif. Er kann deshalb auch noch 
nicht abschließend beurteilt werden. Man kann da-
von ausgehen, daß die Diskussion sich im Laufe der 
nächsten Wochen zu den Vereinten Nationen — zur 
Generalversammlung — nach New York hin ver-
lagern wird. Eine zusätzliche Problematik hat sich 
aus der Entwicklung von — wenn auch begrenzten — 
nuklearen Raketenabwehrsystemen ergeben. 

Nun komme ich zu unserer Europapolitik. Ich 
wende mich zunächst dem Teilgebiet zu, das in die-
sen Monaten besondere Aufmerksamkeit auf sich 
lenkte, also unsere Ostpolitik. Sie hat im Westen 
und in der neutralen Welt viel Beachtung gefunden. 
Der Bundesregierung liegt daran, von dieser Stelle 
aus all den Repräsentanten befreundeter Staaten zu 
danken, die unsere Politik der Friedenssicherung, 
der Aussöhnung und der sachlichen Zusammen-
arbeit geduldig erklärt und verständnisvoll geför-
dert haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der FDP.) 

Es ist das Ergebnis unserer Bemühungen und der 
Unterstützung unserer Freunde, daß niemand mehr 
glaubwürdig ist, der behauptet, die Bundesrepublik 
Deutschland sei ein Störenfried oder ein Hindernis 
der Entspannung. Hier haben wir es mit einer 
echten Klimaveränderung zu tun. Die Vorwürfe, die 
Bundesregierung bereite eine Aggression vor, sie 
sei imperialistisch, sie gefährde den Frieden — und 
was es dergleichen noch gibt —, diese Vorwürfe 
gehen ins Leere. Wer sich steigert, wird dadurch 
nur noch unglaubwürdiger. Keine Propaganda kann 
die Tatsache aus der Welt schaffen, daß die Bundes-

republik Deutschland bereit ist, mit allen Staaten 
Ost- und Südosteuropas ihre Beziehungen zu nor-
malisieren, die Beziehungen zur Sowjetunion aus-
zubauen und zu verbessern und die Problematik des 
geteilten Deutschlands dabei keineswegs auszu-
klammern. 

Wir werden ein Stadium erreichen, in dem es 
noch offensichtlicher sein wird, als es heute schon 
ist, daß es allein vom guten Willen der Führungen 
in den östlichen Machtzentren abhängt — und nicht 
von der Haltung der Bundesregierung —, ob durch 
praktische Fortschritte, durch Verträge, Abkom-
men oder Übereinkünfte die Entspannung in Europa 
vorangebracht werden kann. Daß die Bundesregie-
rung dazu bereit ist, daß sie bereit ist, sich beim 
Wort nehmen zu lassen, ist eine Realität, an der man 
auf die Dauer auch in Ostberlin nicht wird vorbei-
gehen können. 

Die Bundesregierung hat allen Grund, an ihrer 
Politik der konstruktiven Bereitschaft mit Geduld 
festzuhalten, keinen Illusionen nachzujagen, sich 
aber auch durch keinerlei Störmanöver von dieser 
Politik abbringen zu lassen. Es wird wichtig sein, 
wenn der Deutsche Bundestag, so wie dies durch 
die Zustimmung zur Regierungserklärung vom 
13. Dezember 1966 geschah, diese Politik weiterhin 
in großer Einmütigkeit unterstützt. 

Meine Damen und Herren, über die Interdepen-
denz zwischen der Ostpolitik und den innerdeut-
schen Fragen sind wir uns sicherlich im klaren. 
Die Bundesregierung bleibt bemüht, das Verhältnis 
der beiden Teile Deutschlands zueinander und zur 
Außenwelt mit der allgemeinen, wenn auch schwie-
rigen Entwicklung zur Entspannung in Einklang zu 
bringen. Die beiden Briefe von Bundeskanzler Kie-
singer an Herrn Stoph beweisen das; sie stellen 
keine Vorbedingung. Auch zwischen den beiden 
Teilen Deutschlands können, wie das im größeren 
Zusammenhang zwischen Ost und West gilt, nur 
dann Fortschritte erzielt werden, wenn mögliche 
Übereinkünfte auf Gebieten gemeinsamer Interessen 
nicht durch unerfüllbare Vorbedingungen verhindert 
werden. Die völkerrechtliche Anerkennung der DDR 
kommt für uns nicht in Frage; sie ist kein Ver

-

handlungs- und Gesprächsgegenstand. 

(Beifall.) 

Die Bundesregierung ist aber bereit, mit den nun 
einmal zuständigen Stellen die innerdeutschen Be-
ziehungen zu verbessern und jene Hindernisse ab-
zubauen, die sich dem menschlichen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Austausch generell heute entgegen-
stellen. Die Bundesregierung wünscht gewiß nicht, 
daß die Menschen im anderen Teil Deutschlands iso-
liert werden, sondern sie erstrebt, daß alle Deut-
schen am Austausch und am Fortschritt teilhaben 
können. Solange wir die einzige Regierung auf 
deutschem Boden sind, die vom Volk in freien Wah-
len gewählt worden ist, ergeben sich für uns beson-
dere Pflichten. Soweit wir dazu in der Lage sind, 
haben wir uns um die Einheit der Nation zu küm-
mern und für das Selbstbestimmungsrecht unseres 
Volkes einzutreten. Wir haben keinen Anspruch 
darauf erhoben, gegenüber dem anderen Teil 
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Deutschlands behördliche Macht auszuüben; von 
uns wird aber auch niemandes Leben bedroht, der 
von Deutschland nach Deutschland will. 

(Lebhafter Beifall im ganzen Hause.) 

Wir fühlen uns verpflichtet, unseren Landsleuten 
Hilfe und Beistand zu gewähren, wo sie ihrer be

-

dürfen und wo wir in der Lage sind, sie zu leisten. 

Meine Damen und Herren, die Beziehungen zur 
Sowjetunion haben in unseren Überlegungen selbst-
verständlich einen besonderen Rang. Dies zu be-
tonen, entspricht den Realitäten und der Geschichte. 
Wir haben der Sowjetunion gesagt, daß wir jeder-
zeit bereit sind, in eine Erörterung aller wesent-
lichen Fragen unserer Beziehungen einzutreten. Wir 
sind uns bewußt, daß eine derartige Phase ernst-
hafter Gespräche Zeit braucht. Wir haben uns auch 
bereit erklärt, die schneller lösbaren Fragen zu-
nächst zu behandeln. Ich nenne als Beispiele: Wie-
deraufnahme von Verhandlungen zum Abschluß 
eines Handelsabkommens, Förderung der deutsch-
sowjetischen Kulturbeziehungen, Abmachungen 
über technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit — 
auch auf dem Gebiet der Verwendung von Kern-
energie für friedliche Zwecke —, Einrichtung einer 
direkten Luftverbindung Frankfurt—Moskau. Die 
Regierung der Sowjetunion weiß, daß wir zum Aus-
tausch von Gewaltverzichtserklärungen bereit sind. 
Selbstverständlich haben wir uns bereit erklärt, 
auch über Fragen zu sprechen, an deren Erörterung 
der Sowjetunion liegen sollte. Ich kann dem Hohen 
Hause mitteilen, daß das Gespräch nicht erst zu 
beginnen braucht, sondern zu verschiedenen Fragen 
von gemeinsamem Interesse im Gange ist. Aller-
dings deutet zunächst leider noch nichts darauf hin, 
daß eine grundlegende Verbesserung ,der Beziehun-
gen bevorstünde. 

Die Bereitschaft der Bundesregierung, die Bezie-
hungen zu den Staaten und den Völkern Ost- und 
Südosteuropas zu verbessern, ist weithin registriert 
worden und gilt unvermindert. Ich bekräftige: Wir 
wünschen aufrichtig Aussöhnung und Entspannung 
mit jedem dieser Völker und Staaten. Diese Politik 
entspricht unseren Bemühungen um die Sicherung 
des Friedens in Europa und soll dazu beitragen, die 
Voraussetzungen für eine europäische Friedensord-
nung zu schaffen. Die Bundesregierung ist bereit, zu 
jedem dieser Staaten ihre Beziehungen in dem 
Maße zu entwickeln, in dem die Regierung dieses 
Staates ihrerseits dazu bereit und in der Lage ist. 

Uns geht es nicht nur um formale, sondern vor 
allem um praktische Fortschritte. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß wir 
im Sommer dieses Jahres mit der Sozialistischen 
Volksrepublik Rumänien Botschafter ausgetauscht 
haben. Anfang August ist ein Abkommen über die 
Zusammenarbeit im technisch-wissenschaftlichen Be-
reich unterzeichnet worden. Verhandlungen für die 
Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen stehen un-
mittelbar bevor. Die Gespräche, die ich im August 
in Bukarest und am Schwarzen Meer führen konnte, 
haben einen freimütigen politischen Dialog ein-
geleitet, den wir fortsetzen möchten und der der 
Entspannung zwischen Ost und West und damit  

auch anderen. Völkern zugute kommen kann. Unsere 
Beziehungen zu Rumänien bieten ein Beispiel für 
wirklichkeitsnahe Zusammenarbeit, die eine trag-
fähige Brücke schlägt über unterschiedliche poli-
tische Auffassungen hinweg. 

Mit der  Tschechoslowakischen Sozialistischen Re-
publik  ist Anfang August ,ein Abkommen über den 
Austausch von Handelsvertretungen und ein Ab-
kommen über den Waren- und Zahlungsverkehr un-
terzeichnet worden. Damit haben die beiden Länder 
zum erstenmal amtliche Beziehungen aufgenommen, 
die die Bundesregierung als einen Übergang zur 
Normalisierung der Beziehungen betrachtet. Wir 
messen dem Verhältnis zu dem einzigen unmittel-
baren kommunistischen Nachbarstaat der  Bundes-
republik  Deutschland besonderes Gewicht bei und 
hoffen, daß ,die beiden Handelsvertretungen noch in 
diesem Jahre, und zwar möglichst wenig restriktiv, 
mit ihrer praktischen Arbeit beginnen können. 

Die Bundesregierung bedauert, daß die deutsch-
polnischen Beziehungen noch nicht verbessert wer-
den konnten. Unser erklärtes Verständnis für den 
Wunsch des polnischen Volkes, in gesicherten Gren-
zen zu leben, ist vom Aussöhnungswillen diktiert. 
Wir haben ebenso offen gesagt, daß nur in einem 
Friedensvertrag über die Grenzfrage entschieden 
werden kann. Aber es gibt keinen vernünftigen 
Grund,  der  einer Verbesserung der bilateralen Be-
ziehungen und einem ernsthaften deutsch-polnischen 
Gespräch im Wege stehen könnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben den Eindruck, daß die Regierungen 
Ungarns und Bulgariens unseren Wunsch nach ver-
besserten Beziehungen teilen, daß sie jedoch aus 
Gründen, über die ich nicht Spekulationen anstellen 
will,  die  Zeit für die Aufnahme diplomatischer Be-
ziehungen noch nicht für gekommen halten. Wir 
respektieren diese abwartende Haltung, wir drän-
gen niemanden und hoffen, daß die  wechselseitigen 
Interessen unserer Staaten zu einer fortschreitenden 
Annäherung führen werden. 

Das blockfreie Jugoslawien ist ein in Ost und 
West geachtetes Mitglied der europäischen Staaten-
gemeinschaft. Es ist der Wunsch der Bundesregie-
rung, gerade mit diesem Land Beziehungen wieder 
völlig zu normalisieren, und wir hoffen, daß die da-
mit verbundenen rechtlichen bzw. politischen 
Schwierigkeiten überwunden werden können. Inzwi-
schen üben die deutschen und jugoslawischen Stäbe 
bei ,den Schutzmachtvertretungen ohne formelle 
Änderung ihres Status praktisch die Aufgaben 
selbständiger Missionen aus. Die faktischen Bezie-
hungen haben sich zufriedenstellend entwickelt. 
Verhandlungen über den Abschluß eines langfristi-
gen Warenabkommens, über Gastarbeiter und über 
kulturelle Fragen sind vorgesehen. 

Dies ist eine Zwischenbilanz, die ich nicht negativ 
nennen würde. Dabei ist es wichtig zu wissen, daß 
unsere eigenen Bemühungen eingebettet sind in 
Überlegungen der westlichen Gemeinschaften, zu 
denen wir gehören. Ich denke hier vor allem auch 
an die Vorarbeiten zu Elementen einer europäischen 
Friedensordnung, an denen wir mitwirken, und an 
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Vorschläge für bessere Konsultationen und Koordi-
nierung in Ost-West-Fragen, die wir angeregt haben 
und begrüßen. 

Meine Damen und Herren, Aussöhnung und Zu-
sammenarbeit, wie wir sie mit den osteuropäischen 
Völkern anstreben, sind in Westeuropa bereits eine 
Tatsache geworden. Die Politik der  wirtschaftlichen 
und politischen Einigung Europas ist ein wesent-
liches Element für die Organisierung des Friedens 
in unserer Welt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Zusammenarbeit und Einigung Europas ist ge-
gen niemanden gerichtet. In einer gefährlichen Zeit 
und einer zerstrittenen Welt sollte sie vielmehr ein 
Beispiel dafür sein, wie die Völker durch friedliches 
Zusammenwirken zu Wohlstand und Sicherheit ge-
langen können. 

Wir können mit  Genugtuung fesstellen, daß ,die 
europäischen Gemeinschaften seit der  Bundestags-
debatte vom 22. Februar dieses Jahres Fortschritte 
gemacht haben. Die Verschmelzung der drei Organe 
der europäischen Gemeinschaften ist ein erster 
Schritt zur Vereinfachung und Rationalisierung der 
Arbeit. Die Gemeinsame Kommission unter der Lei-
tung des Präsidenten Jean Rey findet das volle Ver-
trauen und die Unterstützung der  Bundesregierung. 
Bei idieser Gelegenheit liegt mir daran, als Bundes-
minister des Auswärtigen und zugleich für die  Bun-
desregierung zu sagen, mit welcher Wertschätzung 
wir uns der bahnbrechenden Aktivität Professor 
Hallsteins erinnern. 

(Beifall bei den  Regierungsparteien.) 

Wir freuen uns mit ihm, wenn ihm morgen in Metz 
die Robert-Schumann-Medaille verliehen werden 
wird. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Meine Damen und Herren, auch der erfolgreiche 
Abschluß der Kennedy-Runde ist ein Erfolg für die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft. Sie ist dabei 
als Gemeinschaft aufgetreten und hat wesentlich 
zum Gelingen dieser überaus wichtigen Verhand-
lungen beigetragen. 

Die Beitrittsanträge Großbritanniens, Irlands, 
Dänemarks und Norwegens sowie der Antrag 
Schwedens bestätigen die bisherige erfolgreiche Ent-
wicklung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 
Sie stellen uns und andere aber auch vor eine der 
großen Optionen der europäischen Politik: Soll und 
darf der Graben, der westeuropäische Länder von-
einander trennt, erhalten bleiben? Sollen und dürfen 
europäische Staaten mit demokratischer Tradition 
und wirtschaftlicher Maturität vom europäischen 
Einigungswerk ausgeschlossen bleiben? Wir haben 
in der Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 
gesagt — ich darf zitieren —: 

Die Gemeinschaft der Sechs soll allen europä-
ischen Staaten offenstehen, die sich zu ihren 
Zielen bekennen. Besonders würden wir eine 
Teilnahme Großbritanniens und anderer EFTA- 
Länder begrüßen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese grundsätzliche Orientierung ist für uns 
maßgebend gewesen. Deshalb stimmt die Regierung 
auch dem zu, was die drei Fraktionen dieses Hohen 
Hauses durch ihre Entschließung anstreben. Wir 
haben gegenüber niemandem ein Hehl daraus ge-
macht, daß der Beitritt Großbritanniens und anderer 
EFTA-Länder im deutschen Interesse liegt, wirt-
schaftlich und politisch, aber wir haben nicht ver-
säumt, alle sich im Zusammenhang mit dem Beitritt 
dieser Länder zu den europäischen Gemeinschaften 
stellenden Probleme sorgfältig zu prüfen. Wir 
kamen zu dem Ergebnis — und alle interessierten 
Ressorts waren an dieser Prüfung beteiligt —, daß 
diese Probleme sich mit jenem Maß guten Willens 
lösen lassen, mit dem wir uns bereits an den Ver-
handlungen beteiligt haben, die seinerzeit zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
führten. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Inzwischen liegt auch die Stellungnahme der 
Kommission der europäischen Gemeinschaften zu 
diesen Anträgen vor. Das Hohe Haus wird hoffent-
lich verstehen, daß ich kurz vor der Debatte im 
Ministerat über dieses Dokument mir eine gewisse 
Zurückhaltung auferlegen muß. Soviel kann jedoch 
gesagt werden: Die Stellungnahme der Kommission 
gibt ein umfassendes Bild der Probleme, die sich im 
Laufe der Beitrittsverhandlungen stellen werden. 
Die Bundesregierung kann sich dem Grundsatz der 
Kommission anschließen, daß neu beitretende 
Staaten den Vertrag in seiner heutigen Form und 
die bisher ergangenen Entscheidungen annehmen 
müssen. Sie müssen auch bereit sein, sich die all-
gemeinen Zielsetzungen der europäischen Gemein-
schaften für die Zukunft zu eigen zu machen. Mit 
der Kommission sind wir der Meinung, daß die mit 
einem Beitritt verbundenen wirtschaftlichen Pro-
bleme lösbar sind, wenn ein positiver politischer 
Entschluß der Mitgliedstaaten der europäischen Ge-
meinschaften erst einmal zu Verhandlungen geführt 
haben wird. Die in dem Dokument der Kommission 
analysierten Probleme, darunter so schwierige 
Probleme wie die Agrarfrage und die Währungs-
frage, sollten unserer Meinung nach im Gespräch mit 
Großbritannien und den übrigen beitrittswilligen 
Ländern geklärt werden, und die Bundesregierung 
wünscht, daß es bald zu solchen Gesprächen kommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei Abgeordneten der FDP.) 

Manchmal ist in der hinter uns liegenden Zeit ge-
fragt worden, was denn die  Bundesregierung tue, 
um die Erweiterung der europäischen Gemein-
schaften aktiv zu fördern. Hierzu ist zu sagen, daß 
der EWG-Vertrag für die Aufnahme neuer Mitglie-
der Einstimmigkeit vorschreibt. Wir respektieren 
diese Vorschrift. Wir haben unsere Haltung in den 
Organen der Gemeinschaft und in bilateralen Kon-
sultationen und Besprechungen klargemacht. Wir 
meinen, daß die historische Gelegenheit, auf dem 
Wege nach Europa voranzukommen, nicht versäumt 
werden darf. 

(Beifall.) 
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Wir gehen dabei — ich sage es mit anderen 
Worten noch einmal — von der Erwartung aus, daß 
die Antragsteller bereit sind, an einem einigen, an 
einem zunächst sich einigenden Europa ohne Vor-
behalte mitzuwirken. Die Antragsteller werden ver-
stehen, daß die Sorge um die Erhaltung des Ge-
schaffenen legitim ist und eine ernsthafte Prüfung 
verdient. Wir haben die Argumente der französi-
schen Regierung nicht auf die leichte Schulter ge-
nommen, sondern halten unsere guten Dienste be-
reit, um zu einem Ausgleich der noch stark diver-
gierenden Auffassungen beizutragen. 

Es muß allerdings auch die Frage gestellt werden, 
welche Lage in Europa eintreten würde, wenn die 
Erweiterung der europäischen Gemeinschaften nicht 
gelänge. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Es wäre bestimmt keine einfache Lage. Es ist auch 
nicht zu verkennen, daß die wirtschaftliche Ausein-
anderentwicklung im westlichen Europa für ver-
schiedene Länder schon jetzt ernste Probleme ge-
schaffen hat. Das uns befreundete Dänemark wird 
hierdurch beispielsweise besonders betroffen, und 
der Bundeskanzler und der Bundesminister des Aus-
wärtigen gleichermaßen möchten, daß unsere däni-
schen Nachbarn und andere wissen, daß wir es 
wissen. 

(Beifall.) 

Neben dem inneren Ausbau der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zur Wirtschaftsunion und 
der soeben erörterten Erweiterung der Gemein-
schaften wird auch die Verschmelzung der drei 
europäischen Gemeinschaften auf die Tagesordnung 
kommen. Ich meine, wenn unsere Partner den Vor-
schlägen des deutschen Ratspräsidenten folgen, wird 
der Beitritt Großbritanniens und der übrigen EFTA- 
Länder dadurch nicht erschwert, sondern erleichtert 
werden. 

Meine Damen und Herren, bevor ich mich zu den 
übrigen Punkten im Antrag der drei Fraktionen 
äußere, möchte ich einige Bemerkungen machen 
dürfen zu jenem Antrag der Fraktion der Sozial-
demokratischen Partei, der sich mit Griechenland 
befaßt. Die Bundesregierung würde es begrüßen 
wenn sie sich dazu im einzelnen vor dem Aus-
schuß äußern könnte. 

Es ist im übrigen nicht pharisäerhaft und es ent-
springt auch keiner Neigung zur Einmischung in die 
Angelegenheiten eines anderen, ja befreundeten 
Landes, wenn wir sagen: die Entwicklung in Grie-
chenland hat uns mit großer Sorge erfüllt. Mit 
dieser Entwicklung meine ich die Aufhebung von 
Grundrechten und die Abkehr von der Demokratie. 
Im Ministerkomitee des Europarates wird die Bun-
desregierung über das Ergebnis der Ermittlungen 
und das Votum der Kommission für die Menschen-
rechte mit zu entscheiden haben, die dem Minister-
komitee als Ergebnis der von Schweden, Norwegen, 
Dänemark und Holland eingeleiteten Beschwerde 
gemäß Artikel 24 der Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte Anfang 1968 vorliegen 
werden. Uns geht es dabei um nichts anderes als 
Menschlichkeit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie,  

damit aber auch um die damit verbundene Glaub-
würdigkeit von Organisationen, an denen wir be-
teiligt sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung kennt die Erklärungen, die 
der König von Griechenland über die Rückkehr zu 
rechtsstaatlichen Verhältnissen abgegeben hat. Ge-
rade die traditionelle Freundschaft zum griechischen 
Volk läßt uns wünschen, daß dieser Prozeß nicht 
lange auf sich warten lassen und gut verlaufen 
möge. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich darf zu den euro-
päischen Gemeinschaften zurückkehren. Sie haben, 
wie wir wissen, beachtliche Erfolge aufzuweisen. 
Wenn aber Europa seine wirtschaftliche Wachstums-
rate und Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt 
aufrechterhalten will, so müssen auf einigen techno-
logischen Gebieten, die für die Entwicklung moder-
ner Industriezweige von entscheidender Bedeutung 
sind, größere Fortschritte gemacht werden. Noch 
Ende dieses Monats wird der Ministerrat der Ge-
meinschaften die Probleme der technologischen Zu-
sammenarbeit in Europa eingehend erörtern. Die 
Bundesregierung wird dabei initiativ werden und 
geeignete Vorschläge unterbreiten. 

Wir begrüßen es, daß der Antrag der drei Frak-
tionen auch eine Entschließung des Aktionskomitees 
für die Vereinigten Staaten von Europa über die 
Gestaltung der technologischen Entwicklung der 
europäischen Gemeinschaften enthält. Die Bundes-
regierung ist der Ansicht, daß der Ministerrat be-
schließen sollte, die bereits begonnenen Arbeiten 
zur Schaffung der für Forschung und Entwicklung 
notwendigen Rahmenbedingungen beschleunigt fort-
zusetzen. Insbesondere sollten gefördert werden 
die Steuerharmonisierung, das europäische Patent- 
und Gesellschaftsrecht und die Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs als notwendige Rahmenbedingun-
gen. Außerdem sollte geprüft werden, ob vorrangig 
auf folgenden Gebieten Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit bestehen: Informationsverarbeitung und 
-verbreitung, Umweltbelästigung, Ozeanographie, 
Entwicklung neuer Werkstoffe und Verkehrsmittel 
und Meteorologie. 

Im engen Zusammenhang damit stehen unsere 
Bemühungen, zu einem realistischen dritten For-
schungsprogramm von Euratom zu kommen. Daß 
der Beitritt Großbritanniens mit seinem beachtlichen 
Potential bei den Bemühungen, den technologischen 
Rückstand Europas zu vermindern, eine wesentliche 
Bedeutung haben würde, liegt auf der Hand. Der 
Sinn der europäischen Einigung liegt, so meine ich, 
auch darin, daß unser Kontinent rasch und zielstre-
big Anschluß gewinnt an die Dimensionen des 21. 
Jahrhunderts. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn die europäischen Gemeinschaften sich wei

-

terhin so ausweiten und entwickeln, wie die Bundes-
regierung es wünscht, so wird ihre, der Gemein-
schaften, Rolle in der Welt, so wird Europas Rolle in 
der Welt wirtschaftlich und politisch gestärkt wer-
den. Die engen Beziehungen zu den Vereinigten 
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Staaten, die auf dem Gebiet der Handelspolitik 
schon in der Kennedy-Runde hergestellt wurden, 
werden auf andere Gebiete ausgedehnt werden 
können. Die Vision eines selbständigen Europa, 
das mit einer Stimme spricht und ebenbürtig 
neben die Vereinigten Staaten tritt, kann dann 
Wirklichkeit werden. 

Im übrigen sind die Beziehungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und den europäischen Gemein-
schaften heute schon recht eng. Ein amerikanischer 
Botschafter ist bei den Gemeinschaften akkreditiert. 
In der OECD, im GATT und im Internationalen 
Währungsfonds geht eine wenig spektakuläre, aber 
wirkungsvolle Zusammenarbeit vor sich. Die  Bun-
desregierung ist dafür, diese Zusammenarbeit weiter 
zu intensivieren. Dabei wird auch der Gedanke eines 
Verbindungsausschusses von Nutzen sein können. 

Schließlich — das ist das vierte Element jenes 
Antrages. der das Hohe Haus heute befaßt — soll 
die europäische Einigung jener konsequenten und 
wirksamen Friedenspolitik dienen, durch die die 
politischen Spannungen zwischen Ost und West be-
seitigt werden sollen. Alle Bestrebungen, die Ge-
meinschaften für dieses Ziel nutzbar zu machen, fin-
den die Unterstützung der Bundesregierung. Sie ist 
überzeugt, daß die Zusammenarbeit, zu der sich 
die westeuropäischen Völker bereit gefunden haben, 
auch für die Beziehungen zwischen Ost- und West-
europa von Bedeutung sein wird. Die europäische 
Einigung ist nicht nur kein Hindernis für den Aus-
gleich der Interessen, sondern sie wird sich als ein 
fördernder und als ein stabilisierender Faktor er-
weisen. 

Auch die Sowjetunion und die anderen osteuro-
päischen Länder sind gut beraten, wenn sie die 
Europäischen Gemeinschaften realistisch einschätzen. 
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer, zumal 
sich erweiternden Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft mit einer optimalen Koordinierung der Ost-
handelspolitik wird den osteuropäischen Ländern ihr 
wohlverstandenes Interesse an einem sich ausdeh-
nenden Ost-West-Handel noch klarer vor Augen 
führen. Wir denken dabei auch — wie in dem vor-
liegenden Antrag ausgeführt ist — an einen ver-
stärkten Austausch technologischer Kenntnisse. Ge-
rade hier bietet sich für die Ost-West-Zusammen-
arbeit ein Feld an, das für den Frieden und die 
Wohlfahrt der europäischen Völker von entschei-
dender Bedeutung ist. 

Für die Bundesregierung besteht kein Gegensatz 
zwischen ihren Bemühungen um die Einigung der 
westeuropäischen Länder und den Bemühungen um 
Zusammenarbeit mit Osteuropa. Nach wie vor han-
delt es sich darum, daß die Europäischen Gemein-
schaften wirtschaftlich und politisch gestärkt wer-
den. Aber die durch die Einigung vergrößerte Potenz 
soll dem Dialog zwischen West- und Osteuropa 
dienen mit dem Ziel, über die unterschiedlichen 
Systeme hinweg eine auf gesunden Interessen be-
ruhende Zusammenarbeit einzuleiten. 

Was die politische Zusammenarbeit und Einigung 
in unserem Europa angeht, so sind unsere Erwartun-
gen im Vergleich zu den unmittelbaren Nachkriegs-

jahren gedämpft worden. Wir werden für eine solche 
Entwicklung zur politischen Einheit größere Zeit-
räume zugrunde legen müssen. Gleichwohl ist die 
Bundesregierung der Überzeugung, daß die mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft unwiderruf-
lich gewordene Entwicklung eines Tages in eine 
vertragliche Form der politischen Zusammenarbeit 
Europas münden wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dieser Prozeß wird nicht so perfektionistisch ver-
laufen, wie es von manchen erhofft worden ist; aber 
er wird auch nicht die Eigenart der europäischen 
Völker auslöschen, wie es von anderen befürchtet 
wird. 

Die Zusammenarbeit und Einigung Europas ent-
spricht der Logik unserer Zeit, der sich auf die 
Dauer keiner entziehen kann. Nur durch die Zu-
sammenfassung der begrenzten Kräfte der einzelnen 
Völker können wir Europa einen guten Platz in der 
Welt von morgen sichern. Nur auf diese Weise 
können wir seiner, Europas Stimme gebührend Ge-
wicht verschaffen. Nur auf diesem Wege werden wir 
Europäer imstande sein, für die Bewahrung des 
Weltfriedens und die Wohlfahrt der Völker volle 
Mitverantwortung zu übernehmen. 

Meine Damen und Herren! Nach Jahren der Sta-
gnation hat die Gipfelkonferenz in Rom vom ver-
gangenen Mai den Gedanken der europäischen poli-
tischen Zusammenarbeit wiederbelebt. Die Bundes-
regierung hofft, daß es bald zu einer weiteren Kon-
renz dieser Art kommen wird. Im übrigen nehmen 
wir jede Gelegenheit wahr — sei es 'im Rahmen des 
Europarats, der Westeuropäischen Union oder der 

 Europäischen Gemeinschaften —, um  mit  unseren 
Kollegen aus den anderen Ländern einen laufenden 
Gedankenaustausch zu pflegen. 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, möchte 
ich nicht versäumen, hier einmal die  Arbeiten der 
verschiedenen europäischen parlamentarischen Gre-
mien zu würdigen und ihren besonderen Wert für 
die europäische Politik herauszustellen. Ich weiß, 
daß diese Arbeiten für zahlreiche Mitglieder dieses 
Hohen Hauses mit Mühen und zusätzlichen Bela-
stungen verbunden sind. Aber d ie europäische Poli

-

tik der Regierungen muß Stückwerk bleiben, wenn 
sie nicht von den Völkern getragen wird, die in den 
europäischen Parlamenten vertreten sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei Abgeordneten der FDP.) 

Die  Bundesregierung ihrerseits ist jedenfalls ent-
schlossen, auf dem hier dargelegten Weg weiterzu-
gehen. Im übrigen stehen wir gern für weitere Be-
ratungen in den Ausschüssen zur Verfügung, wenn 
das Hohe Haus dies wünschen sollte. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien und bei Abgeordneten der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Daß das Haus in 
eine Beratung dieser Erklärung der Bundesregie-
rung einzutreten wünscht, ist wohl selbstverständ-
lich. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Barzel. 
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Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Bundestagsfraktion der 
CDU/CSU begrüßt die Gelegenheit zu dieser Aus-
sprache über die auswärtige Politik. Wir sehen in 
der Erklärung des Herrn Bundesministers des Aus-
wärtigen einen guten Überblick über die Lage, die 
Fortschritte und die Absichten der Politik der Bun-
desregierung. Wir werden uns auch unsererseits 
möglichst auf die Punkte beschränken, die der Herr 
Bundesaußenminister in seiner Regierungserklärung 
angesprochen hat. 

Ich möchte .deshalb erstens auch ein paar Worte 
zu den europäischen Dingen sagen, dabei allerdings 
im Westen beginnen. 

Durch ,die Politik der europäischen Vereinigung 
gelang — und dies bleibt festzuhalten — die Aus-
söhnung mit unseren Nachbarn im Westen, Süden 
und Norden. Wir sind nun gleichberechtigt. Die 
Menschen in ganz Europa spüren, daß dies ein loh-
nender und guter Weg war. Der Lebensstandard im 
freien Teil Europas ist gestiegen; die Arbeitnehmer 
wie ,die Unternehmer und die  Unternehmen genie-
ßen Freizügigkeit. Der größere Gemeinsame Markt 
macht die Höhen und Tiefen der Konjunkturverläufe 
weniger dramatisch. Er fördert die wirtschaftliche, 
die soziale und ,die politische Verflechtung. Eine Ju-
gend wächst heran, die im Bewußtsein europäisch 
ist,  deren Probleme ähnlich sind wie ihr Geschmack 
und die miteinander Grenzen für altmodische Zöpfe 
hält. 

Wir dürfen also sagen, daß sich die EWG bewährt 
hat und daß sie deshalb in der Art wie in der Me-
thode der Motor bleiben muß. Die sechs Volkswirt-
schaften der Länder der Gemeinschaft sind nun — 
wenn auch nach Branchen natürlich sehr unterschied-
lich — so verzahnt, daß keiner mehr — ohne den 
größeren Schaden für sich selbst — alles wieder 
rückgängig machen könnte. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wenn ich ein Bild gebrauchen darf: aus sechs Eiern 
ist ein Omelett geworden, und daraus macht nie

-

mand mehr sechs Eier, meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn dies so ist und weil dies so ist, sind wir 
veranlaßt, auch politisch Rücksicht aufeinander zu 
nehmen. Und so erinnern wir daran, daß wir früher 
in diesen Einigungsprozeß manche Vorleistung be-
wußt eingebracht haben. Wir haben uns nie ver-
sagt, wenn einer einen Wunsch hatte oder ein Ge-
spräch erbat. Nun wünschen wir etwas. Wir haben 
den Wunsch und die Bitte, daß — und zwar bald — 
solide Sachgespräche der Gemeinschaft mit den 
beitrittswilligen Ländern Europas aufgenommen 
werden.. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, hier ist durch den 
Herrn Bundesminister des Auswärtigen auf die Re-
gierungserklärung hingewiesen worden; sie ist zi-
tiert worden. Wir stimmen dem unverändert zu. 
Auch wir wissen, daß die durch diese Beitrittsge-
suche aufgeworfenen Probleme schwierig sind. Des-
halb muß man darüber sprechen, und wir erwarten,  

daß niemand vor der Tür oder vor dem Runden 
Tisch solcher Sachgespräche ein Nein sagt. 

Wir hatten aus anderem Anlaß im vergangenen 
Jahr Gelegenheit genommen, in unserer Fraktion 
einen Beschluß zur europäischen Politik zu fassen, 
um unsere Position zu verdeutlichen. Ich möchte das 
hier noch einmal in  Erinnerung bringen. Wir haben 
am 8. September 1966 folgendes beschlossen, was 
für uns' fortgilt; aber ich hätte es gern auch im Pro-
tokoll dieser Debatte: 

Die politische Einigung der Staaten des Ge-
meinsamen Marktes mit offener Tür für den 
Beitritt anderer Staaten zu gleichen Bedin-
gungen ist die Voraussetzung für die Lösung 
der großen Lebensfragen des europäischen 
Kontinents und eine Vorbedingung für seine 
politische, wissenschaftliche, technische und 
wirtschaftliche Stellung in der Welt der Zu-
kunft. Es gibt auch keine bessere europäische 
Sicherheitspolitik als die konsequente Arbeit 
für die Einheit Europas. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD.) 

Dies wollten wir heute noch einmal dartun, meine 
Damen und Herren. 

Nun liegt uns — und es ist veröffentlicht worden 
— das Papier der Europäischen Kommission zu die-
sen Fragen vor. Diesem Papier kann jeder un-
schwer entnehmen, daß kein leichter Weg vor uns 
liegt. Die Fragen der verschiedenen Beitritte und 
der nuancierten Gesuche etwa auch anderer sind 
sachlich schwierig und nicht allein durch die rechte 
Einstellung zu Beginn zu lösen. Aber es muß dar-
über gesprochen werden, und zwar muß so offen, so 
klar und so ohne Schönfärberei darüber gesprochen 
werden, wie die Kommission selbst diese Probleme 
herausgearbeitet hat. 

Die Eröffnung solcher Sachgespräche nimmt nie-
mandem etwas von seiner Möglichkeit, abschließend 
auch politisch zu votieren. Diese Freiheit bleibt. 
Solche Sachgespräche sind aus einem weiteren 
Grunde nötig: Die Kommission hat ihrem Bericht 
keinen endgültigen Charakter geben können, weil 
auch für sie erst durch Gespräche — auch mit den 
Beitrittsgesuchstellern — alle Sachverhalte so weit 
aufgeklärt werden können, daß ein Gesamtbild ent-
steht, auf Grund dessen ein Gesamturteil möglich 
wird. Sachliches Urteil erfordert also die Aufnahme 
der Verhandlungen. Wenn sich daraus am Schluß 
ein positives Urteil für die einzelnen Bereiche er-
geben sollte, bleibt immer noch das Ganze zu-
sammen zu sehen und auch die politische Frage zu 
stellen. 

Hier stimme ich einer Überlegung des Herrn 
Bundesaußenministers zu. Ich will sie hier nur noch 
etwas pronocierter darstellen, wie es, glaube ich, 
Recht und Möglichkeit des Parlaments ist. Ge-
wiß, die Beitritte würden die Qualität der  bisheri

-

gen Gemeinschaft verändern. Aber es ist doch auch 
zu fragen: Würde es nicht die Qualität Europas, also 
nicht nur die Qualität unserer so erfolgreichen Ge-
meinschaft, die doch nur Teil Europas ist, auch ver- 
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ändern, wenn etwa die Beitrittsgesuche zurückge-
wiesen würden? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, eben dies würde — und 
das sollte niemand übersehen — die Sturktur Euro-
pas nicht nur berühren, sondern beeinträchtigen. 
Dies würde auch nicht ohne langfristige Wirkung 
auf zahlreiche außenpolitische Fragen sein, die zum 
vitalen Kreis unserer Probleme gehören. 

So stimmen wir erneut zu, wenn die Bundes-
regierung hier — auch öffentlich — dargetan hat, 
daß die deutsche Position in diesen Fragen - nicht 
etwa, weil wir es so wünschen, sondern weil es so 
ist — ein Stück Mitverantwortung auch für andere 
Europäer trägt. Der Herr Bundesaußenminister hat 
— wir begrüßen das — Dänemark ausdrücklich 
genannt. Er hätte anderes hinzufügen können. 

Meine Damen und Herren, ich möchte in dieser 
europäischen Debatte anmerken — und damit folge 
ich einer guten Tradition des verehrten Heinrich 
von Brentano —, daß wir bei all diesen europä-
ischen Entwicklungen gut daran tun, auch den Rang 
und die Rolle der Neutralen für ganz Europa — 
für uns und für eine künftige Friedensordnung — 
im Auge. zu behalten und offen zu sein für das, was 
die Neutralen zu diesem Thema für sich vorschlagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, heute wird man we-
niger Widerspruch ernten, wenn man feststellt: Wir 
Europäer haben in den 40er und in den 50er Jahren 
viel Kraft im Methodenstreit verbraucht. Heute wis-
sen wir alle, daß das natürlich wichtig ist. Wichtiger 
aber ist, daß es weiter vorangeht. Auch pragmati-
sche Entscheidungen und Kompromisse, die durch 
Fakten das Gemeinsame stärken, helfen weiter. 

So frage ich mich: Was soll alles Gerede vom 
ganzen, vom größeren Europa? Was sollen alle 
großen Perspektiven einer europäischen Friedens-
ordnung, wenn wir über diesen großen Gedanken 
vergessen, was wir heute für diese Ziele praktisch 
tun können? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, wir können etwas 
praktisch tun. Zum Greifen nahe liegt die Chance, 
einen größeren Markt der Europäer zu organisieren 
und damit einen weiteren Schritt für das vereinte 
Europa zu tun und hierbei — ich wiederhole es — 
auch den Neutralen Verständnis zu erweisen. 

Wenn wir ein modernes Land bleiben wollen, 
müssen wir Europa wollen. Auch wir hoffen und 
unterstützen das, was in der Regierungserklärung 
zum Ausdruck gekommen ist, daß eine weitere Kon-
ferenz der Regierungschefs — so wie sie von Bun-
deskanzler Kurt-Georg Kiesinger in Rom angeregt 
und durch seinen Einfluß verabredet worden ist — 
bald  zustande kommt. 

Meine Damen und Herren, wir haben Walter 
Hallsteins mit Recht durch Applaus gedacht. Ich 
hoffe, wir alle in diesem Hause und draußen in der 
Öffentlichkeit stimmen ihm zu in den Worten, die 
er hierzu sagt und die ich nun zitiere: 

Als ohnmächtige Zuschauer verfolgen die 
Europäer, wie gewaltige Mächte kontinentalen 
Umfangs der Versuchung ausgesetzt sind, 
Himmel und Erde untereinander aufzuteilen. 
Vom Mittelpunkt der Weltpolitik ist Europa 
an ihre Peripherie gerückt. Sein früheres 
geistiges Übergewicht wird zum wissenschaft-
lich-technologischen Untergewicht. Provinzia-
lismus und die Mattigkeit der Sättigung do-
minieren. 

Meine Damen und Herren, das ist ein Ausspruch 
eines Mannes, der die Verhältnisse kennt. 

So meine ich noch einmal, daß nicht nur die 
Überschrift gilt: Wenn wir ein modernes Land blei-
ben wollen, müssen wir Europa wollen. Vielmehr 
brauchen wir auch, wenn all das, was uns in diesem 
Hause seit über einem Jahr besonders beschäftigt, 
nämlich die Stärkung der deutschen Wirtschafts-
kraft, erfolgreich sein soll, den europäischen Impuls 
und, wenn es gewünscht wird, auch den der altlan-
tischen Zusammenarbeit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir meinen also — und ich kann mich hierzu 
kürzer fassen, als ich dachte, weil die Erklärung des 
Herrn Außenministers zu dem gemeinsamen Antrag 
bereits sehr präzis war —, daß es an der Zeit ist, 

1. die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft zügig 
und kraftvoll durch volles Ausschöpfen der Möglich-
keiten des Vertrages fortzuentwickeln und der tech-
nologischen Kooperation Wege zu eröffnen — wir 
begrüßen insbesondere, was der Herr Bundesaußen-
minister hierzu gesagt hat —; 

2. über die Beitrittsgesuche Großbritanniens, Ir-
lands, Norwegens und Dänemarks bald in solide 
Sachverhandlungen einzutreten; 

3. deutlich zu machen, daß dieses sich vereini-
gende Europa die Partnerschaft zu den USA sucht — 
der  Bundesaußenminister hat eben ein gutes Wort 
gefunden; wenn ich es vorher geahnt hätte, hätte 
ich versucht, es nachzuformulieren, um die Gemein-
samkeit zu unterstreichen, als er von „ebenbürtig" 
sprach —; 

4. scheint es uns an der Zeit zu sein, ebenso deut-
lich zu machen, daß dieses sich vereinigende Europa 
offen nach Osten und bereit zur Zusammenarbeit 
ist. 

Wir freuen uns  — wie Sie aus dem Antrag er-
sehen können —, in diesen vier Zielrichtungen völ-
lig einig zu sein mit den Parteien und Gewerkschaf-
ten aus den sechs Ländern der Gemeinschaft, die 
dem Europäischen Aktionskomitee unter dem Vor-
sitz des hochverdienten Jean Monnet angehören und 
dort zusammenwirken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei Abgeordneten der FDP.) 

Meine Damen und Herren, der uns vorliegende 
Antrag beruht auf einer Absprache in diesem 
Komitee. Er sollte, wie das die Übung des Hauses 
ist, im Auswärtigen Ausschuß im einzelnen weiter 
beraten werden. Lassen Sie mich nur noch eines 
oder, besser, zweierlei dazu sagen. 
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Es gibt gelegentlich in Diskussionen mit dem Blick 

auf den Nahen Osten und auf andere Bereiche der 
Welt die Frage: Wo bleiben wir, die Europäer? 
Meine Damen und Herren, seien wir ehrlich: Allein 
wir selbst enthalten uns Rang und Einfluß in  der 
Welt vor, indem wir uns nicht vereinigen. Kein 
anderer tut das, nur wir selber. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben in der Kennedy-Runde erfolgreich mit 
einer Stimme gesprochen. Es war ein Erfolg für 
jeden und  für das Ganze zugleich. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang nicht unterlassen, auch +dem 
Herrn Bundeswirtschaftsminister und dem Herrn 
Bundesbankpräsidenten ein Kompliment zu sagen für 
den Erfolg, den  sie für die Gemeinschaft durch eine 
an dem Gemeinschaftsgeist orientierte Haltung bei 
der Lösung der schwierigen internationalen Wäh-
rungsprobleme zuletzt in  Rio erreicht haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Haben wir nicht- so frage ich zum Schluß dieses 
ersten Kapitels —, auch schon in der Zeit unserer 
Zusammenarbeit, hat  nicht auch Frankreich, hat 
nicht Italien, hat nicht auch Großbritannien in den 
letzten Jahren zu spüren bekommen, wie eng die 
Grenzen der Realität für das gesonderte Wirken 
jedes einzelnen europäischen Landes in dieser Welt 
heute sind? Nur miteinander haben wir Erfolgschan-
cen in  der  Welt der Zukunft. 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundesaußen-
minister hat den Blick gleich zu Anfang auf das 
östliche und mittlere Europa geworfen. Auch wir 
meinen das ganze, wenn wir von Europa sprechen, 
so wie wir 'das ganze Deutschland meinen. Es sollte 
die Übung aufhören, daß man glaubt, deutsche 
Außenpolitik in eine Abteilung West und eine Ab-
teilung Ost trennen zu können. Man muß das zu-
sammen sehen. 

Meine Damen und Herren, es ist bekannt, daß wir 
es — wir haben es zur Einleitung dieses Bundesta-
ges für unsere Fraktion im Jahre 1965 gesagt — 
als  die  Aufgabe unserer Generation begreifen, die 
Aussöhnung auch nach Osten zu erreichen. Wir 
möchten heute, aus einem guten Grunde, wie ich 
glaube, einen Faden wieder aufnehmen, den Kon-
rad Adenauer am 1. September 1959 zu weben be-
gonnen hat. Er erklärte zu diesem 20. Jahrestag des 
Ausbruchs ides  zweiten Weltkriegs — mit Genehmi-
gung des Herrn Präsidenten möchte ich dieses Zitat 
hier verlesen, das nicht in die Vergessenheit gera-
ten sollte, weder  in  der Aussage noch im Datum —: 

Die Aufgabe aller Menschen, gleich welchen 
Glaubens, gleich welcher Farbe, gleich welcher 
politischen Auffassung muß sein, den Zustand 
(der Friedlosigkeit und der bewaffneten Angst 
zu beenden,  den  gesichterten Frieden in  die  von 
Angst erfüllte Welt zurückzuführen, damit sich 
alle Völker dem wahren inneren und äußeren 
Fortschritt widmen  können. 

Ein besonderes Wort aber muß heute dem 
Volke gelten, das durch den Einfall der Trup-
pen Hitlerdeutschlands und der Sowjetunion 
das erste Opfer des  Krieges geworden ist; ich 

meine das polnische Volk. Weit länger als ein 
Jahrhundert hat dieses sympathische Volk, 
ohne daß es irgendeine Schuld traf, unter den 
politischen und kriegerischen Auseinanderset-
zungen in Europa gelitten; dreimal wurde es 
zerrissen und geteilt, und vor zwanzig Jahren 
wurde es das erste Opfer dieses letzten Krieges, 
als Hitlerdeutschland und  die  Sowjetunion in 
das Land einfielen und es grausam zerstörten. 
Das heutige Deutschland ist ein anderes 
Deutschland als jenes unter Hitler. ... Darum 
sage ich aus innerer Überzeugung, daß dieses 
Deutschland, das neue Deutschland, einmal ein 
guter Nachbar Polens werden wird. ... Unser 
Bestreben wird es sein, Verständnis, Achtung 
und Sympathie zwischen dem heutigen Deutsch-
land und dem polnischen Volk zu begründen, 
damit auf diesem Boden dereinst eine wahre 
Freundschaft erwachse. 

(Beifall.) 

Soweit Konrad Adenauer vor vielen Jahren. So 
lange ist unsere Hand ausgestreckt. Es gibt aktive 
Ostpolitik eben schon eine ganze Weile. 

Ich komme zu dem zweiten Punkt, den auch der 
Herr Bundesaußenminister berührt hat, zur Frage 
der Nonproliferation. Unsere Politik bleibt es, das 
Ziel der Nichtverbreitung nuklearer Waffen in un-
serer an Spannungsfeldern so reichen Welt anzu-
streben. Denn wir selbst haben — wie später auch 
Osterreich — auf die Herstellung von Kernwaffen 
schon verzichtet und unseren Verzicht auf den Er-
werb solcher Waffen mehrfach betont. Wenn es zu 
einer weltweiten vertraglichen Nichtverbreitungs-
regelung kommen soll, so ist es natürlich, daß wir 
uns wie andere Staaten mit vergleichbarer Inter-
essenlage — ich stimme dem zu, Herr Außenmini-
ster — bemühen, den Vertrag so zu gestalten, daß 
seine weltweite Annahme möglich ist, und ihn auch 
so zu gestalten, daß seine Annahme u n s möglich 
wird. Ich habe mit Interesse in der Erklärung der 
Bundesregierung gehört, daß dieser Vertrag noch 
nicht unterschriftsreif sei. 

Für uns ist hierbei das Prinzip der Nichtdiskrimi-
nierung von großer Bedeutung. Wir wünschen, daß 
ein solcher Vertrag, falls er zustande kommt, eine 
wirkliche Entspannung bewirkt oder mindestens 
einleitet und nicht zum Ausgangspunkt weiterer 
Pressionen und Drohungen wird. Die Denkschrift 
der Bundesregierung vom 7. April 1967 hat zu 
Recht gerade darauf hingewiesen. Wir wünschen, 
daß ein solcher Vertrag unsere Entwicklung als 
Industrienation, welche das Atom ausschließlich 
friedlich nützt, in keiner Weise behindert; daß er 
weder die Ansätze eines vereinigten Europas beein-
trächtigt noch künftige Stufen weiterer europäischer 
Zusammenarbeit und Vereinigung ausschließt. In 
diesen Fragen benötigen wir unzweideutige Gewiß-
heit. 

Die Vereinigten Staaten haben sich entschlossen, 
zu ihrem eigenen Schutz ein Antiraketensystem auf-
zubauen. Damit ist eine technologische und vertei-
digungspolitische Entwicklung in Gang gesetzt, 
deren Konsequenz heute noch nicht zu übersehen 
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ist. Daß aber das in der Einigung begriffene Europa 
als selbständiger Faktor von dieser Entwicklung für 
alle Zeiten ausgeschlossen sein sollte, das ist ein 
für uns schwer erträglicher Gedanke. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Frage wird noch eingehend zu prüfen sein. 

Was den zivilen Anwendungsbereich des Ver-
trages anlangt, so begrüßen wir es ausdrücklich, daß 
die Präambel des Vertragsentwurfs die Kontrolle 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie auf die 
Wahrung der Vertragszwecke beschränkt, d. h. die 
Verhinderung der Verwendung spaltbaren Mate-
rials für militärische Zwecke. 

Im übrigen beobachten wir nicht ohne Sorgen 
die Verhandlungen über die Schaffung eines 
gemeinsamen Textes für den künftigen Art. 3. Wir 
sind an der Erhaltung des Kontrollystems der 
EURATOM aus verständlichen Gründen interessiert, 
da eine Spaltung des Gemeinsamen EURATOM- 
Marktes das Ende der europäischen Atomgemein-
schaft bedeuten würde. Was die Verfahrensbestim-
mungen anlangt, so erscheinen uns die Vorschriften 
über die künftige Änderung des Vertrages, über 
die Gestaltung des Rücktrittsrechts und über die 
Beibehaltung der unbeschränkten Geltungsdauer 
doch sehr fraglich zu sein. Ein Vertrag von so weit-
gehender Konsequenz auf technischem und mili-
tärischem Gebiet angesichts einer Entwicklung, die 
so unübersehbar ist, sollte, so meinen wir,  in  irgend-
einer Form eine zeitliche Begrenzung vorsehen. 

Ich komme dann zu dem dritten Punkt, zur Ost-
politik. Hier möchte ich aus der Sicht meiner Frak-
tion einige Klarstellungen geben und einiges sagen, 
was nicht nur mit der Erklärung der Bundesregie-
rung zu tun hat — damit wir uns gleich recht ver-
stehen —; aber es gibt ja auch eine Debatte draußen, 
auf die dieses Haus Einfluß zu nehmen hat, wenn 
es seinem Rang und seiner Verpflichtung ent-
sprechen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD.) 

Es gab während der Sommerpause nicht nur 
einige falsche und mehrere bedenkliche Zungen-
schläge zu ostpolitischen Fragen von mehreren Sei-
ten, sondern auch Spekulationen über die Haltung 
der CDU/CSU. Es gibt Leute, die nicht müde wer-
den, uns alles mögliche anzudichten. Meine Damen 
und Herren, wir sitzen nicht im Bremserhäuschen 
der gesamtdeutschen Politik. Wir sind natürlich 
behutsam, aber Behutsamkeit ist nicht Angst, wie 
manche zu verwechseln scheinen, so wie Drauf-
gängertum und Abenteuerlust kein Zeichen für 
Tapferkeit sind. Wir sagen ja auch zum kalkulierten 
Risiko, wir sagen nein zu Abenteuern, die uns auf 
die abschüssige Bahn bringen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben nichts gegen Gespräche auch mit den 
Verantwortlichen in Pankow, wenn das für ,alle 
Deutschen hilfreich ist. Die Regierungserklärung hat 
das eindeutig festgelegt. Die Bundesfraktion der 
CDU/CSU unterstützt die Gesamtpolitik der vom 
Parteivorsitzenden der CDU, dem Bundeskanzler 

Kiesinger, geführten Bundesregierung. Sie ist bereit, 
die für die Koalition in der Regierungserklärung 
vom 13. Dezember 1966 verbindlich definierte Poli-
tik mitzutragen und mitzugestalten. Wir werden 
jeden Versuch abwehren, diese Politik zu verwäs-
sern oder vom Verabredeten abzuweichen. Wenn 
eine neue Lage neue Antworten erfordern sollte, 
so muß man darüber sprechen und gemeinsame 
Meinungen herbeiführen. 

Ich unterstreiche an dieser Stelle aus gutem 
Grund, was der Herr Bundesminister für gesamt-
deutsche Fragen am 20. September 1967 erklärt 
hat: 

Man kommt nicht umhin, ebenso sachlich wie 
würdig klarzustellen, was unsere Regierung 
nicht bereit ist, zu akzeptieren, was keine Aus-
sicht hätte, Verhandlungsgegenstand für unse-
ren Beauftragten zu sein. Solche Punkte sind: 

a) die Anerkennung West-Berlins als „selbstän-
dige politische Einheit", b) die Anerkennung des 
anderen Teils Deutschlands als Ausland oder 
zweiten souveränen Staat deutscher Nation und 
c) die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als 
endgültige Grenze gegenüber der Regierung in 
Ostberlin. 

Soweit dieses Zitat, dem wir in aller Form zustim-
men. 

Wir stimmen auch zu, wenn die Bundesregierung 
in der Sommerpause im Zusammenhang mit einem 
bedeutenden Besuch in Polen ihre Position nochmals 
unterstrichen hat mit dem Satz, den ich auch hier 
zitieren möchte: 

Die Geschichte weist die jetzt unter polnischer 
Verwaltung stehenden Gebiete seit Jahrhun-
derten als deutsches Land aus, aus dem die 
deutschen Bewohner zu Unrecht vertrieben 
worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der FDP.) 

Meine Damen und Herren, wer eine Lösung für die 
Zukunft will, darf nicht mit falschen Perspektiven 
aus der Vergangenheit beginnen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Herr Bundeskanzler hat Herrn Stoph Vor-
schläge gemacht, die  wir hier unterstützt haben und 
die wir heute in Erinnerung rufen. Herr Stoph kann 
es sich offenbar nicht erlauben, die Briefe des Herrn 
Bundeskanzlers zu veröffentlichen, das ist zu be-
dauern. Wir begrüßen es — und dies wollen wir für 
jeden ganz klar machen, der künftig, dann aber wider 
besseres Wissen, etwas anderes erfindet —, daß Sie, 
Herr Bundeskanzler, Herrn Stoph rasch, sachlich, 
korrekt, präzis und klar geantwortet und dabei die 
politische Mündigkeit und Würde der deutschen 
Nation unüberhörbar vertreten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wenn soviel von Pro-
visorium gesprochen wird, so kann man darüber 
nachdenken, aber eins ist kein Provisorium, nämlich 
diese deutsche Nation. Wenn einige überlegen, ob 
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die SBZ Inland oder Ausland sei, so sollte man ob 
all solchen Überlegens nicht vergessen und zu-
nächst betonen, daß auch das Deutschland ist. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das, meine Damen und Herren, scheint uns wichtig 
zu sein. Wir bleiben dabei, daß wir den Menschen 
im ganzen Deutschland die Not der Teilung erleich-
tern wollen; hierzu werden wir die Pankower im-
mer wieder bedrängen, und die Regierung hat un-
sere Unterstützung, wenn wir die Initiative be-
halten. 

Es bleibt aber ebenso unbestreitbar, daß die 
Lösung der deutschen Frage ein Weltproblem ist. 
Unsere Außenpolitik steht im Dienst seiner Lösung. 
Über diese politischen Fragen ist mit Moskau, nicht 
mit Pankow zu sprechen. Das Gespräch mit Moskau 
setzt unsere bleibenden Freundschaften mit dem 
Westen als Basis voraus. Der Herr Bundeskanzler 
hat diese Konzeption in seiner Rede zum 17. Juni 
dieses Jahres im einzelnen dargetan. Diese Rede 
gehört für uns zum essentiellen Bestandteil unserer 
politischen Aussage. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zu dieser Politik gehört Geduld und sehr präzises, 
stetiges Verfolgen der Vorgänge im anderen Teil 
Europas und Deutschlands. So vermerken wir mit 
großem Interesse — ich will einmal einen konkreten 
Punkt herausnehmen — folgendes: Am 18. Dezem-
ber 1965 erklärte Gerhard Kegel, ein wichtiger 
Mann drüben in Pankow, es gebe „zwei voneinan-
der unabhängige deutsche Nationalstaaten, jeder 
von ihnen mit einem deutschen Staatsvolk". Ein 
Textvergleich der Silvesteransprachen Ulbrichts aus 
den letzten Jahren und Reden aus ähnlichem An-
laß zeigt, daß er von Mal zu Mal immer weniger 
vom „deutschen Volk" als der Bevölkerung beider 
Teile Deutschlands gesprochen hat und der Begriff 
„Volk" immer häufiger allein auf die Bevölkerung 
der SBZ angewandt wurde. Allein in  der letzten 
Neujahrsansprache sprach Ulbricht fünfmal von „un-
serem Volk" und den „Völkern beider Staaten", 
nicht ein einziges Mal vom deutschen Volk und sei-
ner nationalen Einheit. Noch in dem Material der 
SED zur Vorbereitung ihres letzten Parteitages, dem 
sogenannten parteiinternen Material, kam Ulbricht 
mehrfach darauf zu sprechen, daß man von der Ver-
einigung nicht mehr reden solle. Ich zitiere: 

Jetzt von Vereinigung zu reden, heißt die histo-
rische Klassenauseinandersetzung durch mysti-
schen Nationalismus ersetzen und das Geschäft 
der Imperialisten besorgen. 

Am 20. Januar 1967 erklärte Albert Norden: 

Das Gesetz der Geschichte — das wir in der 
DDR erfüllten — befiehlt der deutschen Arbei-
terklasse, sich selber als Nation zu konsti-
tuieren .. . 

Die parteiinternen Diskussionen zur Vorbereitung 
des VII. Parteitages haben Ulbricht dann offenbar 
doch bewogen, die Frage der nationalen Einheit 
nicht mehr gar so klein zu schreiben wie beabsich-
tigt, und so erklärte er auf dem VII. Parteitag: 

Eine Einheit der deutschen Nation unter der 
Führung der Arbeiterklasse ... erstreben wir 
mit heißem Herzen. 

Und nun lesen wir im Brief des Herrn Stoph vom 
18. September 1967 die Erwähnung der Einheit der 
deutschen Nation. Wir sehen also, daß die politi-
sche Diskussion in Deutschland das Grundmotiv der 
nationalen Einheit nicht verloren hat, daß dieses 
Grundmotiv vielmehr im Jahre 1967 offenbar neuen 
Auftrieb erhalten hat, so daß die SED sich gezwun-
gen sieht — entgegen ihrem ausdrücklichen Wil-
len —, die Frage der nationalen Einheit zumindest 
nicht totzuschweigen. 

Meine Damen und Herren, das mag wenig sein; 
aber wenn wir nicht so genau hingucken, werden 
wir keinen Schritt weiterkommen. Ich glaube, wir 
dürfen hier sagen, daß es der Politik der Bundes-
regierung gelungen ist, der Diskussion um Deutsch-
land innerhalb und außerhalb unseres Landes neuen 
Auftrieb zu geben. 

Diese Diskussionslage zeigt allerdings auch, welch 
hohen Maßstab die deutsche Gesellschaft an diese 
Koalition auch insoweit legt, welchen Ansprüchen 
wir gerecht werden müssen, wenn unser politisches 
Handeln auf der Höhe der innerdeutschen Diskus-
sion bleiben soll. Meine Damen und Herren, man 
darf allerdings nicht übersehen, daß die SED zwar 
gezwungen worden ist, ihr Vokabular auf die in-
nerdeutsche Diskussionslage hin abzustimmen, 
daß sie jedoch keineswegs von ihrem Deutschland-
programm abgelassen hat. Für dieses Deutschland-
programm der SED, das langfristig angelegt ist, 
sind noch folgende Grundsätze maßgebend; sie er-
geben sich auch aus diesem parteiinternen Material: 
Die deutsche Frage sei seit der Oktober-Revolution 
Bestandteil der Auseinandersetzung Sozialismus — 
Imperialismus. Die Deutschlandpolitik der SED ist 
— jenseits aller Ereignisse der letzten 25 Jahre, 
jenseits auch aller diplomatischen Bemühungen der 
fünfziger Jahre, ob uns das paßt oder nicht — noch 
immer ideologisch angelegt. Seit über 20 Jahren 
bestehe — so sagt die SED — der Klassenkampf 
zwischen beiden deutschen Staaten, und eben 
deshalb sei die Vereinigung nur im Sozia-
lismus möglich. Weiter heißt es: Auch nach 
einer „Normalisierung" der Beziehungen zwi-
schen zwei deutschen Staaten würden die 
innerdeutschen Spannungen nicht nachlassen, 
weil die Widersprüche zwischen beiden deutschen 
Staaten nach dem Willen der SED antagonistischen 
Charakter hätten und allein in einer Veränderung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse in der Bundes-
republik Deutschland aufgehoben werden könnten. 

Auch dies ergibt sich aus dem Vertragsentwurf, 
den Herr Stoph beigefügt hat. 

Meine Damen und Herren, für den Fall, daß dies 
dem einen oder anderen zu langatmig-theoretisch 
war, kann ich dasselbe aus dem Blick in die heu-
tigen Tageszeitungen beweisen. Da ist die Frank-
furter Buchmesse. Die Veranstalter haben aus einer 
Einstellung, die ich begrüße, Verlage aus der SBZ 
zugelassen. Sie  haben eine Großmut bewiesen, die 
man tolerieren sollte. Aber was haben die Gäste 
daraus gemacht? Sie haben als erstes eine Schmäh- 
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schrift gegen den Bundespräsidenten der Bundes-
republik Deutschland ausgelegt, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört! 
Unerhört!) 

und damit zeigen sie: solange SBZ gleich SED ist, 
ebensolange heißt dies unversöhnliche, feindliche 
Aggressivität. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dies ist leider die Lage. Auch darum sage ich — 
und ich freue mich, daß der Herr Bundesaußenmini-
ster es auch gesagt hat —, die Anerkennung der 
SBZ als „DDR" würde mithin die Spannung nicht 
entschärfen. 

Meine Damen und Herren, die rechtlichen und 
die historischen Argumente gegen die Anerken-
nung der SBZ als „DDR" sind bekannt. Ich möchte 
aber heute 'im Hinblick auf die Diskussion draußen 
im Lande ein paar politische Fragen dazu stellen. 

1. Wo läge der Vorteil der Anerkennung für die 
Berliner? Ich weißt nicht, wie das freie Berlin blei-
ben könnte, was es ist, falls die SBZ als „DDR" 
anerkannt würde. 

2. Wo läge der Vorteil der Anerkennung für die 
Deutschen? Wir würden durch Anerkennung jeden 
Anspruch verlieren, für das Schicksal unseres gan-
zen Vaterlandes zu wirken. Jeder Versuch, etwas 
für die Menschen im anderen Teil Deutschlands zu 
tun, wäre Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten eines anderen Staates. 

3. Wo läge der Vorteil der Anerkennung für die 
Wiedervereinigung? Die Anerkennung würde die 
Spaltung rechtlich endgültig machen. Wir würden 
uns damit auch über den Anspruch unserer Lands-
leute auf Selbstbestimmung hinwegsetzen. 

4. Wo läge der Vorteil der Anerkennung für die 
Entspannung? Anerkennung, meine Damen und 
Herren, würde eines Status quo fixieren, den die 
Deutschen nicht wollen, den wir als Unrecht emp-
finden. Anerkennung würde verhärten, nicht ent-
spannen, würde, wie die Dinge liegen, Rivalität und 
Fehde zweier Systeme auf deutschem Boden legali-
sieren. 

5. Wo läge der Vorteil der Anerkennung für eine 
europäische Friedensordnung? Ohne gerechte Ord-
nung, welche die Völker als solche empfinden und 
die eben deshalb dauerhaft ist, kommen wir dieser 
Friedensordnung keinen Schritt näher. Europäische 
Friedensordnung schaffen heißt: Nicht Gräben ze-
mentieren, sondern zuschütten; nicht Spannungen 
legalisieren, sondern abbauen; nicht Völker teilen 
oder gegeneinanderführen, sondern zusammen- und 
zum Miteinander führen. Europäische Friedensord-
nung heißt zunächst miteinander leben ohne Gewalt. 
Anerkennung würde Gewalt anerkennen, würde 
nicht zum Miteinander hin, sondern davon weg-
führen. Anerkennung bedeutete die Hinnahme des 
Anspruchs der SED, die Spannung in Deutschland 
als Klassenkampf zu verewigen, und dies wäre ein 
negatives Modell für Europa. 

6. Wo läge der Vorteil der Anerkennung für die 
Welt? Die Staaten der Welt dürften kaum ein Inter-

esse haben, unter dem Tarnmantel „DDR" Kommu-
nisten deutscher Zunge Tür und Tor für das Einwir-
ken in ihre Länder zu öffnen. Es kann auch nicht 
das Interesse freier Länder sein, den Feinden der 
Demokratie in Europa Legalität zu attestieren und 
ihre Wirkmöglichkeit in aller Welt zu verbessern. 

Mir erschien es wichtig, das hier einmal so zu 
fragen und zu beantworten, weil wir die Fragen, die 
von draußen an dieses Haus gestellt werden, auch 
hier, wie ich glaube, beantworten sollten. Wir stel-
len für unsere Fraktion fest: die Bundesregierung ist 
auch ostpolitisch auf dem richtigen Wege. Wir wer-
den diesen Weg unterstützen und nach Kräften för-
dern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte noch eine Schlußbemerkung machen, 
die an das anschließt, was der Herr Bundeskanzler 
und auch der Herr Bundesaußenminister in der letz-
ten Zeit an die Adresse der Sowjetunion gesagt 
haben. Dort in Moskau beginnen nun die Feierlich-
keiten zum 50. Jubiläum der Sowjetunion. Wir, als 
Christliche Demokraten, nehmen jeden ernst, der an 
seine Sache glaubt — auch Marxisten, auch Kommu-
nisten. Nur muß das glaubhaft sein. 

Wir lassen für sie gegen uns gelten, daß unser 
Engagement als Christen durch Taten glaubhaft sein 
muß, z. B, in der sozialen Politik, im Dienst am Frie-
den, in Rücksicht auf andere. 

Warum ich dies sage? Meine Damen und Herren, 
nun feiert man in Moskau 50 Jahre Sowjetunion. 
Nun hören wir wieder, wie man den Kommunismus 
als den „wahren Humanismus" anpreisen und wie 
man aus dem neuesten Programm der Kommu-
nistischen Partei der Sowjetunion zitieren wird. Da 
gibt es dann Sätze wie diesen: „Humanes Verhalten 
und gegenseitige Achtung der Menschen: Der 
Mensch ist des Menschen Freund, Kamerad und Bru-
der." Soweit das Zitat aus dem Programm der 
KPdSU. Welcher Europäer, der die Mauer in Berlin 
kennt, kann und wird das glauben? Fällt nicht durch 
die Wirklichkeit in Deutschland ein Schatten auch 
auf die Feierlichkeiten in Moskau? Sieht die Sowjet-
union nicht, wie sie sich selbst und dem Kommunis-
mus durch die Mauer in Berlin selbst im Wege steht? 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der FDP.) 

„Wir sind", so heißt es in der Regierungserklärung, 
„keine leichtfertigen Unruhestifter, denn wir wollen 
ja gerade den Unruheherd der deutschen Teilung, 
die auch eine europäische Teilung ist, durch fried-
liche Verständigung beseitigen und unserem Volk 
seinen Frieden mit sich und mit der Welt wieder-
geben." 

Wenn unsere Beharrlichkeit wie unsere Klugheit 
ausreichen, werden wir diese Ziele in unserer Gene-
ration erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Scheel. 
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Scheel  (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Erlauben Sie mir, zu 
Beginn einige Bemerkungen zum Formalen, zur Me-
thode der heutigen Debatte zu machen. Die  Debatte 
leidet für uns wenigstens — etwas darunter, daß 
wir den Text der Regierungserklärung, ganz gegen 
die bisherige Gewohnheit, und zwar gegen die Ge-
wohnheit in siebzehn Jahren des Bestehens des 
Bundestages, erst heute morgen erhalten konnten. 
Es ist verständlich, daß man eine solche Debatte 
auch in den Fraktionen vorbesprechen will. Daß das 
unmöglich gewesen ist, zumindest soweit es den 
Text der Regierungserklärung angeht, das, glaube 
ich, werden Sie verstehen. Ich möchte darum bitten, 
daß in der Zukunft der alte Brauch wieder einge-
führt wird, sofern das möglich ist. Ich weiß nicht, ob 
vielleicht der Hintergrund der  verspäteten Über-
sendung des Textes die Notwendigkeit gewesen ist, 
in Nachtarbeit die Meinungen der Koalitionspartner 
auf einen Nenner zubringen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Denn eines ist ja richtig: diese Debatte ist auf Grund 
eines Wunsches der Bundesregierung zustande ge-
kommen, und ich habe für diesen Wunsch Verständ-
nis. Denn es hat sich in den letzten Tagen und 
Wochen gezeigt, daß es für die Koalition notwendig 
ist, ihre Position in der Außenpolitik, in der Ver-
teidigungspolitik und in der Deutschlandpolitik hier 
und vor der deutschen Öffentlichkeit darzulegen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

(Abg. Scheel: Sehr gern!) 

— Bitte, Herr Abgeordneter Schmidt! 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Darf ich gleich zwei 
Fragen stellen, Herr Scheel. — Ich würde gern wis-
sen; welcher alte Brauch war das, von dem Sie ge-
sprochen haben: Und zweitens Ist Ihnen wirklich 
entgangen, daß diese Debatte auf Initiative dieses 
Hauses zustande 'gekommen ist und nicht auf Initia-
tive der Regierung? 

Scheel (FDP) : Es war, Herr Kollege Schmidt, der 
alte Brauch, Regierungserklärungen, vor allem 
solche zur Außenpolitik, der Opposition — ich weiß 
nicht, wie es bei der Koalition ist — am Vorabend 
zur Verfügung zu stellen. Das ist in der Vergangen-
heit immer so gewesen. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Dais war damals 
ein Wunschtraum der  Opposition! — Wei

-

tere Zurufe von der  SPD.)  

— Es ist immer so gewesen. Wir möchten das, was 
wir früher getan haben, auch gern von Ihnen zuge-
billigt bekommen. Ich hoffe, daß das möglich sein 
wird. 

Ich wiederhole, ich habe Verständnis dafür, daß 
die Regierung hier ihre Position darlegen wollte. 
Denn eis hat ja in den letzten Tagen und Wochen 
eine gewisse Unklarheit über die Meinung der Bun-
desregierung, über die Meinung einzelner Mitglie-
der der Bundesregierung zur Außen-, Verteidi-

gungs- und Deutschlandpolitik gegeben. Ich habe 
mir gedacht, daß die Bundesregierung und die Koali-
tionsparteien hier möglicherweise ein — nun, wie 
nennt man es mit einem modernen Begriff? - öffent-
liches brain storming veranstalten, um zu einer ein-
heitlichen, durchschlagskräftigen Meinung zu kom-
men, um die Konturen der Regierungspolitik, die im 
Augenblick etwas verwischt sind, wieder sauberer 
darzustellen, damit idie Politik ider Bundesregierung 
an Glaubwürdigkeit gewinnt; und daran sind wir 
alle interessiert. 

Herr Kollege, ich weiß nicht, ob der Herr Präsi-
den Ihre Wortmeldung schon gesehen hat. 

Vizepräsident Schoettle: Sie gestatten offen-
bar eine Frage? 

(Abg. Scheel: Bitte sehr!) 

— Bitte, Herr Abgeordneter Kiep! 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Kollege Scheel, ist Ihnen 
bekannt, daß brain storms nicht veranstaltet wer-
den, sondern normalerweise von selbst eintreten? 

Scheel (FDP) : Ja, aber ich habe gedacht, die 
Bundesregierung bedürfe dazu eines Anstoßes. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine verehrten Damen und Herren! Der Bundes-
kanzler hatte in seiner Regierungserklärung vorn 
13. Dezember 1966 ein außenpolitisches Programm 
vorgelegt, das auch die Zustimmung der Opposition 
gefunden hat, jedenfalls in den wesentlichen Punk-
ten. Das Bekenntnis zu einer wirksamen Friedens-
politik war in der Regierungserklärung das ent-
scheidende Element. Die Regierungserklärung sprach 
von den guten Beziehungen zu den östlichen Nach-
barn, die es herzustellen und zu pflegen gelte. Die 
Regierungserklärung setzte sich als Aufgabe, die 
Entkrampfung im geteilten Deutschland zu betrei-
ben, und zwar dadurch — wie festgestellt wurde —, 
daß man zwischen den Behörden der Bundesrepublik 
und der DDR Kontakte aufnehmen sollte, um tech-
nische und andere Fragen zu lösen. Die Bundes-
regierung schien nach dieser Erklärung zu einem 
konsequenten Entspannungskurs auf allen Gebieten 
der Politik entschlossen. Es hat sich aber sehr bald 
herausgestellt, daß dieser konsequente Entspan-
nungskurs durch ständig wachsende innere Wider-
sprüche innerhalb der Regierungskoalition nicht 
durchgehalten werden konnte, auf jeden Fall nicht 
so sichtbar wurde, wie das hätte erwartet werden 
können. Das liegt nun einmal daran, daß die Koa-
litionsparteien bei der großen Spannungsbreite an 
Meinungen es schwer haben, in den einzelnen Be-
reichen der Politik einen gemeinsamen Nenner 
hoher politischer Qualität zu finden. Das ist nicht 
nur in der Außenpolitik so, das ist auch in der 
Innenpolitik so. Ich darf hier einmal den Herrn 
Bundesfinanzminister zitieren, der in der Debatte 
über die Wirtschafts- und Finanzpolitik gesagt hat, 
daß die Lösungsvorschläge, die die Bundesregie-
rung uns bieten kann, natürlich nicht an der, wie er 
sagte, politisch-soziologischen Struktur der Koali-
tionsparteien vorbeigehen können. Damit meinte 
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er: Wir müssen auf die vielfältigen, unterschied-
lichen Meinungen dieser Koalitionsparteien Rück-
sicht nehmen. 

Auch in der Außenpolitik vermissen wir das klare 
Konzept, und klare, konkrete Entschlüsse und Be-
schlüsse, wie man die einzelnen Bereiche der Außen-
politik miteinander in Übereinstimmung bringen 
will, wie man sie harmonisieren will, wie man die 
Verteidigungspolitik, die Europapolitik, vor allem 
aber auch die Deutschlandpolitik sinnvoll mit dem 
Ziel der allgemeinen Entspannung verbinden will. 
Gegenwärtig sind diese Bereiche unserer Politik auf 
jeden Fall nicht sinnvoll miteinander verbunden. Es 
gibt eine ganze Reihe von Unvereinbarkeiten, die 
noch beseitigt werden müssen. 

Unvereinbarkeit Nr. 1 ist ganz ohne Zweifel das 
Nebeneinander, und zwar das unkoordinierte Ne-
beneinander von Entspannungspolitik in Europa und 
Verteidigungspolitik. Am 13. Dezember hat der 
Herr Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung 
zu diesem Komplex gesagt, daß eine wirksame Frie-
denspolitik betrieben werden soll, die Spannungen 
allüberall beseitigen, die das Wettrüsten eindäm-
men soll, soweit wir dazu beitragen können. Er hat 
weiter gesagt, daß die Bundesrepublik keine natio-
nale Verfügung über Atomwaffen, daß sie keinen 
Besitz von Atomwaffen anstrebe. Er hat eine ganze 
Anzahl freundlicher Worte an die Adresse der ost-
europäischen Staaten gerichtet und im ganzen eine 
Politik mit einer friedlicher Zielsetzung skizziert, 
die unseren Beifall gefunden hat. 

Die Tatsachen in der Folgezeit entwerten aber 
einen Teil dieser Erklärung. Die Bundesregierung 
ist nämlich offenbar nicht bereit, die Verteidigungs-
politik ihrer Osteuropapolitik anzupassen. Immer 
wieder hat die FDP in der Vergangenheit, und zwar 
schon als sie noch Mitglied der vorigen Bundes-
regierung war, auf diesen Widerspruch hinge-
wiesen. Es sind unsere Freunde in der Welt, aber 
auch die Mächte, die unsere Politik skeptisch be-
trachten, die heute einfach nicht einsehen, warum 
die Bundesrepublik an atomaren Trägerwaffen fest-
hält. Wir verfügen nicht über Sprengköpfe, ja, wir 
streben, wie wir immer wieder ausdrücklich sagen, 
auch keinen Mitbesitz von atomaren Waffen oder 
die Verfügung über atomare Waffen an. Ich muß 
hier sagen, wir haben auch objektiv überhaupt 
keine Chance, jemals über atomare Waffen ganz 
oder zum Teil zu verfügen; das müssen wir wissen. 
Daher verstehe ich einfach nicht, warum wir an 
einem Waffensystem festhalten, das wir jetzt haben, 
das aber unter diesen politischen Bedingungen für 
uns unbrauchbar ist. Es scheint hier so zu sein, als 
ob wir eine ungeladene Pistole als ein besonders 
wirkungsvolles Instrument der Selbstverteidigung 
betrachteten. Es erwächst uns kein Schutz aus dieser 
Art von Bewaffnung. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir haben ein kostspieliges System aufgebaut mit 
all den Schwächen, die hier in der Vergangen heit von 
uns allen immer wieder diskutiert und kritisiert 
worden sind. Dieses kostspielige System von ato-
maren Trägerwaffen ist für uns militärisch ohne 

Wert. Es hält uns davon ab, unsere Kräfte auf eine 
sinnvollere Bewaffnung mit konventionellen Waffen 
zu konzentrieren. 

Es liegt doch auf der Hand, daß überall in der 
Welt, in Ost und West, Überlegungen angestellt 
werden, ob denn die Friedensbeteuerungen der 
Bundesregierung wirklich echt sind, ob sie ehrlich 
gemeint sind, wenn wir an einem Waffensystem 
festhalten, das mit dieser Politik nicht in Über-
einstimmung zu bringen ist. 

(Abg. Dr. Wörner: Seit wann ist eine un

-

geladene Pistole gefährlich?) 

— Ich glaube, daß die Beantwortung dieser Frage 
für Sie insofern nicht ganz günstig ausgehen kann, 
als das deutsche Volk wohl einen Anspruch darauf 
erhebt, wirkungsvoll geschützt zu werden. Hier geht 
es nicht etwa darum, daß wir für andere ungefähr-
lich sind, sondern daß wir uns wirkungsvoll schüt-
zen können. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dazu ist eine ungeladene Pistole jedoch völlig un-
geeignet. 

Es liegt einfach auf der Hand, daß man mit einer 
solch widerspruchsvollen Politik das Mißtrauen in 
der Welt anregt, und zwar gleichgültig, ob der Ver-
dacht berechtigt ist oder nicht, wir hielten daran 
fest, weil wir in Wahrheit doch Atomwaffen be-
sitzen wollten. Ich sage hier ganz klar: ich bin fest 
davon überzeugt, daß ein solcher Verdacht dieser 
Bundesregierung gegenüber unberechtigt ist. Aber 
darauf kommt es nicht an. Wir sollten auch alles 
tun, um den Schein zu vermeiden, der in der Welt 
entstehen kann, vor allem, da wir doch alle wissen, 
daß die  Sache von Interessierten angeheizt wird. Es 
wird an der Bundesregierung liegen, durch eine 
konsequente Verteidigungspolitik und eine konse-
quente Rüstungspolitik spektakulär den defensiven 
Charakter unserer Verteidigungskonzeption zu be-
tonen, alle diese Verdachtsmomente auszuräumen 
und gar keinen Zweifel an der Aufrichtigkeit un-
serer Friedenspolitik aufkommen zu lassen. Ich will 
diese Problematik nicht weiter vertiefen, weil Sie 
im nächsten Monat Gelegenheit haben werden, de-
tailliert über die Verteidigungspolitik zu disku-
tieren. 

Ich darf in dem Zusammenhang nur eine Bemer-
kung zu dem sogenannten Atomsperrvertrag 
machen, über den der Herr Bundesaußenminister 
heute morgen weniges gesagt hat. Ich gebe zu, daß 
sicherlich noch nicht viel dazu zu sagen ist. Aber 
bei den paar Bemerkungen des Bundesaußenmini-
sters fehlte mir eigentlich eine, die ich für politisch 
besonders bedeutsam halte. Es fehlte mir eine Be-
merkung, die den Willen und die Entschlossenheit 
der Bundesregierung ausdrückt, auf die Partner 
beim Abschluß eines solchen Vertrages — und zwar 
auf die, die ihn konzipiert haben — einzuwirken, 
daß der Vertrag Bestimmungen enthält, die die 
Nichtatommächte gegenüber jeder Form von ato-
marer Bedrohung und Erpressung schützen. Solche 
Bestimmungen müssen im Vertrag sein. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 
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Ja, ich gehe noch darüber hinaus: man müßte sogar 
den Versuch unternehmen, mit den einzelnen Part-
nern, und zwar mit den atomar gerüsteten Partnern, 
zu zusätzlichen Vereinbarungen zu kommen, die 
eine Anwendung von Atomwaffen gegen Nicht-
atommächte vollkommen ausschließen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Ich komme zu einem zweiten Punkt, bei dem die 
Politik der Bundesregierung nicht in allen Phasen 
in Übereinstimmung zu bringen ist: das ist die 
Europapolitik. Als der Herr Bundeskanzler im Ja-
nuar dieses Jahres seine erste Reise nach Frank-
reich machte, hat er in außerordentlich beeindruk-
kenden, um nicht zu sagen, überschwenglichen 
Worten darauf hingewiesen, daß es gelungen sei, 
den Freundschaftsvertrag zwischen Frankreich und 
Deutschland wiederzubeleben. Diesem schönen und 
guten Gefühl, in einem wiederbelebten Freund-
schaftsverhältnis mit Frankreich zu stehen, stünde 
auch nicht entgegen — so sagte der Herr Bundes-
kanzler — , daß es natürlich noch Meinungsverschie-
denheiten gebe. Das sei ganz selbstverständlich; es 
liege an der unterschiedlichen Interessenlage der 
Partner. Fundamentale Gegensätze aber, so sagte 
er, die die Freundschaft zwischen Frankreich und 
Deutschland berührten, gebe es nicht. Es scheint 
so zu sein, daß der Herr Bundeskanzler die Unter-
schiede in der Beurteilung des Beitritts Großbritan-
niens zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zwischen Frankreich und Deutschland nicht zu den 

 „fundamentalen Gegensätzen" rechnet, die die 
deutsch-französische Freundschaft berühren. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich meine hingegen, dies ist ein fundamentaler 
Gegensatz, der diese Freundschaft berührt. Ich 
meine auch, man muß eindeutig sagen, daß es kei-
nen Zweck hat, mit freundlichen Bemerkungen und 
blumenreichen Worten die harte Realität auch in 
der westeuropäischen Politik zu überdecken. Sie 
ist nicht aus der Welt zu schaffen, und wir müssen 
hier Stellung nehmen. Wenn es wahr ist, was 
unsere Wirtschaftsminister, Herr Professor Erhard 
und auch Herr Professor Schiller, uns immer gesagt 
haben, daß es — wirtschaftlich in unserem natio-
nalen Interesse liegt, und wenn es wahr ist, was wir 
alle wissen, daß es auch politisch in unserem natio-
nalem Interesse liegt, daß Großbritannien und in 
seinem Gefolge andere europäische Länder dem 
Gemeinsamen Markt beitreten, müssen wir hier 
eine härtere Politik unserem Freund gegenüber trei-
ben, als wir das bisher getan haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Der Bundesaußenminister hat uns im Mai dieses 
Jahres berichtet, daß die Bundesregierung ihre ganze 
Überzeugungskraft einsetzen werde, um Frankreich 
zu einer anderen Haltung zu bewegen. Entweder ist 
das noch nicht geschehen, oder die Überzeugungs-
kraft ist, objektiv gesehen, nicht sonderlich wir-
kungsvoll gewesen; denn bisher hat sich die Hal-
tung Frankreichs, soweit ich unterrichtet bin, über-
haupt nicht geändert. 

Statt dessen hat der Herr Bundeswirtschaftsmi-
nister in einer Rede in Luxemburg Zweifel daran 
aufkommen lassen, ob die Bundesregierung wirklich 
diese Entschlossenheit in der Praxis zeigt, die Bei-
trittsverhandlungen mit Großbritannien zu beschleu-
nigen und wirkungsvoll zu unterstützen. Die Äuße-
rung des Herrn Bundeswirtschaftsministers läuft, 
wenn ich seine im Bulletin wiedergegebene Erklä-
rung richtig interpretiere, auf die Feststellung hin-
aus: „Das Ergebnis" — nämlich seiner Vorschläge 
über den Zusammenhang zwischen der Fusion der 
Verträge und den Beitrittsverhandlungen mit Groß-
britannien — „wäre dann ein Beitritt Großbritan-
niens und der anderen Staaten zu einer fusionierten 
und damit in sich gefestigten, nicht mehr zu gefähr-
denden Gemeinschaft." Das kann doch jeder nor-
male Mensch nur so interpretieren: Erst Fusionie-
rung, und, wenn diese vollendet ist, Beitritt Groß-
britanniens. 

(Bundeskanzler Dr. h. c. Kiesinger: Nein!) 

— Der Herr Bundeskanzler ruft mir, was mich natür-
lich sofort sympathisch berührt, ein Nein zu. Es ist 
ja auch der Versuch gemacht worden, diese Bemer

-

kung zu interpretieren. Der Versuch ist gemacht 
worden durch den Regierungssprecher, Herrn 
Ahlers. Der Herr Bundesaußenminister hat im Aus-
wärtigen Ausschuß eine andere Interpretation vor-
genommen. Der Herr Bundeskanzler macht gerade 
die klare Bemerkung: „Nein"; der Herr Bundes-
außenminister hat heute morgen ebenfalls noch ein-
mal einen Interpretationsversuch unternommen. Ich 
nehme das mit Befriedigung zur Kenntnis. Ich darf 
nur darauf hinweisen, daß andere, auf die es in der 
Welt doch auch ankommt, das nicht so auffassen, 
trotz der Interpretationsversuche. 

Ich darf nur ein einziges Wort aus einer Zeitung 
zitieren, die an dem Ort erscheint, an dem die Rede 
gehalten wurde, und .deswegen zitiere ich das. Die 
Zeitung erscheint in deutscher Sprache. Sie ist sicher 
nicht so bedeutend wie andere; e s  ist eine Luxem-
burger Zeitung. Sie ist aber mit großer Aufmerk-
samkeit an allem interessiert, was um Europa ge-
schieht. Diese Zeitung schreibt: 

Was jedoch den Parallelismus 

— das ist eine neue Wortprägung in diesem Zusam-
menhang, es gibt ja viele Wortprägungen; darauf 
komme ich später noch zurück — 

zwischen Englands Beitritt und Vertragsfusion 
angeht, so entlarvte die deutsche Forderung 
sich als unlauterer Vasallendienst für Frank-
reich. 

Es folgt dann eine etwas gehässigere Bemerkung, 
die ich nicht zitieren will. Aber  mit  diesem kurzen 
Zitat habe ich schon dokumentiert, daß kritische 
Stimmen im Ausland unsere Haltung mißdeuten 
könnten, und ich bin froh darüber, daß die Bundes-
regierung heute noch einmal Stellung genommen 
hat. Wir können in diesem Punkte nicht genug sa-
gen, vor allem aber können wir unsere Meinung im 
Rahmen des  deutsch-französischen Freundschaftsver-
trages nicht deutlich genug artikulieren. 

Ich habe manchmal das Gefühl, daß die Bundes-
regierung — es ist vielleicht bequemer — verbale 
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Übereinstimmung erreichen möchte, daß sie sich 
damit zufrieden gibt und die Gefährdung, die durch 
eine allzu deutliche Sprache wirklich entstehen 
könnte, scheut. Aber  in  diesem Punkt ist das am 
Ende eine Politik, die zu einem Mißerfolg führen 
muß. Wir dürfen es hier an Deutlichkeit nicht fehlen 
lassen, und das muß so früh wie möglich geschehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es hat mich etwas merkwürdig berührt, daß die 
Bundesregierung diesem so wichtigen Thema des 
Beitritts Großbritanniens zur Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft in ihren eigenen Dokumenten, 
die sie uns übermittelt, einen sehr, sehr geringen 
Raum gewidmet hat. Ich habe das uns übermittelte 
Dokument vor mir liegen, das sich auf den Bericht 
über ,die Integration  der  Gemeinschaften bezieht. 
Sie kennen das alles. Es ist ein Bericht der Bundes-
regierung. Dieser Bericht umfaßt 35 zweispaltige 
Seiten. Wenn ich das auf die Zeilenzahl umrechne, 
auf die es mir ankommt, so  sind das 70 Zeilen. Von 
diesen 70 Zeilen Bericht über die Probleme der euro-
päischen Integration nimmt die Bemerkung 'der Bun-
desregierung zu der Bedeutung des Beitritts Groß-
britanniens zur Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft präzise viereinhalb Zeilen in Anspruch. Ich 
meine, daß auch dies  ein Indiz dafür ist, daß dieses 
Problem in seinem Maßstab von der Bundesregie-
rung vielleicht nicht richtig beachtet wird. 

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel.) 

— Diese viereinhalb Zeilen, Herr Kollege Dr. Barzel, 
sind auch nicht von einem solchen Gewicht, daß der 
Mangel ihrer Kürze dadurch aufgehoben würde; sie 
haben beinahe überhaupt kein Gewicht. In diesen 
viereinhalb Zeilen steht nur: Großbritannien hat 
den Beitritt gewünscht; das Verfahren wird einge-
leitet. Mehr steht nicht darin. Hier hätte es einer 
Meinungsäußerung der Bundesregierung bedurft. 

Ich meine, daß in der gesamten Europapolitik der 
Bundesregierung kein rechtes Ziel zu erkennen ge-
wesen ist. Es ist bisher nie die Rede davon gewesen, 
wie man sich denn dieses Europa, das mit einer 
Stimme sprechen soll, in Wahrheit vorstellt. Dieses 
Europa, das mit einer Stimme sprechen soll, kann 
nur ein Europa sein, dem auch Großbritannien an-
gehört, denn eines ist sicher: wenn es ein Europa 
ohne Großbritannien gibt, hat Europa zwei Stim

-

men, denn die Stimme Großbritanniens wird in der 
Welt immer eine Stimme bleiben. Wenn wir also 
eine Stimme haben wollen, dann müssen wir diese 
Art des einigen Europa anstreben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Heute morgen hat der Herr Bundesaußenminister 
— ich glaube, zum erstenmal — eine etwas weiter 
in die Zukunft reichende Vorstellung der Bundes-
regierung zu europäischen Fragen dargelegt. Er hat 
das sicher in Anbetracht der Tatsache getan, daß 
ein bedeutender europäischer Politiker, der mehr 
für die europäische Einigungsbewegung getan hat 
als viele andere, unter uns weilt. Es ist gut so, 
daß wir diese Gelegenheit wahrnehmen, um ein 
Bekenntnis zu Europa, auch ein Bekenntnis zu 
einem politisch geeinten Europa der Zukunft abzu-

geben. Denn eines ist doch sicher, meine verehrten 
Damen und Herren: der Kontinent, auf dem wir 
wohnen, wird keine Zukunft haben, wenn er nicht 
zu einer wirtschaftlichen und politischen Einigung 
findet. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wir dürfen uns aber nicht durch die letzten Jahre 
Europapolitik in unserer Aktivität beeinflussen las-
sen. Wir dürfen uns nicht durch das Schachern um 
kleine Vorteile der beteiligten Länder beeinflus-
sen lassen, auch nicht durch den Rückfall in natio-
nalstaatliches Denken des vorigen Jahrhunderts, 
der hier und da festzustellen ist, — übrigens gar 
nicht nur in Frankreich. Wir müssen trotzdem an 
dem Ziel festhalten, an einem geeinten Europa zu 
arbeiten, wenn auch unsere Begeisterung, gerade die 
Begeisterung unter der meine eigene Generation an-
getreten ist, durch so vieles heute bis fast auf die 
Gefrierzone herabgekühlt wurde. Ich möchte hier 
feststellen, daß ich mich trotzdem nicht von dem 
einmal als richtig erkannten Ziel, das heute noch 
so gültig ist wie immer, abbringen lasse. 

Wer am 17. Juni dieses Jahres die Berichte über 
die Explosion der ersten Wasserstoffbombe Rot-
chinas gelesen hat, muß schon kein Verhältnis zur 
politischen Dynamik haben, wenn er nicht zu der 
Überzeugung gekommen ist, daß es jetzt aller-
höchste Zeit ist, daß sich Europa wieder mit neuem 
Elan an seine Einigung macht, wenn wir in der sich 
verändernden Struktur der Welt überhaupt noch 
eine Rolle spielen wollen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es gibt natürlich Zeitgenossen, denen das Leben 
am Rande der politischen Kraftfelder möglicher-
weise sympathisch ist, denen es angenehm ist, sozu-
sagen im Beiboot der Supermächte zu sitzen, gut 
ernährt zu werden und einen guten Tag zu leben. 
Ich gehöre nicht zu dieser Spezies von Menschen. 
Ich bin vielleicht anspruchsvoller, ehrgeiziger, was 
meine europapolitischen Vorstellungen angeht. Ich 
meine, wir sind es unserer gemeinsamen euro-
päischen Geschichte von Jahrtausenden schuldig, 
wir sind es unserem gemeinsamen kulturellen Erbe 
und auch der gemeinsamen liberalen und humani-
tären Tradition schuldig, alle Anstrengungen zu 
machen, durch eine Einigung unserer Kräfte einen 
Einfluß auf die Weltpolitik zu gewinnen, einen Ein-
fluß auf die friedliche Entwicklung der Welt zurück-
zugewinnen. Aber nur wenn man die wirtschaftliche 
Dynamik eines Marktes wie desjenigen des verein-
ten Europas zur Grundlage macht und ausnutzt, 
wird uns dieser Schritt möglich sein. 

Ich darf Ihnen hier vielleicht einmal ein kleines 
persönliches Erlebnis schildern. Es sind jetzt nahezu 
20 Jahre her, als ich zum erstenmal für längere Zeit 
in den Vereinigten Staaten war. In der damaligen 
Zeit war das alles sehr faszinierend. Eines ist mir 
unauslöschlich in der Erinnerung an diese Reise 
geblieben, die ich als verhältnismäßig junger Mann 
gemacht habe. Das war erstens, daß ich fast körper-
lich gespürt habe, welche Kraftströme ein solch ge-
waltiges soziales Gebilde auslöst, dessen Lebens-
raum von keiner Grenze durchschnitten wird, wie 
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es die Vereinigten Staaten darstellen. Das zweite, 
was ich auf dieser Reise empfunden habe, war, daß 
es doch ein Glück ist, Europäer zu sein. Das mag 
paradox klingen. Möglicherweise ist es manchem 
von Ihnen auch schon so gegangen. 

Wenn wir aber — entschuldigen Sie diese kleine 
sentimentale Abschweifung — 

(Abg. Dr. Barzel: Das hören wir gern!) 

an die europäische Zukunft denken, dann dürfen wir 
nicht übersehen, daß wir in manchen Bereichen den 
Anschluß an die übrige Welt schon verloren haben. 
Die materielle und die intellektuelle Basis, das ma-
terielle und das intellektuelle Potential der isolier-
ten Volkswirtschaften in Europa ist eben trotz der 
Kooperation in manchen Bereichen nicht tragfähig 
genug für die modernsten und zukunftsträchtigsten 
Bereiche unserer neuzeitlichen Technologie. 

Ich freue mich deswegen, daß in der gemeinsamen 
Entschließung der drei Fraktionen des Bundestages 
diesem Sektor, der Zusammenarbeit auf technologi-
schem Gebiet, so großes Gewicht beigemessen wor-
den ist. Ich glaube, wir müssen sehen, daß wir im 
Sektor Technik schneller zu praktischen Ergebnissen 
kommen, als es bisher den Anschein hat. Denn die 
Zeit entwickelt sich so rasend, daß jeder Tag, der 
verloren ist, uns nicht wiedergutzumachenden Scha-
den zufügen kann. 

Wenn ich in diesem Zusammenhang von Europa 
spreche, meine Damen und Herren, dann versteht 
es sich von selbst, daß ich nicht die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft meine, sondern daß ich 
hier das Europa meine, dem alle die Länder an-
gehören können, die sich diesem Kontinent zu-
gehörig fühlen. Ich sage: angehören können; denn 
wer nicht dazu kommt, auf den können wir zu aller

-

letzt, so glaube ich, nicht warten. 

Wir sollten die Periode der Ernüchterung, die 
hoffentlich hinter uns liegt, als eine Durchgangs-
phase betrachten und sollten uns stärker als bis-
her darauf einrichten, durch neue politische Impulse 
das unverrückbare Ziel eines vereinigten Europa 
anzusteuern. Gerade für uns Deutsche ist das aus 
politischen Gründen so wichtig. Wenn man sich die 
Möglichkeit der Wiedervereinigung heute vorstellt, 
dann doch wohl nur in einem europäischen Zusam-
menschluß, in einer europäischen Föderation, in der 
sich der Ost-West-Gegensatz langsam abbaut und 
in der das Zusammenwachsen der beiden Teile 
Deutschlands möglich ist, auch aus Gründen der 
Sicherheitsstruktur eines solchen Raumes. 

Ich meine, die Vision Europa hat noch Kraft. Un-
sere Politik sollten wir immer an diesem Ziel mes-
sen, und wir sollten diese Vision — ich zitiere hier 
den Herrn Bundesaußenminister — nicht aus dem 
Auge verlieren. Resignation ist eine schlimme Un-
tugend in der Politik, meine Damen und Herren. 
Wenn wir resignieren, wenn wir unserer Jugend 
vor allem keine Hoffnung in diesem Teil der Politik 
geben, dann weiß ich gar nicht, was sie halten 
sollte, auf diesem Kontinent zu bleiben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Nur die Aussichten, eines Tages einem politisch 
geeinten und wirtschaftlich bedeutenden Europa 
anzugehören, das bei den Lösungen der großen Frie-
densfragen dieser Welt in vorderster Front aus 
eigener Erfahrung mitwirken kann, nur die Aussicht 
auf eine solche Zukunft zerstört nicht die Hoffnung 
unserer Jugend. Wir sollten sie nicht zerstören. Wir 
sollten alles tun, daß sich diese Hoffnung eines 
Tages erfüllt. 

(Vorsitz: Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Nun komme ich zu einem Bereich, der heute von 
dem Herrn Bundesaußenminister an den Anfang 
seiner außenpolitischen Erklärung gestellt worden 
ist, nämlich zur Deutschlandpolitik. Auch hier sind 
gewisse Tendenzen, die in den letzten Wochen 
sichtbar geworden sind, unzeitgemäß. In seiner Re-
gierungserklärung vom Dezember 1966 versicherte 
der Herr Bundeskanzler im Hinblick auf die Politik 
seiner Regierung gegenüber der DDR unter ande-
rem: „Wir wollen entkrampfen und nicht verhärten, 
Gräben überwinden und nicht vertiefen." Daraus 
mußte gefolgert werden, daß der Regierungschef 
alles tun wird, um den anderen Teil Deutschlands 
mit in die Entspannungspolitik einzubeziehen, die die 
Regierung ansonsten treibt, daß er also alles vermei-
den werde — anders ausgedrückt —, was neue Ver-
härtungen und Spannungen hervorrufen könnte. 

Wir sind nicht blind gegenüber der Tatsache, daß 
die Bundesregierung tatsächlich Versuche gemacht 
hat, die Spannungen zwischen beiden Teilen 
Deutschlands zu vermindern. Wir übersehen auch 
nicht, daß auf der  anderen Seite der Mauer Politiker 
sitzen, deren Bereitschaft zur sachlichen Zusammen-
arbeit — ich möchte es mal ganz vorsichtig ausdrük-
ken — nicht gerade besonders entwickelt ist. Ich 
kann jedoch nicht umhin, festzustellen, daß die 

 Bundesregierung in vielen Fällen ihre eigenen Be-
mühungen um Entspannung durch eine Reihe von 
Fehlern in der Ost- und Deutschlandpolitik entwer-
tet, manchmal sogar ins Gegenteil verkehrt hat. Ihre 
sehr unterschiedlichen Interpretationen, die sie den 
eigenen Absichten in der. Deutschland- und. Ostpoli-
tik gegeben hat, stifteten vielfach Verwirrung und 
erweckten besonders in Osteuropa den Eindruck 
einer wenig 'konsequenten, wenn nicht sogar nicht 
ganz aufrichtigen Politik. Ich will hier nicht im ein-
zelnen die vielen widersprüchlichen Aussagen von 
Mitgliedern der Bundesregierung, etwa zur Frage 
des Alleinvertretungsrechts, zitieren, um das herum 
ein ganzer Strauß neuer Begriffe entwickelt worden 
ist,  die  deswegen noch vielfältiger sind als in der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik, weil der Bildungs-
hintergrund der Beteiligten differenzierter ist. Ich 
will also nicht im einzelnen darauf eingehen und 
nur sagen, daß Äußerungen wie die des Herrn Bun-
desministers des Auswärtigen in Bukarest — daß 
man bei den Bemühungen um eine europäische 
Friedensordnung von den gegebenen Realitäten aus-
zugehen habe und daß dies auch für die beiden poli-
tischen Ordnungen gelte, die gegenwärtig auf deut-
schem Boden bestehen — die Zustimmung der 
christlich-demokratischen Koalitionspartner nicht ge-
funden haben. 
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Im Gegensatz dazu ließ der Herr Bundeskanzler 

kaum eine Gelegenheit vorbeigehen, ohne den Al-
leinvertretungsanspruch der Bundesregierung , aus-
drücklich zu betonen, der von anderen Mitgliedern 
des Kabinetts — — 

(Bundeskanzler Dr. h. c. Kiesinger: Wo 
denn? Ich habe nicht einmal das Wort  in  

den.  Mund genommen!) 

— In einer Erklärung, die ich gleich zitiren will. 

(Bundeskanzler Dr. h. c. Kiesinger: Nichet 
ein.  Mal!) 

Ich fahre fort: den Alleinvertretungsanspruch 
ausdrücklich .  zu betonen, der von anderen Mitglie-
dern des Kabinetts in gewisser Weise, so will ich 
einmal sagen, zurückgenommen worden ist in ,die 
zweite Linie, was ich für gut halte. 

Wir wissen heute, daß die Erklärung ides  Herrn 
Bundeskanzlers vom 1. Februar 1967 anläßlich der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit Rumä-
nien einige leider sehr erfolgreiche Gegenaktionen 
der DDR gegen die deutsche Ostpolitik provoziert 
hat. Durch die Betonung des  Alleinvertretungsan-
spruchs in diesem Zusammenhang kam es zur Er-
richtung des sogenannten „Eisernen Dreiecks" zwi-
schen Moskau, Warschau und Ostberlin. Es folgte 
der Zusammenbruch der Hoffnungen auf die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen zu den übrigen 
Staaten Ost- und Südosteuropas in absehbarer Zeit. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Scheel, sind Sie der Meinung, daß die Betonung ,des 
Alleinvertretungsanspruchs der einzige Grund für 
die Dreiecksverträge gewesen ist, und sind Sie nicht 
mit mir der Ansicht, daß die aggressive Gesamt-
politik 'der  Sowjetunion dahintersteckt? 

Scheel (FDP) : Ich beantworte Ihre Frage mit 
Nein. Ich bin der Meinung, daß das nicht der allei-
nige Grund gewesen ist, aber er hat diese Tendenz 
gefördert; das habe ich eben zum Ausdruck ge-
bracht. Das von der Bundesregierung gewünschte 
„geregelte Nebeneinander" der beiden Teile 
Deutschlands scheiterte natürlich nicht zuletzt an 
der Halsstarrigkeit, Herr Dr. Becher, der Funk-
tionäre in Ost-Berlin. Das will ich ganz deutlich 
sagen. Aber auch die Ungeschicklichkeit der Bundes-
regierung z. B. bei der Beantwortung der Briefe aus 
Ost-Berlin kann in diesem Zusammenhang nicht 
übersehen werden. Wenn der Bundesaußenminister 
heute erklärt hat, daß im Briefverkehr mit Herrn 
Stoph in der Zukunft keine Vorbedingungen irgend-
welcher Art das Zustandekommen von Gesprächen 
behindern sollen, so ist das schon ein gewisser 
Fortschritt, den man begrüßen kann. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, es ist in 
dem Zusammenhang allerdings unvermeidlich, auf 
die — ich möchte sagen — fatale Rede des  Herrn 
Bundeskanzlers in Berlin am 10. Oktober einzu-
gehen. Wir wissen sehr genau, wen der Regierungs-

chef mit Formulierungen wie „Anerkennungspartei" 
oder „Anerkennungsgerede" gemeint hat. 

(Zuruf aus der Mitte: Wen denn?) 

— Kommt ja! — Wir sind gespannt, ob sich der so 
angesprochene Koalitionspartner 

(Zurufe von der Mitte: Nanu!) 

— das meine ich nämlich — hier heute zu diesen 
Vorwürfen zu Wort melden wird. 

(Abg. Dr. Barzel: Das ist toll; Herr Scheel, 
das paßt nicht zu Ihrer Bildung! — Weitere 

Zurufe von der Mitte.) 

Deswegen will ich aber nicht dazu sprechen, son-
dern ich möchte auf etwas anderes hinweisen. Ich 
möchte nämlich mit allem Nachdruck davor warnen, 
in jene Methoden zurückzufallen, mit denen in der 
Vergangenheit manchmal politisch Andersdenkende 
mit dem Mittel der Diffamierung verketzert worden 
sind. Diese Methoden haben nämlich nicht nur kata-
strophale politische Folgen, die wir alle vermeiden 
wollen. Ich glaube, es lag zwar nicht in der Absicht 
des Herrn Bundeskanzlers, aber hier ist zum ersten-
mal eine Gefahr sichtbar geworden, mit leichten 
Formulierungen Gruppen zu verketzern, sie außer

-

halb unserer ehrlichen Diskussionsbereiche zu stel-
len. Das 'sollte nicht geschehen, zumal das auch auf 
die Außenpolitik Auswirkungen haben muß. Mich 
quält leider etwas die Sorge, daß durch diese Be-
merkung die Schwierigkeiten in der Deutschland- 
und in der Osteuropapolitik für die Zukunft nicht 
gerade kleiner geworden sind. 

(Beifall bei der FDP.) 

Lassen Sie mich nur noch wenige Bemerkungen 
zu dein Bereich Verhandlungen mit der DDR ma-
chen. Ich meine, daß sich beide Seiten darauf ein-
stellen müssen, daß bei kommenden Gesprächen 
nicht nur über solche Themen verhandelt werden 
kann, die der jeweiligen Seite besonders angenehm 
sind. Die Bundesregierung sollte ruhig in aller 
Gelassenheit auch den von der DDR vorgeschla-
genen Verhandlungsthemen Beachtung schenken. 
Wir besitzen für unsere Vorstellungen nicht nur 
gute und überzeugende Argumente, sondern wir 
besitzen auch die Fähigkeit, Verhandlungen mit 
einem so schwierigen Partner gut durchzustehen. 
Wir sollten in der Öffentlichkeit nicht den Eindruck 
erwecken, als fürchteten wir uns vor den Argu-
menten des politischen Gegners und seien uns 
unserer eigenen Sache nicht so sicher. Das Ziel 
solcher Verhandlungen kann gegenwärtig nur sein, 
daß in der vielleicht langen Zeitspanne bis zu einer 
umfassenderen Lösung der deutschen Frage beide 
Teile Deutschlands so eng wie möglich vor allem im 
wirtschaftlichen, im technischen und im kulturellen 
Bereich zusammenarbeiten. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, ist in die-
sem Zusammenhang eine Feststellung notwendig. 
Auch die Freie Demokratische Partei lehnt nach 
wie vor die völkerrechtliche Anerkennung der DDR, 
die zu einer Verewigung der Spaltung führt, ent-
schieden ab. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
in  der Mitte.) 
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Es ist gerade der Sinn  win  Verhandlungen mit Ost-
berlin, eine Entwicklung zu verhindern, die die 
Zweiteilung unseres Vaterlandes für alle Zeiten 
fixiert. 

Und noch eine andere Anmerkung ist hier unver-
meidlich, die sich insbesondere an die polnischen 
Nachbarn des geteilten Deutschlands richtet. Eine 
Regelung der ungelösten europäischen Probleme — 
es  sind deren ja viele — kann, wenn sie einem 
dauerhaften Frieden dienen soll, nur in einer freien 
Vereinbarung der beteiligten Staaten gefunden 
werden. Besonders schwierig wird dabei eine Ver-
einbarung über die Grenzprobleme zwischen Polen 
und Deutschland sein. Aber in Europa sind nicht nur 
diese Grenzfragen zu lösen, sondern auch Probleme 
der europäischen Sicherheit, europäische Wirt-
schaftsprobleme. Die Zusammenarbeit zwischen 
EWG und COMECON z. B. ist ein Problemkreis, 
auf den der Bundesaußenminister eben in seiner 
Erklärung zu Recht hingewiesen hat. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Kollege Scheel, irre 
ich mich, wenn ich davon ausgehe, daß es etwas 
anderes ist, wenn die EWG mit COMECON ver-
handelt, als wenn wir die EWG ermuntern, den 
Ländern Ost- und Mitteleuropas Zusammenarbeit 
anzubieten? Ist Ihnen diese Nuance präsent? 

Scheel (FDP) : Herr Kollege Barzel, es ist mir 
geradezu angenehm, daß Sie eine Verdeutlichung 
der Rede des Herrn Bundesaußenministers vor-
genommen haben. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Kollege Scheel, ich 
habe mich bemüht, Ihnen den Text, den wir beide 
zusammen unterschrieben haben, in Erinnerung zu 
rufen. 

Scheel (FDP) : Ich weiß nicht genau, welchen Text 
Sie meinen. Ich sprach von der Rede des Bundes-
außenministers. Deren Text habe ich nicht unter-
schrieben. Sie sind der Zeit voraus! 

(Heiterkeit rechts.) 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Darf ich Ihre letzte Ein-
lassung — deshalb habe ich mich gemeldet — nicht 
als ein Abgehen von der Ziffer 4 des dem Bundes-
tag von uns gemeinsam vorgelegten Antrags an-
sehen? 

Scheel (FDP) : Nein, wir haben ja den Antrag 
des Monnet-Komitees unterschrieben. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Da steht aber etwas an-
deres drin, als Sie eben sagten, Herr Kollege. 

Scheel (FDP): Ich habe ja eben die Rede des 
Außenministers kommentiert, nicht den Antrag, den 
wir unterschrieben haben. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Offensichtlich falsch 
kommentiert! Wir sind uns also wieder einig? 

Scheel (FDP) : Wir sind uns nicht einig. Aber ich 
freue mich, daß Sie eine Verdeutlichung der Rede 
des Außenministers gegeben haben. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Sie sind für Bemühungen 
EWG und COMECON, Herr Kollege Scheel? 

Scheel (FDP) : Ich bin für Unterhaltungen dar-
über, inwieweit solche Kontakte zu nützlichen Er-
gebnissen führen können, und ich glaube, das wäre 
möglich. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Ist Ihnen bekannt, Herr 
Kollege Scheel, daß in Ländern Ost- und Mittel-
europas die Zusammenarbeit mit dem Westen über 
COMECON abgelehnt und als eine sehr schlechte 
Geschichte für die Zukunft betrachtet wird? 

Scheel (FDP) : Sie müßten mich völlig mißver-
standen haben, Herr Kollege Barzel, wenn Sie etwa 
den Eindruck gewonnen hätten, ich sei für eine 
Zentralisierung des Handels über COMECON. Da-
von kann gar keine Rede sein. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Irre ich mich, wenn ich 
jetzt feststelle, Herr Kollege Scheel, daß wir doch 
einig sind? 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Scheel (FDP) : Ich bin nicht sicher. Die Differen-
zierung liegt in dem Standort, von dem aus wir 
beide Politik machen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, ich darf jetzt an  die 
 Bemerkungen zu den ungelösten Fragen im Ver-

hältnis zu unserem Nachbarn Polen anknüpfen. Po-
len sollte endlich einmal zur Kenntnis nehmen, daß 
die Bundesrepublik als einziges Land auf Produktion 
und Besitz von ABC-Waffen verzichtet hat und ihre 
politischen Interessen allein mit friedlichen Mitteln 
verfolgt. Warschau sollte einsehen, daß die Bundes-
republik Deutschland gar kein Recht hat, so wie sie 
nun einmal provisorisch — jetzt benutze ich das 
Wort — strukturiert ist, allein auf Rechtstitel zu 
verzichten, bevor Gespräche über die Regelung der 
deutschen und europäischen Fragen überhaupt be-
gonnen haben. Jedes unter Druck zustande gekom-
mene Zugeständnis der einen oder anderen Seite 
führt unvermeidlich zu neuem Unfrieden in Europa. 
Aber das deutsche Volk will den Frieden, und nie-
mand hat das Recht, an diesem Friedenswillen der 
Deutschen länger zu zweifeln. 

(Beifall bei der FDP.) 

Nicht wenige Menschen in unserem Lande haben 
bei der Bildung der Großen Koalition gehofft, daß 
diese von einer überwältigenden Mehrheit getra-
gene Regierung imstande sein werde, das zu tun, 
was die FDP ihrem Koalitionspartner trotz größter 
Anstrengungen nicht abzuringen vermochte: die 
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Deutschlandpolitik von überholten Vorstellungen 
und Methoden zu befreien und damit der deutschen 
Außenpolitik wieder einen größeren Spielraum zu 
geben. Diese Hoffnung — das wissen wir heute, 
meine Damen und Herren — ist enttäuscht worden. 
Wir Freien Demokraten haben genug Verantwor-
tungsbewußtsein gegenüber Volk und Staat, um 
über diese Entwicklung alles andere als glücklich zu 
sein. Wir würden lieber auf leichte propagandisti-
sche Erfolge verzichten, als erleben zu müssen, wie 
eine von inneren Widersprüchen gezeichnete, weit-
gehend gegeneinander gelähmte Koalition immer 
mehr Kraft verliert, die Chancen für eine zukunfts-
trächtige Außen- und Deutschlandpolitik wahrzu-
nehmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir wünschen dieser Bundesregierung aufrichtig je-
den möglichen Erfolg bei der Lösung der deutsch-
landpolitischen Probleme. Selbst wenn uns das am 
Wahltag, Herr Wörner, einige Stimmen kosten 
sollte, sind wir bereit, die Regierung mit allen zur 
Verfügung stehenden Kräften zu unterstützen, wann 
immer sie sich zu mutigen, zeitgemäßen und über-
zeugenden Schritten entschließt — das ist allerdings 
die Einschränkung —, 

(Beifall bei der FDP) 

um die deutsche Frage aus der Sackgasse herauszu-
bringen und somit der europäischen Zusammen-
arbeit einen neuen starken Impuls zu geben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich spreche hier für die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion in Arbeitsteilung 
mit meinen Kollegen Dr. Eppler und Blachstein, die 
später zu anderen Themen der heutigen Debatte 
sprechen werden. Ich kann mich auf das Thema 
Europa konzentrieren. 

Zunächst kann ich da erfreut feststellen, daß es 
in diesem Hause im -Positiven eine sehr große 
Übereinstimmung gibt. Diese Übereinstimmung 
kommt schon darin zum Ausdruck, daß wir gemein-
sam die Entschließung des Aktionskomitees für 
die Vereinigten Staaten von Europa, des Monnet

-

Komitees, haben einbringen können. Hier werden 
Bekenntnisse zu dem abgelegt, was jetzt in diesen 
Gemeinschaften ansteht. Es ist der große Schritt von 
dem kleinen Europa zu dem größeren Europa. Herr 
Dr. Barzel hat sehr eindrucksvolle Gedanken und 
Formulierungen gefunden, um uns klarzumachen, 
daß dieser Kontinent und dieses Volk diesen Schritt 
tun müssen, wenn sie nicht einen Tempoverlust 
haben wollen, wenn sie nicht hinter der Entwick-
lung in den großen Ländern, den Vereinigten Staa-
ten und der Sowjetunion, hoffnungslos herhinken 
wollen. 

Aber es gibt wahrscheinlich in diesem Hause auch 
volle Übereinstimmung in bezug auf das Negative. 

Herr Scheel, jetzt spreche ich Sie an. Sie haben hier 
kritische Bemerkungen gegenüber der Bundesre-
gierung gemacht. Es ist natürlich eine vornehmliche 
Pflicht der Opposition, kritische Bemerkungen zu 
machen, aber nicht nur die Opposition schaut mit 
kritischen Augen auf das, was die Regierung tut, 
sondern auch die Koalition tut das, und besonders 
zwei so große Fraktionen beobachten das genau, 
was da geschieht; übrigens nicht nur wieder in Ar-
beitsteilung etwa die CDU die SPD-Minister und 
die SPD die CDU-Minister — das geschieht natürlich 
auch —, sondern das tun im parallelen Verkehr auch 
die Fraktionen im Blick auf die aus ihnen hervor-
gegangenen Minister. Ich werde nachher im Namen 
meiner Fraktion und wahrscheinlich auch im Namen 
der Koalitionsfraktionen kritische Bemerkungen 
machen, die vielleicht, wenn selbstverständlich auch 
im Ausdruck ganz geschliffen und höflich und re-
spektvoll vorgebracht, über das hinausgeht, was 
die Opposition hier gesagt hat. — Bitte, Herr Dr. 
Mende. 

Dr. Mende (FDP) : Herr Kollege Mommer, kön-
nen Sie aus der 18jährigen Praxis hier bestätigen, 
daß sich zum Unterschied von der Theorie des Par-
lamentsrechts in der Praxis doch die jeweiligen Re-
gierungsfraktionen als Schutzgemeinschaft für die 
eigene Bundesregierung bewähren, daß also die Re-
gierungsfraktionen die Blößen der Regierung nicht 
aufdecken, sondern im allgemeinen zuzudecken 
pflegen? 

(Zurufe von der SPD.) 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Dr. Mende, die Sache 
ist komplizierter. Eine Mehrheit im Parlament hat 
erstens die Aufgabe, die Mehrheit dieser aus ihr 
hervorgegangenen Regierung zu sein, und das heißt: 
sie zu schützen. Zweitens hat aber diese Mehrheit 
auch die Aufgabe, dem Tun und Lassen der Regie-
rung kritisch gegenüberzustehen. Diese Kritik wird 
natürlich in der Regel in camera caritatis vorgetra-
gen. Aber es kann nichts schaden, wenn sie in der 
gebührenden Form auch einmal öffentlich vorgetra-
gen wird. 

Doch nun zu meinem Thema. Ich brauche nicht 
mehr darzulegen, was da alles an Positivem über 
diese 10 Jahre EWG, die jetzt hinter uns liegen, zu 
sagen ist. Das waren große Erfolge, das waren auch 
Erfolge im Politischen. Sie sind hier schon hervor-
gehoben worden. Wir haben erstmalig in einer 
wichtigen Sache, bei dieser Kennedy-Runde, mit 
einer Stimme sprechen können. Auch bei den Ver-
handlungen über die Reservewährung hat es sich 
jetzt gezeigt, daß die Zusammenarbeit so weit ge-
diehen ist, daß auch da wieder gemeinsame Haltun-
gen in schwierigen Fragen möglich waren. 

Aber der größte politische Erfolg, den diese Ge-
meinschaften erzielt haben, liegt wohl in den Bei-
trittsgesuchen, mit denen wir es jetzt zu tun haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist ein historischer Augenblick, in dem wir den 
Geburtsfehler der Gemeinschaft loswerden können, 
der darin lag, daß wir damals gezwungen waren, 
klein, mit sechs Mitgliedern anzufangen. Durch 
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diese Anträge besteht jetzt die Möglichkeit, den 
Graben zuzuschütten, der sich seit damals zwischen 
der EWG und der EFTA entwickelt hat. Das ist der 
Kernpunkt der Monnet-Entschließungen, die wir 
hier vorgelegt haben. Wir dürfen diese Chance 
nicht verspielen. Das ist mit Abstand die wichtigste 
Aufgabe, vor der die EWG steht, und damit auch 
eine höchstrangige Aufgabe unserer Bundesregie-
rung, die ein so gewichtiges Mitglied in den Gemein-
schaften ist. 

Trotz der Erfolge, die die Gemeinschaften zu ver-
zeichnen haben, sind wir uns bewußt, wie klein 
dieses Europa noch ist, daß es mehrfach geteilt ist, 
daß die politischen Strukturen unterentwickelt sind 
und daß wir, weil es eben so ist, in der Weltpolitik 
nicht die Rolle spielen können, die Europa zukäme. 
Wir haben mit Bitterkeit feststellen müssen, wie es 
in der Zeit, als vor unserer Türe, unsere Interessen 
direkt berührend, der Nahostkonflikt ablief, ver-
geblich war, daß ein Mitgliedland versuchte, sich 
einzuschalten, und wie man überhaupt nicht daran 
denken konnte, die Gemeinschaften als solche zu 
einem Faktor zu machen. 

Lassen Sie mich zwei Zahlen nennen, die zeigen, 
wie es um die wirtschaftliche Basis bestellt ist, die 
gegeben sein muß, um — nicht gleichberechtigt; wie 
haben Sie gesagt? — 

(Abg. Dr. Barzel: „ebenbürtig"! Brandt hat 
es gesagt!) 

ebenbürtig mit den Vereinigten Staaten sprechen zu 
können. Nun, das Bruttosozialprodukt der Gemein-
schaft der Sechs beträgt 43 % des Bruttosozialpro-
dukts der Vereinigten Staaten von Amerika. Wenn 
wir die Gemeinschaften erweitern, wird das Brutto-
sozialprodukt der Zehn 60 % des Bruttosozialpro-
dukts der Vereinigten Staaten betragen. Ebenbürtig 
werden wir also dann auch nur mit Rabatt sein, 
wenn wir uns nicht sehr anstrengen. Trotz der 
Anstrengungen, die wir in Europa in den letzten 
Jahren gemacht haben, sind wir in der wissenschaft-
lich-technologischen Entwicklung hoffnungslos zu-
rückgeblieben. Da ich auf dieses Thema im weiteren 
Verlauf nicht näher eingehen kann, darf ich hier 
einen Satz aus der Stellungnahme der Kommission 
zu den Beitrittsgesuchen kurz zitieren. Da heißt es: 

Es ist festzustellen, daß die Aussichten für die 
Gemeinschaft durch den Beitritt Großbritanniens 
verbessert würden, zwar nicht die Vereinigten 
Staaten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen 
Forschung in der Technollgie einschließlich des 
Atombereichs einzuholen, wohl aber den Pro-
zeß umzukehren, der den Rückstand Europas 
noch mehr vergrößert. 

Der Abstand wird größer, wenn wir die größere 
Gemeinschaft nicht zustande bringen; der Abstand 
wird kleiner werden — die Möglichkeit dazu ist 
gegeben —, wenn es uns gelingt, das Europa der 
Zehn zu schaffen. Darum geht es bei der heutigen 
Aufgabe, Europa aus dieser Schwäche und aus die-
sem Zurückbleiben in der Entwicklung herauszu-
bringen. 

Wir Sozialdemokraten sind mit dem Monnet

-

Komitee der Meinung, daß Europa eine angemessene 

Rolle in der Welt nur spielen kann, daß es beson-
ders auch in der Gestaltung des Friedens zwischen 
Ost- und Westeuropa nur erfolgreich sein kann, daß 
es den Ehrgeiz, die Vereinigten Staaten im wissen-
schaftlichen und technischen Bereich einzuholen, nur 
haben kann, wenn es den Zusammenschluß nicht 
nur der Sechs, sondern der Zehn zustande bringt, 
wenn dieses Europa nicht großtut, sondern groß 
wird. Darauf kommt es an. 

Ich meine, bei dem, was jetzt kommt, bei den 
Gesprächen und Verhandlungen über den Beitritt 
Großbritanniens und der anderen Bewerber, wird 
es wichtig  sein,  diesen Leitgedanken, diese Ziel-
setzung immer vor Augen zu haben. Denn wir wer-
den jetzt mit den Schwierigkeiten konfrontiert, die 
zwangsläufig mit der Erweiterung der Gemeinschaft 
verbunden sind. Die Stellungnahme der Kommission, 
die in der vorigen Woche veröffentlicht wurde, 
macht den Umfang und den Grad der Schwierigkeiten 
sehr deutlich. Ich würde sagen: das ist geradezu ein 
Berg von Hindernissen, der sich auf dem Weg zur 
Einverleibung neuer und so bedeutender Mitglieder 
in die schon zehn Jahre bestehende Gemeinschaft 
auftürmt. Aber nur die, die die Erweiterung nicht 
wollen, können diesen Berg von Hindernissen zum 
Anlaß nehmen, die Kapitulation zu empfehlen. 
Wir sollten, wenn wir mit den Schwierigkeiten in 
der Zukunft ringen, nicht vergessen, wie es mit 
diesen Schwierigkeiten aussah, als die Verträge 
für die Gemeinschaften vor mehr als zehn Jahren 
ausgehandelt wurden. Der Berg war damals noch 
größer. Und damals handelte es sich um eine Erst-
besteigung. Inzwischen wissen wir, wie man mit 
solchen Schwierigkeiten, wie wir sie vor uns haben 
werden, fertig wird. Die Überwindung hängt vom 
politischen Willen ab. 

Ich habe hier keine Zeit, in die Diskussion der 
Einzelfragen, der Sach- und Fachfragen einzutreten. 
Es ist ja doch klar, daß die Kommission in Brüssel 
und alle beteiligten Regierungen bis auf die fran-
zösische der Meinung sind, daß alle sachlichen 
Schwierigkeiten und Fragen lösbar sind. Auch der 
Herr Bundesaußenminister hat das in seinen Aus-
führungen betont. Die Untersuchungen, die wir hier 
über diese Probleme gemacht haben, zeigen, daß 
es nicht leicht ist, daß es aber geht. Die Kommission 
sagt in ihrer Stellungnahme wörtlich: 

Die Analyse der wichtigsten Probleme, die 
durch eine Erweiterung der Gemeinschaft auf-
geworfen werden, zeigt deutlich, daß der  Bei-
tritt neuer Mitglieder, die in ihrer politischen 
und wirtschaftlichen Struktur wie in ihrem Ent-
wicklungsstand den Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft sehr ähnlich sind, die Gemeinschaft 
zugleich stärken und ihr einen Anstoß für neue 
Fortschritte geben kann, 

— die Kommission ist hier sehr positiv in ihrer Stel-
lungnahme zu den Gesuchen; weiter geht es im 
Zitat —: 

vorausgesetzt, daß die neuen Mitglieder die 
Bestimmungen der Verträge wie auch später 
ergangene Entscheidungen akzeptieren, wozu 
sie nach ihren Erklärungen auch bereit sind. 
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Die Kommission schließt dann ihre Untersuchung 
mit der Feststellung — das ist auch für das Verfah-
ren äußerst wichtig —, daß man eine Reihe von 
Sachproblemen nur wird klären können, wenn man 
in Verhandlungen mit den Bewerbern eintritt und 
dabei feststellt, ob etwa die Dynamik der Gemein-
schaften, die nicht gefährdet werden darf, durch die 
Beitritte gefährdet würde.. 

Wir von der sozialdemokratischen Fraktion emp-
fehlen hier so wie die Kommission und wie die 
anderen Mitgliedstaaten mit Ausnahme Frankreichs, 
daß wir in die Verhandlungen mit den Antragstel-
lern und nicht in Verhandlungen unter ,den Sechs 
eintreten. Aus allem, was in Großbritannien in den 
letzten Jahren und besonders in diesem Jahr vor 
sich gegangen ist, muß doch klar sein, daß die briti-
sche Regierung, die Regierung Wilson, auf Gedeih 
und Verderb mit der Beitrittspolitik verbunden ist. 
Die britische Regierung hat ihren Willen erklärt, 
die Verträge und die entstandene Rechtsordnung zu 
übernehmen. Sie hat mehr getan: Die brititsche Re-
gierung bejaht die Dynamik der  Verträge und die 
künftigen Entwicklungen in den Gemeinschaften 
auch auf dem außen- und verteidigungspolitischen 
Gebiet. Wir haben es mit einem vollen Bekenntnis 
der britischen Regierung zu der europäischen Ent-
wicklung zu tun. Ähnlich sind die Stellungnahmen 
der anderen drei Bewerber: Irlands, Dänemarks und 
Norwegens. 

Nun, das Aufnahmeverfahren kommt in Gang, es 
ist schon im Gange. Und schon gibt es dabei Verfah-
rensprobleme. In der Entschließung Nr. 1 des Mon-
net-Komitees, die vor uns liegt, heißt es, daß die 
Aufnahme und der rasche Abschluß der Verhandlun-
gen über den Beitritt Großbritanniens erfolgen muß 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft „in ihrer 
derzeitigen Form". Das ist eine wichtige Formulie-
rung: Beitritt zur Wirtschaftsgemeinschaft in ihrer 
derzeitigen Form. 

Auf der Tagung des Rates in Luxemburg am 
2. Oktober hat Herr Bundeswirtschaftsminister Schil-
ler drei Aufgaben für die nächsten Monate in der 
Gemeinschaft genannt, und zwar erstens den inneren 
Ausbau der EWG auf den Gebieten des Steuerrechts, 
der Energie- und der Konjunkturpolitik und anderen 
mehr, zweitens die Behandlung der Beitrittsanträge 
und drittens die Fusion der Verträge, die erfolgen 
muß, nachdem die Fusion der Kommissionen und der 
Räte schon Wirklichkeit geworden ist. Herr Bundes-
wirtschaftsminister Schiller hat dabei zum Ausdruck 
gebracht, daß es keine gegenseitigen Behinderungen 
und Verzögerungen unter den drei Aufgaben — der 
einen durch die andere Aufgabe — geben dürfe. Er 
geht jedoch davon aus, daß die Fusionsverhandlun-
gen schnell vorangehen könnten, daß gleichzeitig 
Aufnahmeverhandlungen mit Großbritannien auf der 
Basis des bestehenden EWG-Vertrages geführt wer-
den und daß dann im Abschluß ein um die Fusions-
probleme erweiterter EWG-Vertrag zur Unterschrift 
vorliegen kann. Da sind in Großbritannien und auch 
in den anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
die Besorgnisse entstanden, von denen Herr Scheel 
hier gesprochen hat, ob nicht durch das Hereinbrin-
gen der Fusion der Verträge eine Behinderung und 
Verzögerung der Beitrittsverhandlungen eintreten  

müsse. Ich muß hier freimütig sagen, daß auch wir 
in meiner Fraktion diese Besorgnis haben. Ich sehe 
an dem Nicken auf den Bänken der CDU/CSU, daß 
es diese Besorgnis im ganzen Hause gibt. 

Man muß, wenn man über diese Fusionsverhand-
lungen spricht, erstens bedenken, daß dieselbe Kom-
mission, die die Verhandlungen um den Beitritt 
führen muß, auch die Fusionsverhandlungen führen 
muß. Auch von seiten der sechs Regierungen wer-
den es sehr oft dieselben Menschen sein, die diese 
Verhandlungen führen müssen. Da gibt es also rein 
wegen der Unteilbarkeit der Zeit und der Schwierig-
keiten des Terminkalenders schon Behinderungen. 

Zweitens. Wenn jemand eine Verzögerungstaktik 
einschlagen will — es ist wohl nicht ein völlig unge-
rechtfertigter Verdacht, wenn man glaubt, daß es 
jemand geben könnte, der das wollte —, dann bieten 
sich hier natürlich mannigfache Gelegenheiten für 
eine solche Verzögerungstaktik. 

Schließlich ein dritter Grund, der mit den beiden 
anderen allerdings nichts zu tun hat. Wie sieht es 
denn am Verhandlungstisch aus, an dem es um die 
Fusion geht? Wir hier sind daran interessiert, daß 
die Substanz der europäischen Integration, wie wir 
sie bisher erfochten haben, bewahrt bleibt. Ist es 
vorstellbar, daß jetzt an diesem Verhandlungstisch 
diese Substanz unangetastet bleibt, oder besteht 
nicht die Gefahr, daß ein Status quo minus dabei 
herauskommt? 

Meine Herren von der Bundesregierung, darf ich 
hier, auch ein wenig mit dem Blick in die Zukunft, 
folgendes sagen: Das wird einmal von sechs europäi-
schen Parlamenten ratifiziert werden müssen. Da ist 
schon ein dicker Brocken drin, daß wahrscheinlich 
und leider die schwache Position des Europäischen 
Parlaments so schwach sein wird, wie sie jetzt ist. 
Aber weitere Abstriche von dieser Substanz werden 
diese Parlamente — das möchte ich prophezeien — 
nicht hinnehmen. Da gibt es keine Ratifikation, und 
dann gibt es keine Fusion; wenn es keine Fusion 
gibt, dann gibt es die drei Verträge. Wir in den 
Parlamenten sind in der glücklichen Lage, daß ein 
Nein diesmal nicht bedeutet, daß alles in die Brüche 
geht; man wird dann eben mit den drei Verträgen 
weiterleben müssen. 

So komme ich zu der Bitte an die Bundesregierung 
— und das geht über das hinaus, was Herr Scheel 
für die Opposition hier gesagt hat —, doch noch 
einmal zu prüfen, ob es richtig ist, jetzt Fusions-
verhandlungen von uns aus zu fordern, oder ob es 
nicht besser wäre, von uns aus den Versuch zu 
machen, mit den Schwierigkeiten der drei Verträge 
noch eine Weile 2u leben. Zweitens muß natürlich 
jeder Zweifel beseitigt werden, damit, wenn die 
Fusionsverhandlungen doch laufen sollten, nicht ein 
faktisches Junktim — kein gesetztes — zwischen 
Fusion und Beitritt herauskommt. 

Meine Fraktion ist nachdrücklich für die Aus-
weitung der EWG, um das Potential der anstehen-
den Bewerber hereinzuziehen. Dieses Potential, das 
im übrigen auch das älteste demokratische Potential 
auf diesem Kontinent Europa ist, sollte in der 
Waagschale auch etwas bedeuten. Die Hereinzie- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Oktober  1967 	6353 

Dr. Mommer 
hung dieses Potentials in die Gemeinschaften ist 
in der Rangordnung der Ziele und Aufgaben gegen-
wärtig bei weitem die wichtigste aller Aufgaben. 
Wir müssen deswegen alles vermeiden, was der 
Erreichung dieses Ziels nicht dienlich ist und was 
dieses Ziel gar gefährden könnte. 

Nun zu der Frage: Was kann denn die Bundes-
regierung tun, die  ist doch guten Willens? Ja, die 
Bundesregierung ist guten Willens. Herr Bundes-
kanzler, ich habe damals nach Ihrer Regierungser-
klärung hier gesprochen und habe meine Zustim-
mung, meinen Respekt  und meine Bewunderung für 
diese Regierungserklärung bekundet. Aber dieser 
Punkt war nicht der stärkste Punkt in  der Regie-
rungserklärung. Denn worauf kommt e s an, Herr 
Scheel? Nicht darauf, daß man den Beitritt Groß-
britanniens „begrüßt", sondern es kommt, wenn das, 
was wir mit der Einbringung 'der Entschließung des 
Monnet-Komitees getan haben, ernst gemeint ist, 
darauf an, daß die Bundesregierung nicht nur den 
Beitritt „begrüßt", sondern ihn mit  den Mitteln her-
beiführt, die ihr zur Verfügung stehen. 

(Beifall bei der  SPD  und bei Abgeordneten der 
 CDU/CSU und der FDP.) 

Man schaut auf uns draußen in der Welt, und wir 
hören es  auch, wenn wir 'draußen sind. Man ist ge-
neigt, uns vorzuwerfen, daß hier in  Bonn Lippen-
bekenntnisse zu diem Beitritt abgelegt würden, daß 
man aber nicht (das tue, was man tun könnte. 

Nun, was könnte man tun? Es ist richtig, daß die 
Bundesregierung über keinen Hebel verfügt, mit 
dem sie das Recht auf das Nein, das ich Vetorecht 
nenne, aus den Angeln heben könnte. Das ist so, und 
so steht es klipp und klar im Vertrag. Allerdings, 
Herr Bundesaußenminister, steht im Vertrag auch, 
und zwar in der Präambel und in eben diesem 
Art. 237, das Gebot der offenen Tür für alle, die  die 
Bedingungen für den Eintritt in diesen Klub erfüllen. 
Das ist die andere Seite der rechtlichen Lage bei 
diesen Beitrittsanträgen. 

Was die Bundesregierung tun kann, ist,  meine ich, 
folgendes. Sie kann der uns befreundeten franzö-
sischen Regierung, die ja, wie wir wissen, auch keine 
Freude daran hat  und haben kann, ein zweites Mal 
— wie im Januar 1963 — ein Veto auszusprechen, 
sagen, daß die  Erweiterung der  Gemeinschaften 
wirklich das ist, was hier eben schon in den Reden 
von Herrn Dr. Barzel und von Herrn Scheel zum 
Ausdruck gekommen ist und was unsere gemein-
same  Überzeugung ist,  die Überzeugung dieses Hau-
ses, daß nämlich die Erweiterung dieser Gemein-
schaften für uns ein Lebensinteresse — auf franzö-
sisch sagt man: intérêt vital, und man weiß, was 
das bedeutet — ist, ein Ziel von allerhöchstem Rang, 
und dies aus folgenden Gründen. Erstens wegen der 
politischen Gesamtkonzeption von dem größeren 
Europa; dazu ist hier schon viel gesagt worden, und 
ich will es im einzelnen nicht ausführen. Das ist seit 
vielen, vielen Jahren, seit mehr als zehn Jahren, 
eine Grundlinie der Politik dieses Landes gewesen. 

Zweitens — und da möchte ich etwas ausführ-
licher sein — gebieten unsere wirtschaftlichen Inter-
essen, daß die  Tür für die Bewerber, die  draußen  

stehen, nicht zugeschlagen wird. Ich will Ihnen dazu 
ein paar Zahlen nennen; ich weiß, Zahlen hört man 
nicht gerne, aber ich muß sie vortragen. Im Jahre 
1965 führte die Bundesrepublik nach Großbritannien 
Güter im Werte von 2,8 Milliarden DM aus, Frank-
reich für 1,8 Milliarden DM. Nach Dänemark, Nor-
wegen und Schweden führten wir für 7,4 Milliar-
den  DM aus, Frankreich nur für 1,5 Milliarden DM. 
Auf 'der Einfuhrseite besteht die gleiche Diskrepanz 
zwischen unserer wirtschaftlichen Verbindung mit 
diesen Ländern und Frankreichs Verbindung mit 'den 
gleichen Ländern. Die Bundesrepublik führte aus 
Großbritannien ein für 3,1 Milliarden DM, Frank-
reich für 2,1 Milliarden DM. Die Bundesrepublik 
führte ein aus Dänemark, Norwegen und Schweden 
für 4,8 Milliarden DM, Frankreich für 1,2 Milliar-
den DM. 

Meine Damen und Herren, die handelspolitische 
Interessenlage Frankreichs und der Bundesrepublik 

 gegenüber diesen um Beitritt oder Assoziierung 
nachsuchenden Staaten ist fundamental unterschied-
lich. Dieses Urteil wird erhärtet, wenn man den 
Außenhandel mit allen Ländern 'der  EFTA zum Ver-
gleich heranzieht. Die  Ausfuhr der Bundesrepublik 
in die EFTA-Länder betrug im Jahre 1965 19,3 Mil-
liarden DM; das sind 50 % der Gesamtausfuhr aus 
der EWG in die EFTA. Die Ausfuhr Frankreichs in 
die EFTA-Länder betrug insgesamt 6,3 Milliarden 
DM; das sind 16 % der  Gesamtausfuhr der  EWG in 
die EFTA.  Die  Einfuhr der Bundesrepublik aus den 
EFTA-Ländern betrug 12,1 Milliarden DM, 43 % der 
Gesamteinfuhr der EWG-Länder aus den EFTA-Län-
dern, die Einfuhr Frankreichs aus den EFTA-Ländern. 
4,6 Milliarden DM; das sind 16 % der  Gesamteinfuhr 
der EWG aus den EFTA-Ländern. Die französische 
Ausfuhr in die  EFTA-Länder macht also weniger als 
ein Drittel der Ausfuhr der Bundesrepublik in die 
EFTA-Länder aus und  die  Einfuhr Frankreichs aus 
diesen Ländern 'ein wenig mehr als ein Drittel der 
Einfuhr der  Bundesrepublik aus jenen Ländern. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Mommer (SPD) : Bitte, Herr Kollege Ertl! 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Mommer, würden Sie 
bitte auch noch die Zahlen des Außenhandels zwi-
schen der Bundesrepublik  und  Österreich nennen, 
und würden Sie nicht vielleicht daraus eine beson-
dere Verpflichtung ableiten, daß wir uns für die 
Assoziierung Österreichs .einsetzen müßten, was  die 

 Bundesregierung bisher offensichtlich nicht sehr 
aktiv betrieben hat? 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Kollege Ertl, der 
Außenhandel mit Österreich ist ja mit  in den  Zahlen 
enthalten, die ich für den Außenhandel mit der EFTA 
genannt habe. Im übrigen ist ja bekannt — und ich 
danke Ihnen, daß Sie mich dazu zwingen, das hier 
zu sagen —: es geht nicht nur um  die  Aufnahme der 
vier Länder, die Vollmitglieder werden wollen, son-
dern es geht um reine Erweiterung des wirtschaft-
lichen gemeinsamen Marktes, der noch viel größer 
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werden soll, als er es durch die Aufnahme der  vier 
Länder würde, die Mitglied werden wollen. Wir wis-
sen, daß wir auch für die Länder, die wie Österreich 
aus politischen Gründen nicht Vollmitglied werden 
können, in unserem Interesse, im Interesse Gesamt-
europas und  auch im Interesse jener Länder ange-
messene Lösungen finden müssen. 

Die Zahlen, die ich für den Handel mit der EFTA 
genannt habe, weisen im übrigen für das Jahr 1965
einen Ausfuhrüberschuß der Bundesrepublik beim 
Export in diese Länder von 7,2 Milliarden DM aus. 
Wegen des Außenzolls und der Abschöpfungen an 

 den Grenzen der EWG haben es die EFTA-Länder 
sehr schwer, mit ihren Waren auf dem deutschen 
Markt Erfolg zu haben.  Die  langfristige Folge so 

 hoher Überschüsse kann nur sein, daß unser Handel 
mit  (diesen Ländern zurückgehen wird. 

Ich komme damit zu der wirklich kapitalen Schluß-
folgerung: Die Spaltung Europas in EWG und EFTA 
trifft die  handelspolitischen Interessen der Bundes-
republik  mit  besonderer Härte, ganz anders als 
Frankreich. 

Ich meine, Herr Bundeskanzler und Herr Bundes-
außenminister, auch diese Zahlen rechtfertigen eine 
sehr ernste Sprache, wenn es darum geht, die fran-
zösische Regierung hinsichtlich ihrer Absicht umzu-
stimmen, die Erweiterung nicht zustande kommen 
zu lassen. 

Es sind da noch andere Gründe, die das intérêt 
vital mit zu unterstreichen vermögen. Die  Bundes-
republik  Deutschland trägt den  Löwenanteil an der 
Finanzierung der Agrarpolitik der EWG. Wenn 
Großbritannien beitritt, führt das für uns zu einer 
fühlbaren Entlastung. 

Ein weiterer Punkt, der schon von Dr. Barzel und 
anderen, natürlich auch von der Bundesregierung 
selber unterstrichen worden ist: Unsere Wachstums-
industrie, unser Anschluß an die moderne  Zeit, unser 
Streben, hier — wie der Herr Bundesaußenminister 
sagte — gerüstet zu sein für das 21. Jahrhundert, 
erfordern es, daß wir die Erweiterung der Europäi-
schen Gemeinschaft zustande bringen. 

Aus dem, was ich gesagt habe, ergibt sich also 
wohl, daß es kein overstatement ist, wenn die Bun-
desregierung der französischen Regierung sagt, daß 
ein „Non" vitale Interessen der Bundesrepublik 
träfe. Wenn man- das so sagt und nicht sagt, Herr 
Bundeskanzler, daß man den Beitritt Großbritan-
niens begrüßen würde, dann sieht das ganz anders 
aus. 

Ich 'ßeine, die Bundesregierung kann noch mehr 
tun.  Sie  kann engste Tuchfühlung mit den Regierun-
gen der vier übrigen EWG-Mitglieder halten, die 
den  Beitritt als Notwendigkeit und das Scheitern als 
eine Katastrophe ansehen. Sie kann Tuchfühlung 
auch mit den antragstellenden Regierungen halten, 
für die ein Lebensinteresse auf dem Spiele steht. 

Hier muß doch mit Nachdruck die Frage gestellt 
werden, ob es  in  diesem Europa möglich sein soll, 
daß eine europäische Regierung neun anderen euro-
päischen Ländern den Weg in eine gemeinsame 

Zukunft versperrt. Das muß mit allem Ernst gefragt 
wenden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn dieses Unglück doch geschehen sollte — ich 
glaube nicht, daß es igeschehen wird, wenn wir 
unsere Rolle richtig spielen —, dann wird es nicht 
ohne negative Konsequenzen auch für die beste-
hende kleine Gemeinschaft sein. 

(Sehr richtig! bei der  SPD.) 

Das hat auch der französische Sozial- und Finanz-
minister, M. Debré, in  den letzten Tagen selber zum 
Ausdruck gebracht. Diese Gemeinschaft ist nach dem 
zweiten „Non" nicht mehr das, was sie jetzt ist. Kon-
sequenzen ergeben sich aus der Verletzung eines 
wesentlichen Interesses unserer Völker, der Neun, 
natürlich auch für die Beziehungen, die diese neun 
Staaten mit  der  französischen Regierung haben. 
Auch das muß man  in Paris überlegen. 

Meine Damen und Herren, ich meine, die deutsch-
französischen Beziehungen sind Gott sei Dank sehr 
gefestigt. Sie sind — ich habe das noch vorige 
Woche in meinem Wahlkreis, als die fünfte Part-
nerschaft geschlossen wurde, wieder mit Freude er-
lebt — schon in  die  Herzen eingedrungen. Es gibt 
kein Heraus mehr aus dieser deutsch-französischen 
Verständigung und Freundschaft. Aber gerade in der 
Freundschaft muß es ja möglich sein, daß man sagt, 
was man denkt und was man für sein Interesse hält. 
Das kann nicht nur gelten, wenn der französische 
Staatschef, gar nicht pingelig, sagt und tut, was uns 
hier keine Freude macht. Das muß auch umgekehrt 
gelten, 

(Beifall auf allen Seiten dies Hauses) 

wenn wir, die Feigheit vor dem Freunde verschmä-
hend, nachdrücklich unsere Meinung sagen und 

unsere Interessen vertreten. 

Soeben ist das Ergebnis einer EMNID-Umfrage 
bekanntgeworden, die im Juli 1967 veranlaßt wurde. 
59 % der Befragten waren für den Beitritt Groß-
britanniens, 56 % für den Beitritt auch der  übrigen 
Bewerber. Nur 3 % der Befragten waren der Mei-
nung: Der Klub ist geschlossen, da kommt keiner 
mehr herein. 

Der Herr Bundesaußenminister hat schon im Som-
mer in Brüssel mutig darauf hingewiesen, daß es die 
öffentliche Meinung in diesem Land nicht verstehen 
würde, wenn man die Erweiterung der Gemeinschaft 
verhinderte. Wenn z. B. 1969 die jetzige Regelung 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpoli-
tik ausläuft, entsteht die Frage, ob diese Finanzie-
rung verlängert werden soll, eine Finanzierung, Idle 

 für uns in den kommenden Jahren bedeutet, daß wir 
jährlich 900 Millionen DM mehr hineinzahlen, als 
wir herausbekommen, Frankreich dagegen jährlich 
1,7 Milliarden DM mehr herausbekommt, als es hin-
eingibt. 

Ich fasse das zusammen. Die Bundesregierung hat 
keinen Hebel, mit dem sie diesen Satz ides Art. 237 
aus den Angeln heben kann. Aber sie hat gewichtige 
Argumente, und sie hat  gute Karten in ihrem Spiel. 
Es ist ein Spiel unter zehn, von denen neun das 
größere Europa wollen und es einer vorläufig noch 
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nicht will. Mir scheint das keine schlechte Verhand-
lungsposition zu sein, wenn man so um den Tisch 
sitzt. In Verhandlungen mit den Antragstellern, die 
baldigst beginnen sollten, müssen die Sach- und 
Interessenfragen nüchtern und fair diskutiert wer-
den. Niemand verlangt, daß wir Großbritannien und 
den anderen Geschenke machen. Nein, hier geht es 
weitgehend auch um materielle Interessenfragen. Da 

 ist es richtig, nüchtern und hart, aber auch fair  zu 
verhandeln und von den neuen Mitgliedern nichts 
zu verlangen, was man sich selber nicht auferlegt 
hat — vor allem damals, als es um die Gründung der 
Gemeinschaften ging und nicht auferlegt. 

In Frankreich sagt man: England ist noch nicht 
reif für den Beitritt. Ich meine: England ist reif. Es 
hat eine gewaltige Entwicklung auf Europa hin ge-
macht. Ich habe im übrigen  die  Logik des Argu-
ments „Unreife" nie begreifen können. Mir scheint 
sie gerade zum umgekehrten Schluß zu führen. Denn 
wenn die  Briten noch nicht ganz so reif sein sollten, 
dann müßte die  politische Taktik die sein, daß wir 
sie in unseren Klub hineinnehmen und sie da  in  der 

 täglichen Arbeit an Europa nachreifen lassen. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Das wäre das beste Klima für die Nachreifung. 
Macht man es umgekehrt, schließt man sie aus, 
stößt man sie doch auf den Weg dahin, wo schon 
soviel Macht ist, die uns alle gelegentlich beunru-
higt, aber insbesondere den französischen Staats-
präsidenten beunruhigt. Dann treibt man doch die 
Briten -und die anderen den Vereinigten Staaten in 

 die Arme, schwächt Europa, stärkt die Vereinigten 
Staaten. Die Logik der Unreife scheint mir also -eine 
unreife Logik zu sein. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, ich muß mich hier auf 
die wenigen politischen Kernfragen dieses Problems 
konzentrieren. Wir überweisen die Anträge an die 
Ausschüsse, und  da  müssen wir viele wichtige Fra-
gen weiter diskutieren. Ich meine überhaupt, meine 
Damen und Herren, weil es hier möglicherweise 
zwischen diesem gesamten Hause und der Bundes-
regierung einige Meinungsverschiedenheiten gibt, 
die im übrigen auch daher kommen — Herr Scheel, 
das wissen Sie doch als ehemaliger Minister —, daß 
der,  der  in der Verhandlungssituation steht, es 
schwerer hat als der,  der  hier frei von der Leber 
weg reden kann, wir sollten die Dinge in den Aus-
schüssen weiter verfolgen und uns sehr lebhaft für 
diese Weichenstellung, auf die wir zugehen, inter-
essieren und uns dauernd mit ihr beschäftigen. 
Wenn dann die Verhandlungen kommen, Herr  Bun-
deskanzler, Herr Bundesaußenminister und Herr 
Bundeswirtschaftsminister, dann wünsche ich Ihnen. 
viel Glück bei dem großen und manchmal etwas 
schwierigen Freunde. 

(Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Blachstein. 

Blachstein (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe den Auftrag, den Antrag 
Drucksache V/1989 der sozialdemokratischen Bun-

destagsfraktion in  dieser Debatte, die einen durch 
die Regierungserklärung weit gespannten Bogen hat 
— von der Europapolitik bis zur Deutschlandpoli-
tik —, vor dem Hause zu vertreten. Ich glaube, daß 
die spezielle Frage Griechenlands in das europäische 
Konzept hineingehört. Denn wenn in einem europäi-
schen Land durch einen Staats-streich die  demokrati-
sche Grundlage beseitigt wird, sind alle anderen 
davon mit betroffen. 

Zunächst zu den Verhältnissen,  die in  Griechen-
land durch die Ereignisse des 21. April  dieses Jahres 
entstanden sind. Es gibt Zehntausende politisch Ver-
haftete. Es gab Tote. Die Zahl der heute noch Ver-
hafteten beträgt nach offiziellen Angaben einige 
tausend. Die Pressefreiheit ist aufgehoben. Die Ver-
sammlungsfreiheit ist beseitigt. Die Verfassung ist 
außer Kraft gesetzt. Der Ausnahmezustand besteht 
weiter. Das Parlament ist aufgelöst, ebenso die 
Parteien, die  Gewerkschaften zum größten Teil. 
Durch das Land ziehen Terror, Schrecken; in  den 
Gefängnissen herrscht zum Teil Tortur. 

Die Begründung für all das — die offizielle Be-
gründung — ist die Notwendigkeit der Abwendung 
einer kommunistischen Gefahr. Bis heute, knapp ein 
halbes Jahr nach dem Staatsstreich, liegen weder 
Dokumente vor, noch sind Prozesse durchgeführt 
worden, die die angebliche Gefahr und den an-
geblichen Staatsstreich einigermaßen glaubhaft ma-
chen würden. Immerhin haben wir eines: wir haben 
erpreßte Zeugen für Prozesse, die vorbereitet wur-
den, Zeugen, denen die Flucht ins Ausland gelungen 
ist.  Im Lande, in Griechenland, sind Recht und Ge-
setz we itgehend außer Kraft gesetzt worden. 

Es gibt ein Wort eines schwedischen Kanzlers — 
keine Sorge, ich zitiere keinen Sozialdemokraten, 
sondern Axel Oxenstjerna, Kanzler aus der Zeit, da 
Schweden eine europäische Großmacht war; das liegt 
ein paar Jahrhunderte zurück —, der damals gesagt 
hat: „Eine Regierung ohne Recht und Gesetz unter-
scheidet sich nicht von einer Räuberbande." 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich glaube, daß das auch heute zutrifft. 

Man hat mir in einer anderen Debatte vorgewor-
fen, daß man an solche Fragen frei von  Emotionen, 

 frei von Gefühlen herangehen solle. Ich frage Sie: 
sind Sie frei von Emotionen, frei von Gefühlen 
gegenüber den Dingen, die in Leipzig oder in Ro-
stock vorgehen? Ich glaube, niemand von uns ist es. 
Ich möchte hinzufügen: ich glaube, niemand schämt 
sich der Emotionen für das Schicksal der Menschen 
im anderen Teil Deutschlands. Aber ich schäme mich 
auch nicht der Emotionen,  der Gefühle. für die Men-
schen in Prag oder in Athen, denen die  Menschen-
rechte vorenthalten, die gequält und unterdrückt 
werden. 

Mancher sagt: Was geht uns das an, haben wir 
nicht genug Sorgen, müssen wir uns um solche 
Dinge kümmern, die uns zu einem befreundeten 
Land und Volk in Schwierigkeiten bringen? Ich 
glaube, es  geht uns eine Menge an, schon darum, 
weil wir mit Griechenland im Europarat verbunden 
sind, weil wir mit Griechenland, das der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft assoziiert ist, verbun- 



6356 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Oktober 1967 

Blachstein 

den sind und weil  wir mit Griechenland gemeinsam 
der NATO angehören. Gerade ein Land wie unseres, 
das unter der  Verletzung der  Menschenrechte im 
anderen Teil Deutschlands so  lange und so schwer 
leidet, muß die Verletzung der Menschenrechte in 
anderen Teilen der Welt sehr ernst nehmen und 
als seine Sache ansehen. 

Aus diesem Grunde, Herr Bundeskanzler und Herr 
Bundesaußenminister, bedauere ich es, daß Sie sich 
nicht dazu entschließen konnten, sich der Klage der 
Sechs oder derer, die sich der Klage der Vier 
angeschlossen haben, mindestens unterstützend zu-
zugesellen. Ich hätte gemeint, Sie wären in  guter 
Gesellschaft gewesen: fünf dieser Länder gehören 
mit uns der NATO an, das sechste ist ein neutraler 
Staat. 

Der Herr Bundesaußenminister hat in der Regie-
rungserklärung einiges zu Griechenland und diesem 
Antrag gesagt. Ich sage offen, ich hätte gewünscht, 
die Regierung hätte noch etwas mehr dazu heute 
dem Hause sagen können, weil mir scheint, daß die 
Wünsche und Hoffnungen, die zu diesem Punkt in 
der Regierungserklärung ausgesprochen worden 
sind, nicht ausreichen werden und daß die Glaub-
würdigkeit, von der dort die Rede ist, gerade für 
uns besondere Bedeutung hat. Für uns, die wir per-
manent die anderen auf die deutschen Nöte hinwei-
sen und ihre Unterstützung brauchen, um die deut-
schen Nöte zu überwinden, wäre in dieser Sache zum 
jetzigen Zeitpunkt die Solidarität auch durch die 
Regierung nützlich gewesen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn die Regierung erklärt, daß sie im Januar vor 
die Ergebnisse der Untersuchungen gestellt werden 
wird, die von der Menschenrechtskommission auf 
Antrag zu behandeln sein werden, so gehe ich davon 
aus, daß die Regierung strikt an den Menschen-
rechtsvereinbarungen und den Grundlagen des Euro-
parates festhalten wird, die die Mitgliedschaft eines 
Staates, der die Menschenrechte bricht, ausschließen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Beratende Versammlung des Europarates hat 
die Ereignisse in Griechenland verurteilt. Sie hat die 
Klage der europäischen Staaten bei der Menschen-
rechtskommission unterstützt, sie hat einen Bericht-
erstatter ernannt, der im Januar der Versammlung 
berichten soll, und sie hat in Aussicht gestellt, zu 
gegebener Zeit über die Mitgliedschaft Griechen-
lands im Europarat zu beraten und zu entscheiden. 

Die Kommission der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft hat sich auf den Standpunkt gestellt, 
daß laufende Verträge zu erfüllen sind, aber keine 
neuen Maßnahmen eingeleitet werden. Die Assoziie-
rung sei als suspendiert anzusehen, solange die jet-
zigen Verhältnisse in Griechenland andauerten. Sie 
hat neue Kredite verweigert und die Aufnahme von 
Finanzverhandlungen über ein neues Finanzproto-
koll — das alte läuft Ende dieses Monats ab — bis 
zur Wiederherstellung konstitutioneller Verhält-
nisse in Griechenland abgelehnt. Der Vertreter der 
Kommission hat in der Europäischen Investitions-
bank eine neue Tranche von 10 Millionen im Rah-
men eines Gesamtbetrages von 120 Millionen auf 

Grund der bestehenden Verhältnisse abgelehnt. 
Wenn wir uns daran halten, daß bestehende Ver-
träge erfüllt werden müssen, so glaube ich, daß das 
Vorgehen der Europäischen Kommission, keine 
neuen Verpflichtungen einzugehen und die alten re-
striktiv auszulegen, auch eine Richtschnur für unser 
eigenes Verhalten auf wirtschaftlichem und anderem 
Gebiet sein sollte. 

Schließlich fordern wir in unserem Antrag, die 
Militärhilfe an Griechenland einzustellen. An die-
sem Punkt gibt es manche Überlegungen, manche 
Bedenken. Ich will auf den militärischen Aspekt der 
Bedeutung Griechenlands im NATO-Bündnis bei der 
Begründung dieses Antrags nicht eingehen. Ich 
glaube, es würde über das, was heute dazu zu sagen 
ist, hinausgehen. Ich möchte aber doch zitieren, was 
der Präsident der Vereinigten Staaten bei einer 
Gelegenheit dem griechischen Botschafter in Wash-
ington über die Militärhilfe gesagt hat: 

Unsere Militärhilfe 
— sagte Präsident Johnson — 

wird erst dann wieder das volle Ausmaß wie 
vor dem 21. April erhalten, wenn Ihre Regie-
rung die demokratische Rechtsordnung respek-
tiert. Sie werden von uns, Herr Botschafter, von 
der amerikanischen Öffentlichkeit und dem 
Kongreß immer wieder den Wunsch zu hören 
bekommen, daß Griechenland endlich wieder ein 
parlamentarischer Rechtsstaat wird. 

Wir sind der  Meinung, daß wir unsererseits die 
militärische Hilfe bis zur Wiederherstellung demo-
kratischer Verhältnisse in Griechenland einstellen 
sollten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Verteidigung der Freiheit kann doch nicht so 
aussehen, daß sie zur Verteidigung der griechischen 
KZ's wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, der griechische Wider-
stand hat in den letzten Wochen und Monaten — 
wie ich glaube, nicht zuletzt durch die Reaktion der 
demokratischen Öffentlichkeit in der Welt — zu-
genommen. Hochachtung für eine Frau wie die Ver-
legerin Frau Vlachou, die mit der Waffe der Ver-
achtung und des Spotts gegenüber denen, die ihr mit 
dem Militärgericht drohen, immer wieder ihre war-
nende Stimme erhebt und an uns appelliert, dem 
freien Griechenland zu Hilfe zu kommen! 

(Beifall bei der SPD.) 

Ein konservativer, in Deutschland gut bekannter 
griechischer Politiker wie Kanellopoulos hat trotz 
Redeverbot und Maulkorb seine Stimme erhoben. Er 
hat diese Regierung charakterisiert und an den 
Westen appelliert, dem freien Griechenland den 
Weg zurück in die europäische Völkergemeinschaft 
zu erleichtern. Ich denke an Andrei Papandreou, 
auch an den Vater, den man freigelassen hat — 
eines der Manöver, um die Weltöffentlichkeit zu 
beruhigen. Aber so erfreulich die Freilassung des 
alten Papandreou ist, es sitzen weiter Tausende in 
den Lagern und auf den Inseln. Wir denken an 
Andrei Papandreou, und wir erwarten, daß, wenn es 
einen Prozeß gibt, dieser Prozeß rechtsstaatlich ist 
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und diesem Manne die Möglichkeiten der Verteidi-
gung im öffentlichen Verfahren gegeben werden. 
Künstler, Professoren, Studenten, Arbeiter, Bauern 
und zahlreiche Offiziere, die nicht zur Clique der 
jetzigen Machthaber gehören, stehen auf der Seite 
des wahren Griechenlands, des demokratischen Grie-
chenlands, des Griechenlands, mit dem wir befreun-
det und verbündet waren. 

Manche sind schnell zur Hand mit sehr einfachen 
Urteilen, z. B. mit ihrem Mißtrauen in die Möglich-
keiten einer griechischen Demokratie. Ich möchte sie 
daran erinnern, wie viele Leute es in Europa und in 
der Welt gegeben hat mit einem sehr tiefen Miß-
trauen gegenüber den Möglichkeiten einer deut-
schen Demokratie im Jahre 1945. Wollen wir uns 
gegenüber dem griechischen Volk in der gleichen 
Weise verhalten wie diese Leute damals, 1945? Ich 
glaube, es haben die im Lager unserer Gegner von 
vor 1945 recht behalten, die Deutschland eine demo-
kratische Chance gegeben haben, und ich meine, 
wir sollten, soweit das in unseren sehr bescheide-
nen Möglichkeiten liegt, dem demokratischen Grie-
chenland die gleiche Chance geben, wie wir sie 
einmal erhalten haben. 

Zum Schluß! Man spricht von einer neuen Verfas-
sung. Ich teile die Hoffnungen, daß es zu einer sol-
chen Verfassung kommt. Aber ich möchte hinzu-
fügen, daß gegenüber einem Regime, das Tausende 
in Haft hält, unter dem es keine freie Presse gibt, 
unter dem sich nicht mehr als fünf Menschen ver-
sammeln dürfen, unter dem Urteile gesprochen wer-
den, die Angeklagte wegen Beleidigung der Regie-
rung mit zwei bis drei Jahren Gefängnis belegen, 
mein Glaube an die Möglichkeiten einer demokra-
tischen Verfassung, die von denen vorgelegt werden 
soll, die heute das Regime des Terrors aufrechterhal-
ten, äußerst gering ist 

Lassen Sie mich zusammenfassen: Suspendierung 
der Mitgliedschaft im Europarat, Aussetzung der 
Assoziierung an die Europäische Wirtschaftsgemein

-

schaft, keine weitere Wirtschaftshilfe, keine weitere 
Militärhilfe, Asylrecht für die griechischen Gast-
arbeiter in der Bundesrepublik, um, soweit möglich, 
ihr Leben zu sichern und sie vor der Furcht vor 
ihren Verfolgern in unserem Land zu bewahren, 
Solidarität mit den griechischen Demokraten in 
ihrem schweren Kampf um die Rückkehr ihres Lan-
des in demokratische, konstitutionelle, rechtliche 
Verhältnisse, das scheint mir das zu sein, was not-
wendig ist. Das scheint mir das zu sein, was wir mit 
unseren Freunden in den anderen europäischen Län-
dern, in der Beratenden Versammlung des Europa-
rates und im Europäischen Parlament unterstützen 
sollten: mehr als Wünsche und Hoffnungen, wirk-
same Maßnahmen auch deutscherseits zur Sicherung 
Europas und zur Wiederherstellung der Freiheit, 
Gesetzmäßigkeit und Verfassung in Griechenland. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundeskanzler. 

Dr. h. C. Kiesinger, Bundeskanzler: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Herr Bundes-

außenminister hat vor diesem Hause in einer sorg-
fältig abgewogenen Erklärung die Grundlinien der 
Außenpolitik der Regierung der Großen Koalition 
dargelegt. Seine Ausführungen haben in den bishe-
rigen Diskussionsbeiträgen trotz einiger polemischer 
Beimischungen Zustimmung gefunden. 

Ich ergreife das Wort, weil ich durch einige Redner 
unmittelbar angesprochen worden bin und weil es 
sich dabei um Probleme handelt, von denen ich nicht 
wünsche, daß sie im Trüben bleiben. 

Herr Kollege Scheel meinte, daß die Gesamt-
politik der Regierung nicht genügend koordiniert 
sei. Es handle sich bei dieser Politik um ein unkoor-
diniertes Nebeneinander. Leider hat er dabei das 
Pech gehabt, des öfteren nicht nur die Meinung der 
Regierung, sondern auch das, was ihre Vertreter, 
insbesondere der Bundeskanzler zu verschiedenen 
Malen geäußert haben, falsch zu zitieren, und gerade 
das zwingt mich, ihm unmittelbar zu antworten. 
Aber auch die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Mommer, mit dem ich seit vielen Jahren in dieser 
großen Bemühung um ein vereinigtes Europa zu-
sammengestanden habe, veranlassen mich zu einigen 
Erwiderungen. 

Zunächst einmal zu dem „unkoordinierten Neben-
einander" in dieser Politik. Ich hätte gewünscht, 
Herr Kollege Scheel, daß Sie die von Herrn Kollegen 
Barzel dankenswerterweise erwähnte Rede zum 
17. Juni sorgfältig gelesen hätten. In dieser Rede 
habe ich in der Tat den Versuch gemacht, zu zeigen, 
daß unsere gesamte Außenpolitik gen Westen wie 
gen Osten koordiniert ist und wo die Schwierigkei-
ten einer solchen Koordinierung liegen. Ich habe 
direkt die Frage gestellt, ob denn etwa unsere 
Europapolitik nicht im Widerspruch zu dieser unse-
rer Ostpolitik stehe; ein Einwand, den man gelegent-
lich lesen und hören kann. Ich habe darzustellen 
versucht, daß diese Europapolitik nur dann nicht 
im Widerspruch zu unserer Ostpolitik steht, wenn es 
uns gelingt, im Laufe der Jahre im Zuge einer 
europäischen Entspannungspolitik mit dem Ziel der 
Heraufführung einer europäischen Friedensordnung 
eine Brücke zwischen Osten und Westen zu schla-
gen und auf diese Weise die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß auch eine gerechte Lösung der 
deutschen Frage gefunden wird. Wir wollen uns mit 
unserer Europapolitik — das war vielleicht einmal 
auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges anders —, 
mit unserer Politik der Einigung Westeuropas, um 
es genau zu sagen, nicht abschließen und abschirmen, 
sondern wir fassen diese Europapolitik heute, nach-
dem auch nach meiner Meinung, das, was wir als die 
Epoche des Kalten Krieges bezeichnet haben, vor-
über ist, im Rahmen dieser Konzeption der An-
bahnung einer großen europäischen Friedensord-
nung auf. Da sind gerade im Zusammenhang mit 
dem deutschen Problem, wie wir wissen, sehr schwie-
rige Fragen eingeflochten. Wenn wir uns redlich 
und mit ernstem Willen dieser Frage annehmen, 
müssen wir auch diese Schwierigkeiten zeigen. Ich 
nehme also eine Kritik, die nach dieser Koordinie-
rung unserer Politik fragt, durchaus ernst, weil mich 
das ständig beschäftigt. 
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Sie haben gemeint, es sei uns nicht gelungen, die 

Ost- und Entspannungspolitik, die wir begonnen hät-
ten und der auch Sie Ihre Zustimmung gegeben 
hätten, durchzuhalten. Ich glaube, wenn Sie die 
Geschichte der vergangenen 10 Monate unbefangen 
überblicken, werden Sie nicht feststellen können, 
daß wir im geringsten in unseren Bemühungen um 
diese Entspannungspolitik, um diese Politik, bessere 
und vertrauensvollere Verhältnisse mit unseren 
östlichen Nachbarn zu schaffen, nachgelassen haben. 
Daß wir nicht sofort mit großen Erfolgen aufwarten 
konnten, liegt wahrhaftig nicht an uns. Aber ich 
möchte auch gar keine Zweifel bestehen lassen: wir 
haben solche kurzfristigen großen Erfolge auch gar 
nicht erwartet. Wenn wir das getan hätten im Blick 
auf die zwei Jahrzehnte, die hinter uns liegen, 
wären wir wahrhaftig leichtfertige Illusionisten ge-
wesen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mir liegt sehr daran, gerade das zu betonen. Mir 
liegt sehr daran, immer wieder darauf hinzuweisen, 
daß wir, als wir diese Politik begannen, wußten: sie 
wird deswegen so schwer sein, weil sie lang und 
mühevoll sein wird, weil sie nicht jeden Tag oder 
jede Woche eine neue politische Schlagzeile zu 
liefern vermag. Das gefällt natürlich nicht allen 
Leuten, und weil das nicht allen Leuten gefällt, 
erfinden sie eben vielfach Schlagzeilen. Das muß 
man mit Humor nehmen, so lange mit Humor neh-
men, als es nicht der Sache unseres Volkes, als es 
nicht vor allem auch — da spreche ich im Namen 
dieser Koalition — der Sache dieser Koalition und 
der Zielsetzung dieser Koalition gefährlich wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben, Herr Kollege Scheel, auf eine fatale 
Rede angespielt, die ich in Berlin gehalten haben 
soll. Ich erinnere mich an eine Rede, die ich in 
Berlin gehalten habe und die den Anwesenden dort 
und anderen recht gut gefallen hat. Aber inwiefern 
diese Rede fatal gewesen sein soll, weiß ich nicht. Ich 
nehme an, daß Sie auf eine Äußerung im Zusammen-
hang mit der „Anerkennungspartei" anspielen woll-
ten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Bundeskanzler? 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Bitte! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Scheel zu einer Zwischenfrage. 

Scheel (FDP) : Die Frage hat sich erübrigt, weil 
der Herr Bundeskanzler schon darauf kommt. Ich 
darf nur erwähnen, daß ich eine „fatale Bemerkung" 
in seiner Rede meinte. 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Gut, wir 
sind uns also darüber einig, was Sie gemeint haben. 

(Heiterkeit in der Mitte.) 

Ich will darauf sofort Antwort geben. Ich habe eben 
gesagt: die Gefahr der Erfindungskraft mancher 

liege darin, daß sie eine schwierige und mühevolle 
Politik, die sich oft auf einem sehr schmalen Grat be-
wegen muß, gefährden könnte, zerreden könnte. Ich 
will Ihnen offen sagen: in den letzten Monaten hat 
mich nichts so sehr beschäftigt und manchmal auch 
gequält wie der Versuch einer großen Reihe von 
Publizisten, die Politik, die Außenpolitik, die Ost-
politik, die Deutschlandpolitik dieser Regierung der 
Großen Koalition, dieser Großen Koalition naiv 
oder bewußt auseinanderzureden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will gleich von vornherein sagen, daß ich nie-
manden verunglimpfen wollte, als ich davon sprach, 
hier in diesem Hause seien sich die Parteien — und, 
Herr Kollege Scheel, ich schloß die FDP in diese 
Feststellung ausdrücklich ein — im wesentlichen 
über die Grundzüge dieser unserer Außenpolitik, 
dieser unserer Ostpolitik und Deutschlandpolitik 
einig. Aber damit jede weitere Spekuliererei über 
das, was ich ausgesagt habe und wie ich es ausge-
sagt habe, aufhört, darf ich Ihnen — mit Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten — die Stelle, die sich damit 
befaßt, aus einem Interview vorlesen, das ich einer 
süddeutschen Zeitung zu diesem Punkt gegeben 
habe. Der Journalist fragte mich: In der Deutschland-
politik seien sich ja alle Fraktionen des Bundestages 
ziemlich einig, aber es scheine ihm, daß es eine Art 
außerparlamentarische Opposition gegen diese 
Politik der Nichtanerkennung Pankows gebe. Darauf 
erwiderte ich ihm — und ich bitte, nicht nur auf den 
Inhalt, sondern auch auf den Ton zu achten —: 

Sie haben recht, es ist sogar eine sehr einfluß-
reiche Opposition. Bei einer Diskussion im Aus-
wärtigen Ausschuß des Bundestages hatte ich 
den Eindruck, daß nicht nur die beiden Regie-
rungsparteien, sondern auch die Opposition, die 
FDP, hinter unserer Politik stehen, obwohl im-
mer wieder Äußerungen aus dem Lager der 
FDP darauf hindeuten, daß die FDP sehr viel 
weiter — und gefährlich weiter — als wir zu 
gehen bereit wäre. Aber ganz eindeutig wird 
der Gedanke der Anerkennung von einer im 
Bundestag kaum repräsentierten Gruppe von 
Publizisten in Zeitungen, Zeitschriften, im 
Rundfunk und im Fernsehen vorgetragen. Das 
ist eine Tatsache, die unserer Bevölkerung noch 
gar nicht recht zum Bewußtsein gekommen ist, 
weil sie keinen vollständigen Überblick über 
die deutsche Publizistik hat. Ich stelle das nur 
fest. Wir leben in einer Demokratie, in der 
jeder das Recht auf seine Meinung hat. Aber 
man muß darauf hinweisen, daß es diese 

— in Anführungsstrichen; so heißt es — 

„vierte Partei" — oder diese außerparlamen-
tarische breite publizistische Opposition gibt, 
obwohl sie in dem von unserem Volk gewählten 
Parlament nicht vertreten ist und obwohl unser 
Volk, wie jede demoskopische Umfrage zeigt, 
die Anerkennung entschieden ablehnt. 

Nun, meine Damen und Herren, wer gegen eine 
solche Feststellung etwas einzuwenden hat, der kann 
doch nur ein Interesse daran haben, daß diese seine 
Meinung, die er sonst munter verbreitet, nicht ein- 
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mal vom Kanzler in aller Öffentlichkeit vor dem 
deutschen Volke festgestellt wird. 

Wenn ich nicht in den letzten Monaten erlebt 
hätte, daß immer neue Schwierigkeiten dadurch ge-
schaffen worden waren — auch innerhalb der Koali-
tion —, daß die gemeinsame Politik durch solche 
Publizisten zerredet wurde, hätte ich mich darum gar 
nicht gekümmert. Als ich in Kreßbronn die Vertre-
ter der Koalition eingeladen hatte, um diese Fragen 
zu besprechen und ganz eindeutig klarzustellen, und 
als dies gelungen war und ich dies öffentlich sagte, 
mußte ich in den Zeitungen lesen: „Der Kanzler soll 
uns doch nicht für dümmer halten, als wir ohnehin 
schon sind. Die sind sich nicht einig, der Kanzler 
kann sagen, was er will, die sind sich einfach nicht 
einig". Nun, meine Damen und Herren, ich hoffe, 
daß die heutige Aussprache in diesem Hause ein für 
allemal bewiesen hat, daß wir uns einig sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun zu einigen sachlichen Problemen: zur Frage 
der Koordinierung der Verteidigungspolitik mit der 
Ostpolitik. Sicher, wir werden in Kürze über diese 
Frage hier im Hause diskutieren müssen. Es ist eine 
schwierige Frage. Aber eines ist sicher: solange der 
Osten über diese gewaltige militärische Macht ver-
fügt, die er in den vergangenen Jahren nicht im 
geringsten vermindert hat, muß der Westen eine 
dementsprechende Verteidigungsmacht aufbieten. 

(Abg. Scheel: Das ist unbestritten!) 

— Das ist unbestritten. Wir haben, im Gegensatz 
etwa zu unseren französischen Freunden, darauf be-
standen, daß gerade deswegen das atlantische Bünd-
nis, und zwar das integrierte atlantische Bündnis, 
für uns wichtig sei. Ich habe auch Präsident de 
Gaulle gesagt, daß wir darum die Anwesenheit ver-
bündeter, insbesondere amerikanischer, Truppen auf 
deutschem Boden für eine wichtige Sicherheitsgaran-
tie halten. 

-Die Frage, wie man eine solche Verteidigungspoli-
tik mit einer Entspannungspolitik koordinert, wird 
häufig falsch bedacht und falsch beantwortet. Wir 
können eine Entspannungspolitik nicht dadurch be-
ginnen, daß wir einseitig abrüsten. Wir können eine 
Entspannungspolitik nur so führen, daß wir zwar 
bei der leidig-notwendigen Rüstungsanstrengung 
des Westens verhindern — so drückte ich es vor 
kurzem einmal aus —, daß sich die beiden Rüstungs-
apparate im Westen oder Osten mit zunehmender 
politischer Spannung füllen, bis eines Tages die Ent-
ladung dieser akkumulierten Spannung von selbst 
erfolgt, daß wir aber innerhalb dieser hochgerüste-
ten, gegeneinanderstehenden Mächte die politische 
Spannung so niedrig wie möglich halten. Das ist, 
glaube ich, das richtige Rezept für eine solche Ent-
spannungspolitik. 

Ob es nun wirklich so ist, daß unsere Haltung zu 
den Trägerwaffen, daß eine geänderte Haltung ihnen 
gegenüber dazu dienen könnte, die Spannung zu 
vermindern, Herr Kollege Scheel, das glaube ich 
nicht. Sie haben sich in Ihren Ausführungen eigent-
lich auch widersprochen. Sie haben einerseits ge-
sagt, eine Änderung dieser unserer verteidigungs-

politischen Konzeption müsse für die Entspannung 
eingesetzt werden. Zugleich aber haben Sie gesagt, 
sie müsse für unsere Sicherheit und für unsere Ver-
teidigung eingesetzt werden, und Sie meinten, es 
handle sich hier um eine Drohung mit einer nicht 
geladenen Pistole. Nun, mit einer nicht geladenen 
Pistole kann man ganz bestimmt keine Politik der 
Verstärkung der Spannungen unter den Völkern 
machen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage! 

Scheel (FDP) : Herr Bundeskanzler, haben Sie 
nicht bemerkt, daß ich in meiner Rede nicht von 
einer Verminderung unserer Verteidigungsbereit-
schaft gesprochen habe, sondern nur von einer Ver-
lagerung der Aufgaben innerhalb des Bündnisses, 
daß ich vor allem davon gesprochen habe, daß in 
einem funktionierenden Bündnis, in der NATO, 
der über Atomwaffen verfügende Partner, die Ver-
einigten Staaten, auch den atomaren Part für uns 
spielen kann? 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Natürlich 
habe ich das verstanden, Herr Kollege Scheel. Aber 
Sie haben sich selbst in Ihren Ausführungen wider-
sprochen. Ich finde, die Frage ist zu wichtig und zu 
ernst, als daß man sie so leichthin behandeln kann. 
Was für unsere Sicherheit notwendig ist, ob es ge-
nügt, daß wir eine derartige strikte Arbeitsteilung 
durchführen, wie Sie sie im Kopf haben — wir be-
schränkt auf den rein konventionellen Part, unsere 
Verbündeten, die Vereinigten Staaten, mit dem vol-
len Monopol der nuklearen Macht —, das ist eben 
die große Frage und eine sehr schwere und schwie-
rige Frage, von der aber eines Tages einmal Wohl 
und Wehe unseres Volkes abhängen kann. Aber ich 
kann Ihnen im Ziel zustimmen, nämlich, daß wir 
unsere Verteidigungspolitik nicht nur unter dem 
Gesichtspunkt der Sicherheit, sondern auch unter 
dem Gesichtspunkt der von uns gewollten Anbah-
nung einer europäischen Friedensordnung sehen 
sollten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Schmidt? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Bundeskanzler, 
könnte es vielleicht sein, daß der Kollege Scheel 
bei seinen Ausführungen übersehen hat, daß die 
Bundesrepublik Deutschland in dieser Frage in der-
selben Lage ist wie die Volksrepublik Polen oder 
wie Holland oder wie die DDR? Viele Länder Mittel-
europas verfügen nämlich — ich nehme an, daß das 
dem Kollegen Scheel entgangen ist — in derselben 
Weise — das Wort „verfügen" kann man hier nur 
in Gänsefüßchen setzen — über Trägerwaffen, nicht 
aber über Sprengköpfe. Ist es nicht vielleicht so, 
Herr Bundeskanzler, daß man erklären muß, daß 
nichts davon zu gewinnen wäre, wenn die  Bundes-
republik  Deutschland allein und isoliert aus einem 
für fast alle mitteleuropäischen Staaten geltenden 
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Status herausspränge, ohne daß jemand anders 
etwas Gleichwertiges gleichzeitig dafür täte? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Herr Kol-
lege Schmidt, auf diese Ihre Frage kann ich nur so 
antworten, daß ich sage: es kann sehr wohl so 
sein. 

(Heiterkeit.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Scheel? 

Scheel (FDP) : Herr Bundeskanzler, haben Sie 
nicht den Eindruck, daß es dem Kollegen Schmidt 
entgangen ist, 

(Heiterkeit) 

daß sich die Bundesrepublik in einer anderen poli

-
tischen Lage befindet als z. B. Holland oder Polen? 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Ich habe 
nicht den Eindruck, daß dem Kollegen Schmidt das 
entgangen ist. 

(Heiterkeit.) 

Nun eine andere Sache, die ich nicht im Zwie-
licht stehenlassen will, weil sie darauf hindeuten 
könnte, daß innerhalb der Großen Koalition, etwa 
zwischen dem Außenminister und mir, in dieser 
Frage Meinungsunterschiede bestünden. Sie haben 
gesagt, Herr Kollege Scheel, wenn ich Sie recht 
verstanden habe, ich hätte bei jeder Gelegenheit 
das Wort vom Alleinvertretungsrecht in den Mund 
genommen. Ich habe ein einziges Mal von unserem 
Rechtsstandpunkt gesprochen. Das war, glaube ich, 
in der Erklärung im Bundestag bei der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zu Rumänien. Im übri-
gen habe ich bei jeder Gelegenheit eine Ausdrucks-
weise gewählt, die diesen Rechtsstandpunkt nicht 
mißverstehen läßt, ihn vor allen Dingen nicht als 
anmaßend und arrogant gegenüber unseren Lands-
leuten im anderen Teil Deutschlands erscheinen las-
sen konnte. Ich habe bei vielen Gelegenheiten 
gesagt, daß im Grunde genommen unser ganzes 
Wiedervereinigungsbemühen sich darauf konzen-
triert, daß wir, solange unsere Landsleute im ande-
ren Teil Deutschlands nicht das Recht haben, über 
ihr Schicksal selber zu bestimmen, selber zu sagen, 
was sie wollen und wohin sie wollen, für sie spre-
chen, und zwar in dem Sinne für sie sprechen, daß 
wir ihnen einen Weg bahnen wollen bis zu dem 
Tag und der Stunde, wo ihnen dieses Recht, das in 
der ganzen Welt nicht bestritten wird, endlich 
gegeben wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Herr Außenminister hat zu dieser Frage in sehr 
wahlbedachten Formulierungen, die wir miteinan-
der besprochen hatten, Stellung genommen, und wir 
sind uns darin vollkommen einig. Ich habe mich in 
meiner Stellungnahme gegen einen großen Teil 
einer hier im Hause kaum vertretenen politischen 
Tendenz, gegen das Reden von der Anerkennung 
gewandt. Meine Damen und Herren, natürlich kann  

man mit Worten immer streiten. Man kann auch 
immer darüber streiten, was der eine oder der an-
dere unter „Anerkennung" versteht. Hier ist vom 
Herrn Bundesaußenminister heute früh ganz klar 
gesagt worden: „Die völkerrechtliche Anerkennung 
des Regimes drüben werden wir nicht hinnehmen, 
werden wir nicht mitmachen, und darüber werden 
wir auch nicht reden." Das ist klar. Man sollte also, 
wenn man die völkerrechtliche Anerkennung nicht 
meint, lieber einen anderen Ausdruck wählen. 

Gut, wir erkennen natürlich, daß sich da drüben 
etwas gebildet hat, ein Phänomen, mit dem wir es 
zu tun haben, ein Phänomen, mit dessen Vertretern 
ich in einen Briefwechsel eingetreten bin, ein Phä-
nomen, mit dem wir bereit sind — so wie es in der 
Regierungserklärung angekündigt worden ist — um 
der Erleichterung des Lebens unseres Volkes, durch 
die Not der Spaltung hervorgerufen, willen Kon-
takte aufzunehmen, Vereinbarungen zu treffen. Das 
ist selbstverständlich. Es wäre eine Torheit, das zu 
leugnen. 

Das Entscheidende ist nur — und das ist auch in 
der Regierungserklärung gesagt worden; ich denke, 
wir sollten an diesem Tage noch einmal klar sagen, 
daß wir dabei bleiben —, daß wir bei aller Bereit-
schaft zu diesen Kontakten an dem Satz festhalten, 
der in der Regierungserklärung steht, daß wir diese 
Kontakte von Fall zu Fall so handhaben werden, 
daß niemand in der Welt sie dahin mißverstehen 
kann, als ob wir die völkerrechtliche Anerkennung 
oder auch nur die De-facto-Anerkennung des ande-
ren Regimes wollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordneten 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein 
Wort zur Frage der europäischen Einigung sagen. 
Hier sind wir von einigen Diskussionsrednern 
gemahnt worden, in der Frage des Beitritts Groß-
britanniens entschiedener, es fiel sogar das Wort 
„härter", zu sein. Wir sollten dem Eindruck vor-
beugen oder den Eindruck verwischen, als ob wir 
in dieser Frage nur Lippendienst leisteten. 

Zunächst wieder ein Wort an Ihre Adresse, 
Herr Kollege Scheel.  Sie  sagten, ich hätte damals 
nach dem Besuch in Paris gesagt, es gebe zwischen 
uns und Frankreich keine fundamentalen Gegen-
sätze; hier aber liege ein solcher fundamentaler Ge-
gensatz. Nun, in Sachen der Außenpolitik pflegt 
man — das ist uralte Tradition der Diplomatie — 
sehr genau und sehr abgewogen zu formulieren. 
Darf ich Ihnen in die Erinnerung rufen, was ich 
damals gesagt habe. Ich habe gesagt: 

Wir haben weiter 

- in dem Gespräch in Paris  — 

einen Überblick über die politische Situation 
in der Welt vorgenommen. Wir haben die 
Interessenlage unserer Völker und ihr Verhält-
nis zu anderen Mächten zu vergleichen ver-
sucht. Dabei haben sich natürlicherweise nicht 
nur Übereinstimmungen, sondern auch Abwei-
chungen ergeben. Aber wir wurden uns einig, 
daß auf keinem Gebiet derart fundamentale 
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Gegensätze unserer Interessen und Auffassun-
gen bestehen, daß sie 

— wohlgemerkt! —

die Zusammenarbeit unserer Länder nach dem 
Geist und dem Gehalt  des  deutsch-franzosischen 
Vertrages verhindern könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist ganz etwas anderes, als was Sie gesagt 
haben. 

(Abg. Rasner: Das kann man wohl sagen!) 

Es gibt in der Tat zwischen uns und der fran-
zösischen Regierung, nicht nur was das Verhältnis 
zu den Vereinigten Staaten und zum nordatlanti-
schen Bündnis anlangt, sondern auch in der Frage 
des Beitritts Großbritanniens und anderer zur Euro-
päischen Gemeinschaft, einen großen Unterschred. 
Wir haben um dieses Problem in den beiden großen 
Gesprächen, die wir miteinander geführt haben, sehr 
gerungen. 

Nun ist es eine Frage, wie wir dieses politische 
Ziel — nicht nur unseren Wunsch, Herr Kollege 
Mommer — zum guten Ende bringen können. Nun, 
wir wissen alle, wie die Dinge liegen. Gegenüber 
General de Gaulle härter zu sein, Herr Kollege 
Scheel, würde ich in diesem Falle für ein höchst un-
taugliches Mittel halten. Wenn Sie sagen: so über-
zeugend wie möglich zu sein, dann stimme ich 
Ihnen zu, und dann sage ich Ihnen auch, daß wir das 
tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Worauf kommt es an? Sie dürfen mir glauben — 
und ich bitte insbesondere einen so engagierten 
Europäer, wie Sie es sind, Herr Mommer, mir das 
zu glauben —: es kommt darauf an, in dieser 
schwierigen Frage, in der sich zwei fast unverein-
bare Auffassungen in voller Härte gegenüberstehen, 
die Sechs an einem Tisch zu halten, einen Eklat, 
wie er schon einmal passiert ist, zu verhindern. Um 
das zu vollbringen, genügt es aber nicht, daß man 
sagt: Fünf sind ja dafür, einer ist dagegen. Dieser 
eine ist sehr gewichtig, und dieser eine hat eine sehr 
entschiedene Auffassung. Also bleibt uns nur übrig, 
eine Prozedur zu finden, in der dieses Beisammen

-

lassen der sechs Partner garantiert erscheint und in 
der ein wirkliches Sachgespräch über die Probleme, 
die die Auffassung unter den Sechsen trennen, ga-
rantiert ist. 

Wenn wir uns so verhalten, daß der französische 
Partner von vornherein den Eindruck hat: da sind 
fünf, die haben gesagt, wir wollen dieses Ziel errei-
chen, was du sagst, interessiert uns überhaupt nicht, 
darüber gehen wir zur Tagesordnung über, dann 
lege ich die Hand dafür ins Feuer, daß der Beitritt 
Großbritanniens aufs neue scheitern würde. Und 
das wollen wir nicht. 

(Abg. Dr. Mommer: Das hat auch niemand 
empfohlen!) 

— Aber ein klein wenig klang es danach. Was not-
wendig ist, ist eine geduldige, behutsame Politik. 

Ich will sagen, wie ich die Dinge sehe. Ich habe in 
Rom damit begonnen, zu sagen: Wenn einer von  

uns Sechsen so schwere Bedenken gegen die Erwei-
terung der Gemeinschaft geltend macht, dann müs-
sen wir auf ihn hören und müssen mit ihm darüber 
sprechen. Das müssen wir tun in der ersten Phase 
der Verhandlungen über den Beitritt Großbritan-
niens. Wenn das nicht geschieht, wenn etwa, was 
andere wollten, Großbritannien sofort zu diesen 
Verhandlungen hinzugezogen worden wäre — Sie 
kennen ja die verschiedenen Standpunkte —, hätten 
wir sofort wieder ein Scheitern unserer Bemühungen 
feststellen müssen. Deswegen müssen wir nach 
einem Phasenplan vorgehen, über den ich mit fast 
allen Beteiligten inzwischen gesprochen habe, einem 
Phasenplan, der ein wirkliches Gespräch ermöglicht. 
Denn wie soll dieses einige Europa unter Einschluß 
Großbritanniens und der anderen anders zustande 
kommen können als unter der vollen freiwilligen 
Zustimmung aller Beteiligten, eben auch Frank-
reichs? Das ist unsere Aufgabe. Ich sehe darin eine 
sehr wichtige und vorrangige Aufgabe der deutschen 
Politik in dem Stadium der Verhandlungen, in das 
wir nun eintreten. Sie dürfen überzeugt sein, wir 
werden alles tun, was in unseren Möglichkeiten 
steht, um diese Einigkeit herbeizuführen. Mehr kön-
nen wir nicht versprechen. 

Als der britische Premier und der britische 
Außenminister bei uns waren, haben wir ihnen klar-
gemacht, daß wir das britische Anliegen nicht 
hemdsärmelig und derb vorantreiben können, son-
dern daß wir unsere guten Dienste für einen 
Brückenschlag der entgegengesetzten Meinungen 
zur Verfügung stellen werden. Das haben wir seit-
dem ohne Unterlaß getan und wir werden diese Be-
mühungen fortsetzen. 

In der Tat, Herr Kollege Scheel, dies ist das große 
unserer Generation aufgegebene Werk dieses Jahr-
hunderts. Wir haben seit vielen Jahren für dieses 
einige Europa gekämpft. Wir sind immer wieder 
enttäuscht worden. Immer wieder sind wir durch 
neue und unerwartete Entwicklungen zurückgewor-
fen worden. 

Es ist wahr, was in der Präambel des Entschlie-
ßungsentwurfs steht, über den wir heute beraten: 
daß Europas Stimme in dieser Welt fehlt und daß 
Europas Gewicht, das Gewicht, das Europa haben 
könnte, in dieser Welt nicht in die Waagschale der 
Entscheidungen geworfen werden kann. Das liegt 
ausschließlich und allein an den europäischen Völ-
kern selbst. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Niemand hindert uns, unsere Kräfte zu verbin-
den. Man ermutigt uns. Amerika hat uns all die 
Jahre ermutigt. Auch der Osten kann uns, wenn er 
auch die Einigung Westeuropas nie gern gesehen 
hat, an dieser Einigung nicht hindern. Er wird es 
vielleicht sogar aufgeben, darin eine Gefahr zu 
sehen, wenn ihm deutlich wird, daß diese Einigung 
in unsere großen Bemühungen um die Anbahnung 
einer europäischen Friedensordnung hineingestellt 
ist. 

Ich möchte nur den Vorwurf zurückweisen, daß 
die Bundesregierung hier mit halbem Herzen und 
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mit halbem Mut arbeite. Manchmal brauchen die 
größten und schwierigsten Probleme, mit denen man 
zu tun hat, eben die stillste und lautloseste Arbeit. 
Wenn man still und lautlos arbeitet, dann bedeutet 
das keineswegs, daß man nicht mit leidenschaft-
lichem Herzen an dieser Arbeit ist. Meine Damen 
und Herren, mit leidenschaftlichem Herzen sind wir 
bei alledem, was sich die Regierung der Großen 
Koalition und die Große Koalition selber vorgenom-
men haben und wozu — dafür danke ich — auch 
die Opposition im Prinzip ihre Zustimmung aus-
gesprochen hat. Das heißt, daß wir, dieses Volk, 
unsere ganze Kraft daransetzen wollen, einen wirk-
lichen europäischen Frieden herbeizuführen, daß 
wir dazu die Einigung der Völker Westeuropas 
beschleunigen, sie in Bezug zu dem, was wir die 
Heranbahnung einer europäischen Gesamtfrieden

-

ordnung nennen, setzen wollen, daß wir zwar unser 
großes deutsches Anliegen mit aller Würde und mit 
aller Festigkeit vertreten wollen und daß wir uns 
kein Zugeständnis abringen lassen, das gegen die 
Lebensinteressen dieses Volkes steht, daß wir uns 
aber zugleich der Verantwortung dieses unseres 
Volkes für das Ganze der Welt und für den Frie-
den in der Welt bewußt sind. 

Wenn man eine Formel für die Politik dieser 
Regierung und der Großen Koalition suchen will, 
dann ist es diese: Wir wollen uns so verhalten, daß 
die Welt mit Respekt zur Kenntnis nimmt, was wir 
vertreten, daß sie aber ebenso mit Achtung und 
Sympathie sieht, .daß dieses Volk weiß, daß es in 
einer Welt steht, in der alle für den Frieden und 
die Wohlfahrt der Völker verantwortlich sind. 
Wenn sich dieser Eindruck vom deutschen Volk 
und seiner Politik überall in der Welt und nicht 
nur bei unseren Verbündeten und nicht nur in der 
„Dritten Welt", sondern auch in der östlichen Welt 
durchgesetzt haben wird, meine Damen und Her-
ren, dann haben wir jene Kräfte mobilisiert, die 
allein uns helfen können, dieses große, speziell 
deutsche Problem zu lösen, die Wiedervereinigung 
der Deutschen in Frieden und Freiheit. Das ist die 
Unterstützung, die wir durch die moralische Billi-
gung unserer Politik durch die übrigen Völker der 
Welt erfahren. Je einiger wir diese Politik darstel-
len, nicht nur in diesem Hause — und daher mein 
Appell auch nach draußen —, je einiger das ganze 
deutsche Volk in diesem Hause und in seinen gesell-
schaftlichen und in seinen publizistischen Kräften 
hinter dieser Politik steht und je weniger Mißdeu-
tungen man zuläßt, desto sicherer dürfen wir auf 
einen Erfolg hoffen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine 
Damen und Herren, ehe ich weiter das Wort gebe, 
teile ich dem Hause mit, daß wir hier noch sechs 
Wortmeldungen und außerdem noch eine Frage-
stunde haben. Ich frage das Haus, ob in Anbetracht 
dieser Lage eine Unterbrechung von einer Stunde 
eintreten soll. Wird das gewünscht? — Ich mache 
darauf aufmerksam, daß dann die Debatte weiter-
geht und sich unmittelbar daran die Fragestunde  

anschließt, wenn die anderen Tagesordnungspunkte 
erledigt sind. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Birrenbach. 

Dr. Birrenbach (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich in dieser Debatte nur zu zwei Fragen Stel-
lung nehmen, welche beide die künftige Entwick-
lung Europas entscheidend berühren, zur Frage der 
horizontalen und vertikalen Ausdehnung der Euro-
päischen Gemeinschaft, wie sie das Monnet-Komitee 
in seiner Entschließung vom 15. Juni dieses Jahres 
gefordert hat, und zum Atomsperrvertrag, der die 
militärische Sicherheit und die wirtschaftliche Ent-
wicklungsfähigkeit dieses Kontinents unmittelbar 
berühren wird. 

Die Entwicklung der Europäischen Gemeinschaft, 
des Europas der Sechs, ist ein Ereignis europäischer 
Nachkriegspolitik von historischer Bedeutung. Die 
sechs Partner dieser Gemeinschaft sind sich darüber 
einig, daß die Stabilität und die innere Konsolidie-
rung dieser Gemeinschaft nicht beeinträchtigt wer-
den dürfen. Nach der Präambel und nach Art. 237 
des Vertrages von Rom soll dieser die Grundlage 
für einen immer engeren Zusammenschluß der euro-
päischen Völker werden. Das heißt, der Vertrag ist 
offen für alle europäischen Nationen, die sich die 
politischen Ziele des Vertrages zu eigen machen 
und sich den im Vertrage vereinbarten Verpflich-
tungen unterwerfen. 

Der Antrag des Vereinigten Königreichs, Däne-
marks, Norwegens und Irlands auf Eintritt in die 
Europäische Gemeinschaft stellt die Gemeinschaft 
vor die entscheidende Frage ihrer Erweiterung. Das 
Monnet-Komitee fordert in seiner ersten Entschlie-
ßung einen baldigen Beginn dieser Verhandlungen 
mit den beitrittswilligen Staaten und befürwortet 
ihren alsbaldigen Abschluß. Das Komitee geht in 
seiner Erklärung davon aus, daß der europäische 
Zusammenschluß auf der Grundlage der Überwin-
dung der Spaltung Westeuropas die Stellung Euro-
pas in der Welt unmittelbar verändert. Ein erweiter-
tes, in sich politisch und wirtschaftlich geschlossenes 
Europa, das mit einer Stimme spricht, wird kraft 
des Schwergewichts seiner politischen und wirt-
schaftlichen Macht zu einem gleichwertigen Partner 
der Vereinigten Staaten. 

Der Konkretisierung dieser Forderung durch den 
Vorschlag eines europäisch-amerikanischen Verbin-
dungsausschusses dient die dritte Entschließung. Ein 
in sich geeintes Europa kann sich noch mehr dem 
Osten öffnen, Brücken schlagen über die West und 
Ost heute trennende Demarkationslinie dergestalt, 
daß in Zukunft eine Überwindung der Spaltung in 
einer Friedensordnung Gesamteuropas denkbar 
wird. 

Das wiederum ist die  Substanz der letzten und 
vierten Entschließung über die organisierte wirt-
schaftliche und kulturelle Zusammenarbeit der EWG 
mit Osteuropa und der Sowjetunion. Kommt aber 
diese Entwicklung zustande, so würde, wie es heißt, 
der politische Zusammenhang, d. h. die Konstella-
tion der Welt derart geändert, daß auf diese Weise 
auch eine Lösung der deutschen Frage erleichtert 
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wird. Das ist in Wahrheit die Philosophie, die hinter 
der Gemeinsamen Erklärung des Aktionskomitees 
für die Vereinigten Staaten von Europa steht. 

Die Europäische Kommission hat dem Ministerrat 
einen ausführlichen Bericht über die künftigen Ver-
handlungen über die Erweiterung der Gemeinschaf-
ten vorgelegt. Dieser legt fest, unter welchen Be-
dingungen der Beitritt dieser Staaten möglich ist, 
ohne die innere Konsolidierung der Gemeinschaft 
zu gefährden. Er bringt aber auch mit nicht zu über-
sehender Deutlichkeit zum Ausdruck, welche Be-
deutung der Erweiterung der Gemeinschaft durch 
den Zutritt der vier neuen Bewerber beigemessen 
werden muß. Das wirtschaftliche Potential der Euro-
päischen Gemeinschaft würde, wie schon Herr Mom-
mer erklärt hat, 60 % des Sozialprodukts der Ver-
einigten Staaten erreichen. Der innere Warenaus-
tausch würde sich um mehr als ein Drittel vergrö-
ßern. Der Anteil der Gemeinschaft am Welthandel 
würde von 16 auf 20 % steigen. Die Europäische Ge-
meinschaft würde die größte Außenhandelsmacht der 
Welt werden. Die technologische Position der Euro-
päischen Gemeinschaft, die heute noch weit hinter 
der der Vereinigten Staaten und zum Teil auch hin-
ter der der Sowjetunion liegt, würde durch das Po-
tential Englands verstärkt, ihr Rückstand substan-
ziell verringert werden. 

Im politischen Bereich würde die Einbeziehung 
Großbritanniens für die Europäische Gemeinschaft 
eine große Bereicherung bedeuten. Die demokra-
tische Tradition Westminsters findet in Europa nicht 
ihresgleichen. Diese Tradition ist beispielgebend 
auch in den skandinavischen Ländern, wie es die 
freiheitliche in Irland ist. Die weltpolitischen Erfah-
rungen und Bindungen des Vereinigten Königrei-
ches aus der Zeit des englischen Weltreiches und 
später des Commonwealth würden der künftigen 
europäischen Einheit zugute kommen. Großbritan-
nien hat sich im Verlaufe des letzten Jahrzehnts 
zu der Erkenntnis durchgerungen, daß die Be-
schränkung auf die insulare Lage durch die Ge-
schichte überholt ist und ihre politischen Ziele sich, 
richtig verstanden, im wesentlichen mit denen Euro-
pas decken. 

Das ist auch der Tenor der Rede des englischen 
Premierministers in Straßburg am 23. Januar dieses 
Jahres und der Rede des englischen Außenministers 
Brown vor der WEU am 6. Juli 1967. 

Die Erweiterung Europas ist daher nicht nur ein 
europäisches, sondern auch ein eminent wichtiges 
deutsches Problem. Diese Vorteile auf politischem, 
wirtschaftlichem und technologischem Gebiet kön-
nen für die EWG aber nur dann fruchtbare Realität 
werden, wenn die Gemeinschaft aus dieser Erweite-
rung keinen Schaden an ihrer inneren Kohäsion 
erleidet. Die Beitrittskandidaten müssen —das hat 
die Europäische Kommission ebenso klar wie das 
Monnet-Komitee zum Ausdruck gebracht — die 
europäischen Verträge annehmen, wie sie sind. Sie 
müssen ihre politische Zielsetzung akzeptieren. Das 
gleiche gilt für den gemeinsamen Zolltarif, für die 
gemeinsamen Politiken, die Institutionen und alle 
Verpflichtungen der Gemeinschaft. Das alles wird  

bei Ländern wie Dänemark, Norwegen und Irland 
nicht sonderlich schwierig sein. 

Der Fall Großbritanniens liegt komplizierter, 
wenn er auch lösbar erscheint. Auf drei Fragenkom-
plexe wird, wie die Europäische Kommission aus-
geführt hat, Großbritannien insbesondere eine be-
friedigende Auskunft geben müssen, auf die Frage 
der Beziehungen zu den Ländern des Common-
wealth, auf die Agrarfrage und insbesondere auf die 
Frage der inneren Stabilität des Pfundes und sei-
ner Funktion als Reservewährung in der Welt. Von 
diesen Fragen scheint mir die dritte die schwie-
rigste zu sein. Alle diese Fragen müssen in künf-
tigen Verhandlungen mit Großbritannien und den 
übrigen Antragstellern eingehend und objektiv 
behandelt werden. Dazu sind Verhandlungen not-
wendig, auf die die Antragsteller ebenso wie die 
Partner der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
einen unverzichtbaren Anspruch haben. Wie in der 
jetzigen Situation, die Sie alle kennen, ein Weg 
zu diesen Verhandlungen geöffnet werden kann, 
hat in sehr beredten Worten der Bundeskanzler 
aufgezeigt. Ich möchte mich hier auf seine Erklä-
rungen berufen und sie nur noch unterstreichen. 

Solange diese Verhandlungen schweben, soll aber 
nach der gemeinsamen Erklärung des Aktionskomi-
tees die EWG nicht stillstehen. Die Vollendung der 
Zollunion und die Weiterentwicklung der Wirt-
schaftsunion stehen neben anderen wichtigen Pro-
blemen auf dem Programm der zuständigen Gre-
mien. 

Das Aktionskomitee fordert die Regierungen auf, 
der technologischen Entwicklung der Gemeinschaft 
nunmehr ihre besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men. In den letzten Jahren ist die  technologische 
Lücke, die Europa in manchen Wissenschafts- und 
Wirtschaftszweigen von den Vereinigten Staaten, 
aber auch von der Sowjetunion trennt, immer 
schmerzlicher deutlich geworden. Dieser Abstand 
besteht auf industriellem Gebiet in der Atomtech-
nik, der Weltraumforschung, dem Flugzeugbau, dem 
Motorenbau, der Elektronik und der Datenverarbei-
tung, um nur diese zu nennen, und in einer Reihe 
wichtigster wissenschaftlicher Disziplinen, von 
denen ich ganz schweigen möchte. Der Forschungs- 
und Entwicklungshaushalt Großbritanniens allein 
beträgt 60% des entsprechenden Haushalts der 
gesamten EWG. 

Meine Damen und Herren, der Umfang des Mark-
tes, die Größe der Unternehmungen, die Höhe der 
für Forschung und Entwicklung zur Verfügung ge-
stellten staatlichen und privaten Mittel und moderne 
Management-Methoden sind für die Lösung dieses 
Problems entscheidend. 

Die Erweiterung des Marktes wird in der ersten 
Entschließung des Aktionskomitees verlangt. Das 
Statut der europäischen Handelsgesellschaft, in der 
zweiten Entschließung gefordert, ermöglicht erst den 
Zusammenschluß europäischer Firmen über die 
engen Grenzen der Nationen hinweg zu Unterneh-
men ähnlicher Größenordnung wie in den USA. Die 
Funktionsfähigkeit dieser Unternehmen ist bedingt 
durch die Harmonisierung der Steuern und die 
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Schaffung eines einheitlichen Kapitalmarktes. Eine 
Koordination der Forschung ist ebenso anzustreben 
wie gemeinsame Budgets für gemeinsame For-
schungsprojekte. Mit der ersten Tagung des Mini-
sterrats der Gemeinschaft am 31. Oktober auf der 
Ebene der Wissenschafts- und Forschungsminister ist 
erstmalig ein Organ geschaffen, das im Zusammen-
wirken mit der Kommission der Motor für diese Ent-
wicklung werden könnte. 

Meine Damen und Herren, die wirtschaftliche Zu-
kunft der Gemeinschaft und ihrer Mitgiedstaaten, 
ihre zukünftige wirtschaftliche Expansion sowie ihr 
sozialer Fortschritt werden abhängig sein  von  der 
Antwort, die die Gemeinschaft auf diese Herausfor-
derung der modernen Zeit finden wird. 

(Beifall in der Mitte.) 

Damit fände die Europäische Gemeinschaft eine 
neue innere Dimension von fundamentaler Bedeu-
tung; ein neuer Schritt zur Entwicklung auf ein 
politisch geeintes Europa wäre damit getan. 

Nun zum Schluß einige Worte zum Atomsperr-
vertrag. Wir müssen uns darüber klar sein, daß die 
Verhandlungen über den Atomsperrvertrag in der 
17er-Gruppe in Genf in eine entscheidende Phase 
eingetreten sind. Ein gemeinsamer Entwurf der bei-
den Weltmächte liegt in Genf vor, der den Art. 3 
nicht umfaßt. Für diesen existiert ein amerikani-
scher, aber auch ein völlig unakzeptabler russischer 
Entwurf. Ende Oktober/Anfang November dieses 
Jahres beginnt der Politische Ausschuß der Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen in New York 
seine Herbsttagung, in der der Bericht der Ab-
rüstungsgruppe beraten werden soll. So geraten die 
Verhandlungen in Genf unter gefährlichen Zeit-
druck. Dies ist um so bedrohlicher, als entscheidende 
Probleme bisher noch ungelöst geblieben sind. 

In dieser Lage gibt es für die sogenannten 
Schwellenmächte, insbesondere die europäischen 
und unter diesen die Bundesrepublik, nur einen 
Weg: Zusammen mit den übrigen Staaten gleichen 
Interesses alle diplomatischen Bemühungen darauf 
zu konzentrieren, den jetzt Bleichlautenden Entwurf 
akzeptabel zu machen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Worum geht es bei den jetzigen Verhandlungen 
noch? Fünf Fragenkomplexe sind noch nicht zufrie-
denstellend gelöst. 

1. Die zentrale Frage für die künftige friedliche 
Entwicklung der Kernenergie wirft der noch nicht 
formulierte Kontroll-Artikel auf. Die Mitglieder der 
Euratom — jedenfalls fünf von ihnen — legen ent-
scheidend Wert darauf, 

a) daß die künftige Kontrolle darauf beschränkt 
wird, den Ein- und Ausgang spaltbaren Materials an 
strategischen Stellen des Brennstoffzyklus auf den 
Vertragszweck zu prüfen, d. h. nur darauf, daß die-
ses nicht für militärische Zwecke mißbraucht wird; 
eine Erstreckung der Kontrolle auf die Technologie 
der Reaktoren und anderer Anlagen ist abzulehnen; 

b) daß Euratom als Gemeinschaft erhalten bleibt 
und der IAEO in Wien nur die Funktion übertragen  

wird, auf Grund eines von ihr mit der Euratom ab-
zuschließenden Vertrages die Euratom-Kontrolle zu 
verifizieren; die für die Aushandlung dieses Ab-
kommens festzusetzende Frist darf keine Ausschluß-
frist sein; 

c) daß Begriffe wie „Spezialausrüstungen" oder 
„nichtnukleares Material zur Erzeugung von spalt-
barem Material" näher und klarer definiert werden, 

d) daß sich zumindest die USA und England, un-
sere beiden großen Konkurrenten auf dem Welt-
markt, in der Zukunft freiwillig den gleichen Kon-
trollen auf dem Gebiet der friedlichen Entwicklung 
der Kernenergie unterwerfen, denen sich Frankreich 
als Mtiglied der Euratom schon unterworfen hat, 
und 

e) daß die künftige Belieferung der zivilen 
Nuklearstaaten mit spaltbarem Material sowohl für 
die Eigennutzung als auch für den Brennstoffdienst 
beim Export von Reaktoren vertraglich gesichert 
wird. 

Die Erfüllung dieser Bedingungen ist fundamental 
für die Weiterexistenz der Bundesrepublik als eines 
der großen Industriestaaten der westlichen Welt. 

2. Der Vertrag verbrieft völkerrechtlich — dar-
über müssen wir uns klar sein — ohne jede Gegen-
leistung die Teilung der Welt in nukleare Waffen-
staaten und Nichtnuklearstaaten und präjudiziert 
auf diese Weise die politische Zukunft und mili-
tärische Sicherheit der letzteren in einer Welt, in 
der die Kernwaffen militärisch entscheidend gewor-
den sind. Zwei Forderungen gehören zur Aus-
gewogenheit des Vertrags: Die Kernwaffenstaaten 
sollten ihre bindende Absicht erklären, ihr Kern-
waffenpotential schrittweise abzurüsten und die 
Produktion nuklearen und spaltbaren Materials für 
militärische Zwecke einzustellen. Sie sollten ebenso 
bindend ihre Absicht festlegen, sich jeglichen 
Drucks, jeglicher Drohung und Erpressung gegen 
Nichtnuklearstaaten zu enthalten und diese gegen 
ähnliche Gefahren von seiten anderer Nuklearstaa-
ten zu schützen. Über die Form der Sicherheit kön-
nen dann die zivilen Nuklearstaaten mit sich reden 
lassen. 

3. Im Sicherheitsbereich, der in den Artikeln 1 
und 2 behandelt ist, erwartet die Bundesrepublik, 
daß die die nuklearen Arrangements innerhalb der 
NATO heute und in der Zukunft betreffenden 
amerikanischen Vertragsinterpretationen verbind-
lich gemacht werden. Das Schweigen der Sowjet-
union ist keine Garantie gegen einen offenen Dis-
sens von morgen. Wir bedauern außerordentlich 
die enge Begrenzung der europäischen Option auf 
die sogenannte Doktrin der Staatensukzession. Dies 
ist um so schmerzlicher, als die technologische Ent-
wicklung der Antiraketenwaffen heute Realität ge-
worden ist. Bezüglich dieses Problems kann man 
nur, wie der Vorsitzende unserer Fraktion in seiner 
Erklärung vor diesem Hause, die bange Frage stel-
len: Kann es sich das vereinte Europa von mor-
gen überhaupt leisten, für alle Zeiten von der Ent-
wicklung dieser Waffen ausgeschlossen zu werden? 
Diese Frage müssen die europäischen Partner der 
NATO sich heute mit aller Eindeutigkeit stellen. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Oktober 1967 	6365 

Dr. Birrenbach 
Der amerikanische Vorschlag auf bedingte Zurver-
fügungstellung dieser Waffen unter amerikanischem 
Einsatz ist möglicherweise heute und morgen der 
Ausweg. Ist er es aber für immer? 

4. Das vierte Problem betrifft das Zeitelement. 
Der Vertrag ist in seiner heutigen Form praktisch 
irreversibel. Die Vereinigten Staaten haben 
bedauerlicherweise beide uns vorgeschlagenen 
Alternativen für die Vertragsänderung fallengelas-
sen und die Majorisierung und das Veto der Kern-
waffenstaaten und der Mitglieder des Gouverneurs-
rates der IAEO akzeptiert. Das Rücktrittsrecht ist 
an engste Grenzen gebunden, ist enger als die nor-
male Clausula rebus sic stantibus des Völkerrechts. 
Auf Grund der jetzt erkennbar gewordenen Ent-
wicklung der Antiraketenwaffen ist das noch im 
vergangenen Jahr denkbare Rücktrittsrecht konsu-
miert. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Mommer.) 

Angesichts der unübersehbaren technologischen 
Entwicklung der Zukunft und der einschneidenden 
Beschränkungen der Möglichkeiten kollektiver 
Selbstverteidigung im Rahmen einer künftigen 
europäischen Einheit sollte der Vertrag, irreversibel 
wie er noch ist, in irgendeiner Form einer zeitlichen 
Begrenzung unterworfen werden. Diese Begrenzung 
kann entweder  in der Institutionalisierung der 
Durchführungskonferenz gemäß Art. 5 Ziffer 3 be-
stehen, die dann den Nichtnuklearstaaten unmittel-
bare Rechte für den Fall der Nichterfüllung des Ver-
trages durch einen Nuklearwaffenstaat zuerkennt, 
oder durch eine Limitierung des Vertrages in quali-
fizierter Form, etwa nach dem Muster des NATO-
Vertrages. 

Meine Damen und Herren, der fünfte und letzte 
Punkt bezieht sich auf die Teilnahme des anderen 
Teils Deutschlands an diesem Vertrag. Das Ratifi-
kationsverfahren muß mit Kautelen versehen wer-
den, die schon bei dem Atomstoppabkommen ange-
wandt worden sind. Andere Probleme, die sich aus 
der Teilnahme der Zone z. B. an der Durchführungs-
konferenz und der Kontrolle ergeben, sind auf ihre 
Wirkung zu prüfen. 

Zusammenfassend ist zu sagen: Die Bundesrepu-
blik hat immer wieder zum Ausdruck gebracht, daß 
sie das Prinzip der Nichtverbreitung nuklearer Waf-
fen an dritte Staaten voll anerkennt. Sie hat im Pariser 
Vertrag auf die Produktion dieser Waffen verzichtet 
und einen Verzicht auf ihren Erwerb mehrfach bin-
dend in Aussicht gestellt. Wir haben aber Anspruch 
darauf, daß unsere vitalen Lebensrechte auf dem 
Gebiete der zivilen Nutzung und der militärischen 
Sicherheit respektiert werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Eppler. 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diese manchmal etwas diffuse Debatte 
zeigt den Wandel in den Begriffen, den wir in den 
letzten 10 Jahren mitgemacht haben. Vor 10 Jahren 
hätte sich eine Europadebatte auf die Fragen der 

Sechs beschränkt, während wir heute von Großbri-
tannien, Skandinavien, Griechenland und von all 
jenen Ländern sprechen, die östlich des rostenden 
Vorhangs liegen. Damit zeigt sich, daß einige Frage-
stellungen, an die wir uns gewöhnt haben, inzwi-
schen überholt sind; zum Beispiel die Fragestellung, 
ob wir unseren Akzent auf die West- oder auf die 
Ostpolitik legen wollen. Wir wissen zwar schon 
ziemlich lange, daß Ostpolitik ohne Rückendeckung 
im Westen nicht zu machen ist. Aber was wir inzwi-
schen gelernt haben, ist, daß nur eine konstruktive 
Ostpolitik überhaupt eine vertretbare Westpolitik 
ist. Deshalb bin ich dem Herrn Bundesaußenminister 
dankbar, daß er als eine der Wirkungen dieser Ost-
politik erwähnte, daß im Westen und in den neutra-
len Ländern das Vertrauen zu diesem Land gewach-
sen ist. 

Nun gibt es viele Einwände gegen das, was die 
Bundesregierung in der Ostpolitik tut: Das dauere 
zu lange; die Widerstände würden nicht schwinden, 
sondern wachsen; es sei kein Durchbruch zu erwar-
ten und zu sehen; die Tonart von der anderen Seite 
werde nicht besser, sondern schlimmer. In der Tat 
hören wir im Augenblick von der anderen Seite vor 
allem drei Argumente: 1. daß unsere Ziele — 
Revanchismus, Imperialismus und wie das alles 
heißt — sich nicht geändert hätten, 2. daß die Taktik 
der neuen Regierung zwar geschickter, aber deshalb 
nur noch um so gefährlicher sei und 3. daß man end-
lich Taten von uns sehen wolle. Alle diese Vor-
würfe sind sicherlich ungerecht, aber ich nehme sie 
mit etwas gedämpfter Entrüstung entgegen, weil sie 
ziemlich genau den Argumenten entsprechen, die 
man drüben von hier aus jahrelang gehört hat, näm-
lich daß sich dort die Ziele nicht geändert hätten, 
daß man nur eine neue gefährlichere Taktik erfun-
den habe und daß man doch endlich einmal Taten 
sehen wolle. Das, was wir heute von der anderen 
Seite erleben, ist natürlich auch Taktik, und es ist 
auch der Versuch, auf Zeit zu spielen, aber es ist 
auch der Ausdruck eines Mißtrauens, das sich in 
drei Jahrzehnten angesammelt hat. Dieses Miß-
trauen wird nicht dadurch besser, daß wir uns hier 
darüber unterhalten, ob diese Regierung nun 
eigentlich eine neue Politik treibe oder nicht. Man 
kann nicht — und das sage ich vor allem zu dem 
Kollegen in der Mitte dieses Hauses —, um die Kon-
tinuität zu wahren, in diesem Lande sagen: im 
Grunde machen wir so weiter wie bisher nach den 
alten, bewährten Grundsätzen, und dann nach außen 
sagen: aber jetzt ist etwas ganz Neues da. 

Verehrter Herr Kollege Barzel, sosehr ich Ihre 
heutige Rede honorieren möchte, so sehr möchte 
ich Sie bitten, doch über das eine Zitat des verewig-
ten Bundeskanzlers noch einmal nachzudenken, mit 
dem Sie dies Kontinuität darzustellen versuchten; 
denn dieses Zitat zeigt nicht nur eine Kontinuität 
in den letzten, sagen wir, 10 Jahren, sondern für 
diejenigen, die das in Moskau hören, eine Kontinui-
tät über die letzten 100 Jahre hinweg, weil nämlich 
in der deutschen Geschichte jedesmal ein propolni-
scher Akzent — wie er in der Äußerung von Kon-
rad Adenauer enthalten war — verbunden war mit 
einem antirussischen, genauso wie ein prorussischer 
mit einem antipolnischen Akzent verbunden war, 
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und ich bin fest überzeugt, Herr Kollege, daß Sie 
das ganz bestimmt so nicht gemeint haben. Aber 
ich möchte darum bitten, daß das hier noch einmal 
völlig klargestellt wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Abgeord-
neter Eppler, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Eppler (SPD) : Bitte. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Würden Sie die Güte 
haben, mir zu erklären, warum Sie mehrere Sätze 
auf die Schaffung eines Mißverständnisses verwen-
den, um dann zu sagen: Aber so können Sie es ja 
gar nicht gemeint haben? 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Kollege Barzel, es geht 
doch darum, hier in diesem Hause klarzumachen, und 
zwar für uns alle, für Sie und für uns, daß die Zeiten 
seit Bismarck, in denen wir versuchten, zwischen 
Polen und der Sowjetunion irgendwelche Differen-
zen zu schaffen, endgültig vorbei sind. Sie sind die-
ser Meinung, und ich bin dieser Meinung, und des-
halb sollten wir uns jetzt darüber einigen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage? — Herr Dr. Barzel! 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Würden Sie dann, Herr 
Kollege Eppler, — wenn Sie diesen Maßstab an- 
erkennen — bereit sein festzustellen, daß in meiner 
Rede nur von Pakow und von Moskau und vom pol-
nischen Volk die Rede war, daß hier gerade das 
anklang, was Sie jetzt beklagen, nämlich, daß das 
Zugleich-Bemühen vielleicht in Moskau als eine 
Anti-Spitze empfunden werden könnte; daß ich, 
wenn ich dies wegließ, deutlich machte, daß ich auf 
der Höhe der Diskussion von heute bin und daß 
Sie vielleicht solche Dinge wirklich nicht sagen soll-
ten? 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Kollege, ich bin Ihnen 
dankbar. Nach dieser Erklärung, die Sie hier abge-
geben haben, sollten wir dieses Thema zu den Akten 
legen. 

(Abg. Dr. Barzel: Danke herzlichst!) 

Meine Damen und Herren, es ist hier heute sehr 
viel von Versöhnung gesprochen worden. Ich möchte 
aber nicht, daß wir von Versöhnung in der Weise 
reden — es hat es hier niemand getan —, als ob es 
einen Rechtsanspruch auf Versöhnung gäbe und als 
ob wir uns beleidigt zurückziehen könnten, wenn 
die anderen nicht in dem Moment zur Versöhnung 
bereit stehen, wo wir diese Versöhnung gerne hät-
ten. Was vor uns liegt, ist eine ganz mühselige 
Kärrnerarbeit, und ich bin dem Herrn Bundeskanz-
ler außerordentlich dankbar, daß er am 17. Juni 
davon gesprochen hat, es komme an auf den „Be-
weis eines um Vertrauen ringenden Volkes". Genau 
das ist das, was wir hier zu demonstrieren haben. 

Nun ist heute viel Kluges gesagt worden. Aber 
ich bin bei einigen Fragestellungen nicht ganz  

glücklich gewesen; und es kommt ja immer auf die 
Fragestellung an; daran orientiert sich die Antwort. 

Es wird oft darüber nachgedacht, was denn nun 
eigentlich die sowjetische Politik uns gegenüber sei 
und ob wir sie richtig einschätzten. Meine Damen 
und Herren, was die sowjetische Politik im Augen-
blick will, sagt sie selbst so deutlich, daß wir uns 
über die Interpretation hier nicht in die Haare zu 
geraten haben. Die Frage aber, die für uns steht, ist, 
wie wir dieser Politik sinnvoll begegnen. Ich würde 
glauben, daß wir ihr nur durch eine konstruktive 
Ostpolitik begegnen können, weil nämlich die här-
testen Leute, die es auf der anderen Seite gibt, 
darauf spekulieren, daß wir uns in den ostpolitischen 
Schmollwinkel zurückziehen und man uns dann von 
unseren Freunden im Westen isolieren kann. 

Eine andere Fragestellung, die ich nicht für glück-
lich halte, ist die, ob wir die bekannten vier Forde-
rungen der Sowjetunion erfüllen sollen oder nicht; 
wobei man dann je nach Blickpunkt diejenigen, die 
sie erfüllen wollen, entweder für Realisten oder für 
Feiglinge, die, die sie ablehnen wollen, entweder für 
Helden oder für Illusionisten erklärt. Meine Damen 
und Herren, wir sollten uns auf diese Frage so gar 
nicht einlassen. Denn die richtige Frage scheint mir 
zu sein, welchen Beitrag zum Frieden die Völker 
Europas von uns legitimerweise verlangen können. 
Was die Völker Europas von uns legitimerweise 
erwarten können, ist in Prag gar nicht so viel anders 
als in Paris und in Warschau und in Amsterdam; 
das heißt, daß unter der Kruste ideologischer Vor-
stellungen doch sehr viele gemeinsame europäi-
sche Interessen auch in bezug auf dieses Land zum 
Vorschein kommen. Daran sollten wir uns orientie-
ren. Ob das, was Europa von uns legitimerweise 
verlangen kann, dann einmal mit einer sowjetischen 
Forderung übereinstimmt oder nicht übereinstimmt, 
scheint mir zweitrangig zu sein; das ist nicht der 
Maßstab. Denn sonst kommen wir in die Situation 
wie in der Weimarer Republik: ob wir irgend etwas 
hinnehmen wollen oder nicht hinnehmen wollen, ob 
es Verzichtpolitiker gibt oder nicht. Die Frage ist 
vielmehr, was unser aktiver Beitrag ist. 

Herr Kollege Barzel, Sie haben heute — dafür bin 
ich Ihnen ganz besonders dankbar —, übrigens ähn-
lich wie der Herr Bundeskanzler bei seiner Rede 
am 23. Juni, davon gesprochen, daß Ihre Partei 
gerade früher, wenn es um europäische Dinge ge-
gangen sei, auch zu Vorleistungen bereit gewesen 
sei. Wenn ich es richtig verstehe, auch beim Herrn 
Bundeskanzler, dann schloß dies ein: Umsonst waren 
sie nicht. Herr Kollege Barzel, was ich an der Politik 
Ihrer Partei immer geschätzt habe, war, daß Sie den 
souveränen Nationalstaat nicht mehr zum letzten 
Maßstab Ihrer Politik gemacht haben. Meine Bitte 
wäre jetzt nur, daß wir dieselben Maßstäbe, die Sie 
in bezug auf dieses Kleineuropa, das ja auch nötig 
war, praktiziert haben, nun alle gemeinsam auch 
einem größeren Europa gegenüber praktizieren. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Eppler, würden Sie sich bei der Auslegung des Be- 
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griffes „legitim" — was die anderen Völker Europas 
(Prag, Paris) legitimerweise von der Bundesrepublik, 
also von uns erwarten können — mit dem einver-
standen erklären, was der Herr Außenminister und 
der Herr Bundeskanzler uns heute gesagt haben? 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Becher, darauf komme 
ich gleich zurück. — 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Eppler, würden Sie mir 
einmal die Frage beantworten, wieso nach Ihrer 
Auffassung alle übrigen Staaten bis jetzt an ihrer 
Souveränität und ihrer Nationalstaatlichkeit fest-
halten und man nur von den Deutschen, anscheinend 
auf Grund der Situation von 1945, verlangt, für alle 
Zeiten auf Souveränität und Nationalität zu ver-
zichten? 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Kollege Ertl, ich darf Sie 
nur an das sehr schöne Bild unseres Kollegen Barzel 
mit den sechs Eiern und dem Omelett erinnern. In 
diesem Omelett ist nicht nur das deutsche Ei, son-
dern darin sind noch einige andere, und wir hoffen, 
daß noch mehr hineinkommen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage. 

Ertl ,(FDP) : Darf ich aus Ihrer Antwort entneh-
men, daß nach Ihrer Meinung Frankreich, insbeson-
dere die jetzige Führung — vielleicht gilt es auch 
für kommende Führungen —, und andere Staaten 
bis jetzt sehr weitgehend souveräne Rechte aufge-
geben haben? 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Kollege Ertl, die Zeit, in 
der der souveräne Nationalstaat seine Aufgaben 
auf politischem, militärischem und ökonomischem 
Gebiet erfüllen konnte, ist endgültig vorbei, für uns 
und für andere. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
auch eine Zwischenfrage von Herrn Schmitt-Vocken-
hausen? 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege 
Eppler, glauben Sie nach dieser Zwischenfrage, daß 
Herr Kollege Ertl das Programm der FDP und ihre 
Haltung in diesen Fragen kennt? 

(Abg. Genscher: Er kennt es genau!) 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen, ich weiß nicht, ob er es kennt, und ich weiß 
auch nicht, was es hier zu kennen gibt. 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Eppler, glauben Sie, daß 
Herr Schmitt-Vockenhausen bei dem vielseitigen 
Programmwechsel, wie er bei der SPD notwendig 
war, mir zugeben kann, daß ich weiß, welche Grund-
sätze wir in der Vergangenheit vertreten haben? 

Dr. Eppler (SPD) : Verehrter Herr Kollege Ertl, 
es gibt in diesem Haus nur eine Partei, die ein 
Grundsatzprogramm hat, und das ist die unsere. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, eine andere Fragestel-
lung, die mich etwas plagt und von der ich fürchte, 
daß wir zu falschen Antworten kommen, ist auch 
heute wieder angeklungen: ob wir denn in diesem 
Europa und in der Deutschlandpolitik von den gege-
benen Realitäten ausgehen sollten. Wenn man die 
Frage so stellt, kann doch die Antwort nur sein: 
Wovon soll man denn ausgehen, es sei denn von 
dem, was nun einmal ist? Aber das ist doch nicht 
die Frage, sondern die Frage ist, wohin wir schließ-
lich wollen von diesen Realitäten weg. Wenn man 
schon von Realitäten spricht, dann sollte man sich 
wiederum nicht auf den Sprachgebrauch der anderen 
Seite einlassen, die so tut, als gäbe es in diesem 
Europa nur eine Realität, nämlich die, daß es zwei 
verschiedene und auch verschieden legitimierte 
Ordnungen gibt. Es gibt in bezug auf Deutschland 
mindestens drei wichtige Realitäten. Das eine ist in 
der Tat, daß es zwei verschiedene und verschieden 
legitimierte politische Ordnungen auf diesem Boden 
gibt. Die zweite Realität ist, daß die Völker Europas 
— einschließlich der Deutschen — einen Weg zum 
Frieden suchen. Eine dritte Realität ist die, daß es 
in der Mitte dieses Kontinents noch eine deutsche 
Nation gibt, die früher oder später einmal das Recht 
bekommen muß, über ihre Zukunft selber zu ent-
scheiden. 

(Abg. Frau Kalinke: Darin sind wir einig!) 

Die Frage ist nicht: wollen wir von irgendwelchen 
Realitäten ausgehen, sondern: wie können wir diese 
drei Realitäten so verbinden, daß für dieses Volk 
und für Europa eine friedliche Zukunft daraus wird? 
Deswegen bin ich ein bißchen unglücklich darüber — 
nehmen Sie das bitte nicht übel —, wenn wir immer 
über die Ziele der SED reden; die sind uns relativ 
klar. Herr Barzel, ich habe genauso wie Sie mit 
Freude verfolgt, daß der Begriff „Nation" im letz-
ten halben Jahr dort wieder eine gewisse Wand-
lung erfahren hat. Aber entscheidend ist wiederum 
nicht, was die drüben wollen, sondern entscheidend 
ist, welche Politik wir betreiben, um die drüben mit 
dem, was sie wollen, scheitern zu lassen. 

Herr Bundeskanzler, in diesem Zusammenhang 
darf ich ein Wort an Sie richten. Ich gestehe, es 
fällt mir schauderhaft schwer — schon aus lands-
mannschaftlicher Solidarität heraus —, ein kritisches 
Wort an Sie zu richten. 

(Zuruf von der Mitte: Dann lassen Sie es 
doch!) 

— Sie spüren wohl auch, welch innere Überwindung 
mich das kostet. Aber ich möchte doch noch einmal 
auf das zu sprechen kommen, was Sie vorhin selber 
auf eine für mich sehr beruhigende Weise darge-
stellt haben: die Anerkennungspartei. Die Grün-
dung von Parteien ist ja nach Art. 21 des Grundge-
setzes frei. Nur gehört es eigentlich zum Anstand, 
Herr Bundeskanzler, daß, wenn man schon eine Par-
tei gründet, man ihr auch beitritt und daß man nicht 
für andere Leute, ganz gleich, wo sie sind — in- 
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oder außerhalb dieses Hauses —, eine gründet. 
Aber das ist nicht das Entscheidende. Was mir an 
dieser ganzen Sache nicht gefallen hat, war wiede-
rum die Fragestellung. Die Fragestellung ,,Anerken-
nung oder nicht" ist nicht in diesem Hause entstan-
den. sondern sie kommt von woanders her. Wir soll-
ten uns abgewöhnen, immer nur die Knochen abzu-
nagen, die uns andere vorwerfen. 

Wenn wir uns hier die Frage zu stellen hätten, 
würde sie doch anders lauten, nämlich: wie kann 
Europa Frieden finden, wie ist eine Kooperation 
und eine Kommunikation zwischen beiden Teilen 
Deutschlands möglich, ohne daß die Spaltung festge-
schrieben wird, ohne daß wir uns gegenseitig als 
Ausland anerkennen, ohne daß das Recht verloren 
geht, daß diese Deutschen eines Tages sagen, ob 
sie noch eine Nation sind und was für eine Zukunft 
sie als Nation haben wollen? Ich glaube, so sollten 
wir die Frage stellen und uns nicht immer an den 
Begriffen festkrallen, die die anderen uns vorlegen. 

Für diese Fragestellung, Herr Bundeskanzler — 
das glaube ich aus verschiedenen Reisen nach ver-
schiedenen Richtungen entnommen zu haben —, fin-
den wir mehr Verständnis als für die rechtlich 
fixierte Fragestellung: Anerkennung oder nicht. 
Dafür interessieren sich die Leute weder 'im Osten 
noch im Westen übermäßig. Aber sie verstehen, 
daß wir gewisse Beiträge für den Frieden Europas 
leisten wollen .und daß es gewisse Dinge gibt, die 
wir nicht leisten können. Darum geht es. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte, Herr 
Gradl, eine Zwischenfrage! 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Kollege Eppler, sind 
Sie nicht der Meinung, daß die Frage der Anerken-
nung oder Nichtanerkennung gar keine rechtliche 
Frage im eigentlichen Sinne ist, sondern daß es hier 
um eine politische Position geht, die wir glauben 
einnehmen zu sollen, wenn wir sagen: Wir erken-
nen nicht an? Wenn Sie dem zustimmen könnten, 
würden Sie dann nicht meinen, daß es die Pflicht 
der Regierung und ihrer dazu besonders bestimmten 
Sprecher ist, dann, wenn diese Position von drau-
ßen, d. h.  in  diesem Fall von außerhalb des Hau-
ses, gefährdet wird, die Verpflichtung besteht, dem 
in aller Deutlichkeit entgegenzutreten? Ich meine 
nicht, gefährdet bei uns, sondern gefährdet im Hin-
blick auf die Denkweise derer, mit denen wir es 
draußen in der Welt zu tun haben? 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Kollege Gradl, erstens 
habe ich der Regierung keine Vorschriften zu 
machen, und zweitens verstehe ich natürlich, wenn 
die Regierung — ich halte das sogar für richtig — 
einmal klar sagt, wo für uns verzichtbare und wo 
unverzichtbare Dinge liegen. Worum es mir gerade 
ging — und das bezog sich ja auf die kristallisierte 
Formulierung des Bundeskanzlers —, ist, daß man 
politisch immer in der Defensive ist, wenn man sich 
die Fragestellungen der anderen Seite aufdrängen 
läßt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Dr. Gradl. 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Sind Sie nicht der Mei-
nung, daß zur Verfolgung der eigenen Politik auch 
die Abwehr der Politik der Gegenseite gehört? 

Dr. Eppler (SPD): Herr Gradl, jetzt provozieren 
Sie mich zu einem Bild. Wenn ich beim Fußball 
merke, daß der Gegner Zeit schindet, dann mauere 
ich nicht auch, sondern dann schicke ich acht Mann 
in den Sturm. 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Kollege Eppler, 
haben Sie  nicht aus der heutigen Erklärung des 
Herrn Außenministers und des Herrn Bundeskanz-
lers ersehen, daß wir keineswegs nur verteidigen, 
sondern daß wir alle miteinander sehr im Begriff 
sind, die Politik konstruktiv zu verändern, also 
offensiv zu sein? 

Dr. Eppler (SPD) : Verehrter Herr Kollege Gradl, 
sich habe vorhin nicht nur den Außenminister ge-
lobt, sondern habe mich vorhin extra noch beim 
Herrn Bundeskanzler dafür bedankt, daß er die 
Dinge zurechtgerückt hat. 

(Abg. Genscher: Wir haben das registriert!) 

— Herr Genscher, Sie haben das zu Ihrem großen 
Vergnügen registriert. Mehr können Sie in 'diesem 
Zusammenhang doch wohl nicht verlangen. 

Lassen Sie mich aber noch ein Wort sagen, und 
das ist auch ein leicht kritisches Wort an unseren 
Herrn Bundeskanzler. Dieses Wort bezieht sich auf 
Jugoslawien. Ich kenne alle Schwierigkeiten, die 
hier auf dem Wege liegen. Ich kenne auch die  so-
genannte Dissidenten-Theorie, von der ich glaube, 
daß sie gewaltig übertrieben wird. Erstens han-
delt es sich hier nicht um ,einen Diss identen, son-
dern um ein blockfreies Land; es ist nicht sehr höf-
lich, hier von  „Dissidenten"  zu sprechen, und zwei-
tens  habe ich jedenfalls in  Osteuropa nirgendwo 
den Eindruck gehabt, daß man uns diplomatische 
Beziehungen zu Jugoslawien negativ ankreiden 
würde. Ich bin in einigen Ländern gewesen, wo das 
genau umgekehrt ist. 

Aber wie dem auch immer sei — ,es gibt noch 
viele andere Probleme, die wir in dieser Stunde 
nicht erörtern können —, 'diese Sache liegt nun 
schon seit dem Frühjahr auf dem Schreibtisch des 
Bundeskanzlers, und wir wären froh, wenn sie bald 
von diesem Schreibtisch herunterkäme; denn die 

 Dinge werden nicht besser, wenn sie noch länger 
liegen. 

Schließlich noch ein Wort zum Atomwaffensperr-
vertrag. Herr Kollege Birrenbach, es ist völlig un-
möglich, jetzt in diesem Augenblick auf alle Argu-
mente einzugehen, die Sie hier vorgetragen haben. 
Ich bitte  Sie  aber, einiges doch nicht zu vergessen. 
Erstens ist das, was uns heute vorliegt, besser als 
das, worüber wir im Frühjahr hier miteinander 
gesprochen haben. Das sollten wir einmal sagen. 
Wir sollten auch dem Auswärtigen Amt und dem 
Außenminister einmal Danke schön dafür sagen, 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Oktober 1967 	6369 

Dr. Eppler 
daß gerade im zivilen Bereich viele unserer Sorgen 
inzwischen zerstreut worden sind. 

Und das Zweite, Herr Kollege Birrenbach: ich 
glaube, wir sollten uns, wenn wir auf die Gestaltung 
dieses Vertrages Einfluß nehmen wollen — und das 
wollen Sie und ich, das wollen wir alle —, konzen-
trieren. Je weniger wir uns konzentrieren und  je 

 mehr Einwände wir haben, desto leichter wird  es 
für Böswillige, aus Einwänden Vorwände zu ma-
chen. Anders gesagt, wir sollten uns etwa auf dais 
Problem  des  Art. 3 konzentrieren. Da  bin  ich völlig 
mit Ihnen einverstanden. Ich bin aber keineswegs 
sicher, Herr Kollege, ob wir uns z. B. in  bezug auf 
die Geltungsdauer stark machen sollten. Ich be-
fürchte, daß das politische Plus, ,das wir ,aus dieser 
Sache herausholen wollen, von anderen vielleicht 
schon allein dadurch wieder zunichte gemacht wer-
den  kann, daß wir uns 'auf diesen Punkt ,der Gel-
tungsdauer konzentrieren, bei dem wir ohnehin nicht 
sehr viel Chancen haben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Bir-
renbach? 

Dr. Eppler (SPD) : Bitte! 

Dr. Birrenbach (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Eppler, sind Sie sich nicht darüber klar, daß es für 
uns wichtiger wäre, nicht der Tradition Weimars zu 
folgen und unbesehen Verträge anzunehmen, die 
nachher unerfüllbar sind? 

(Beifall bei der FDP.) 

Ist es nicht besser, unsere Bemühungen darauf zu 
konzentrieren, die Verträge akzeptabel zu machen? 

Eine zweite Frage, Herr Kollege Eppler: sind Sie 
sich darüber klar, daß der Art. 3 überhaupt noch 
nicht formuliert ist? Sind Sie sich darüber klar, daß 
die Interpretationen der Vereinigten Staaten noch 
völlig unverbindlich sind? Sind Sie sich darüber 
klar, daß der Vertrag jetzt noch eine Reihe von 
Klauseln enthält, die so schwerwiegend sind, daß 
wir sie sehr schwer für alle Zeiten annehmen kön-
nen? Darum ist die Begrenzung der Geltungsdauer, 
die auch von anderen Ländern vertreten wird, eine 
der entscheidenden Möglichkeiten, unserer Verant-
wortung gerecht zu werden. 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Kollege Birrenbach, Ihr 
Hinweis auf Weimar war hoffentlich nicht so ganz 
ernst gemeint. Wenn es eines gibt, worüber wir 
uns alle hier einig sind, dann ist es die Tatsache, daß 
wir nur Verträge unterzeichnen können, von denen 
wir wissen, daß wir sie auch halten werden Ich 
habe lediglich gesagt, Herr Kollege Birrenbach, daß 
wir, wenn wir von hier aus Einfluß nehmen wollen, 
um einen möglichst akzeptablen Vertrag zu errei-
chen, gut daran tun, uns auf wenige, entscheidende 
Punkte zu konzentrieren und nicht der Gegenseite 
durch einen unendlichen Fächer von Forderungen 
die Möglichkeit zu geben, uns wieder zu verdächti-
gen. Genau das habe ich gesagt, und dabei bleibe ich 
auch. 

Meine Damen und Herren, ich habe versucht, die 
Europa-Debatte, die hier stattgefunden hat, ganz 
kurz — ich mußte mich ja beschränken — mit dem 
zu verbinden, was uns Deutsche im besonderen an-
geht. Friedrich Naumann — entschuldigen Sie, 
meine Herren von der FDP, wenn ich das sage  — 
hat  in einem Artikel zum 100. Geburtstag von Bis-
marck im Jahre 1915 geschrieben: 

Bismarck hat Europa von Preußen aus gedacht, 
und daraus ist das Deutsche Reich geworden. 

Meine Damen und Herren, wir müssen Deutschland 
jetzt von Europa aus denken. Vielleicht wird daraus 
eine politische Gemeinschaft der Deutschen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Dr. Mende. 

Dr. Mende (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wer am Freitag um 14 Uhr die Ehre 
hat, im Deutschen Bundestag in einer außenpoliti-
schen Debatte zu sprechen, müßte mit einem Dank 
an alle jene Kolleginnen und Kollegen beginnen, 
die sich einer freiwilligen Fastenkur unterworfen 
haben und noch hier im Raum anwesend sind, ob-
gleich die Mittagszeit längst überschritten wurde. 

(Zustimmende Zurufe.) 

Wenn ich Walter Henckels wäre, der Chronist von 
Bonn, würde ich all den Kollegen, die hier etwas 
für ihre Gesundheit tun — und für die Außenpolitik, 
wie ich meine — einen Epilog widmen. 

Der Herr Bundeskanzler hat als Replik auf die 
Rede meines Freundes Walter Scheel vom „Aner-
kennungsgerede" gesprochen. Er hat recht, wenn er 
feststellt, daß es in Deutschland einen Unterschied 
zwischen der öffentlichen Meinung und einem Groß-
teil der sogenannten veröffentlichten Meinung gibt. 
In einer ganzen Anzahl von Publikationen wird der 
Eindruck vermittelt, als wenn sich weite Kreise des 
deutschen Volkes gewissermaßen durch Zeitablauf 
mit den Realitäten der Teilung Deutschlands und 
Europas abgefunden hätten. Wenn man in den Zen-
tralen des kommunistischen Bereiches diese Publi-
kationen der letzten Jahre verfolgt, muß man in der 
Tat zu der Erkenntnis kommen, daß es darauf an-
käme, weiter alle deutschen und europäischen Fra-
gen auf die lange Bank zu schieben, um die Deut-
schen dazu zu bringen, Rechtsposition für Rechts-
position preiszugeben. Die öffentliche Meinung ist 
hier ganz anders einzuschätzen; sonst würden die 
Wahlen nicht die Ergebnisse zeitigen, die sie seit 
etwa zehn Jahren haben. 

Die Freie Demokratische Partei hat nie einen 
Zweifel daran gelassen, daß in drei Fragen Kompro-
misse nicht möglich sind: 

1. Die liberale Partei ist auch als Opposition nicht 
bereit, auf deutschem Boden einen zweiten deutschen 
Staat als Völkerrechtssubjekt anzuerkennen, einen 
Staat, der nicht dem frei geäußerten Willen der 
Bevölkeruug entspricht und der die Menschenrechte 
mißachtet. Aber selbst wenn es in diesem Hause 
politische Kräfte gäbe, die die Anerkennung eines 
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zweiten deutschen Staates als Völkerrechtssubjekt 
akzeptierten, so muß ich Sie doch darauf aufmerk-
sam machen, daß unser Grundgesetz und die im Zu-
sammenhang mit der deutschen Frage in den letzten 
achtzehn Jahren rechtskräftig gewordene Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts eine völker-
rechtliche Anerkennung eines zweiten deutschen 
Staates ausschließen; es wäre ein verfassungswidri-
ges Verhalten, das zu tun. 

2. Auch die liberale Opposition steht nach wie 
vor auf dem Standpunkt, daß Westberlin ein Teil 
der Bundesrepublik Deutschland ist, der auf Grund 
besonderer Entwicklungen einen Status sui generis 
hat. Wir werden allen Versuchen auch weiterhin 
Widerstand leisten, die Verbindungen Westberlins 
zum Bund und die Verbindungen des Bundes zu 
Westberlin zu lockern oder gar in Frage zu stellen. 
Eine freie Stadt Westberlin wäre der Anfang einer 
unfreien Entwicklung in Westberlin! Hier gilt nach 
wie vor, was Theodor Heuss 1955 in dem Satz zu-
sammenfaßte: 

Das Schicksal Berlins ist an das Schicksal Ge-
samtdeutschlands gebunden; 

(Beifall bei der FDP.) 

das Schicksal Gesamtdeutschlands aber wird zu-
erst hier in Berlin entschieden! 

3. Wir sind nicht bereit, Gegenstände, die einer 
friedensvertraglichen Regelung durch die Erklärun-
gen der Siegermächte zugeordnet sind, vorwegzu-
nehmen und damit die deutsche Verhandlungs-
position bei einer künftigen europäischen Friedens-
konferenz zu schwächen. Auch Grenzfragen gehören 
dazu! Sie können erst in der Gesamtbilanz einer 
friedensvertraglichen Regelung entschieden werden, 
nicht vorher. 

Nun hat hier erneut eine Auseinandersetzung 
über das Problem der Alleinvertretung stattgefun-
den. Es wäre gut, Herr Außenminister, wenn wir 
den Versuch machten, auch seitens der Bundesregie-
rung der Propaganda Ostberlins wirksamer entge-
genzutreten und die Begriffsbestimmung noch schär-
fer zu fassen, um den Unterschied deutlich zu 
machen zwischen dem, was die da drüben uns be-
züglich der Alleinvertretung immer wieder unter-
schieben, und dem, was wir wirklich meinen. Wir 
meinen nicht, daß wir uns anmaßen, außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes Macht auszu-
üben. Wir anerkennen vielmehr — sonst wäre der 
Briefwechsel zwischen Bundeskanzler Kiesinger und 
dem Vorsitzenden des Ministerrats Stoph nicht lo-
gisch — eine politische Selbstvertretung der in Ost-
berlin tätigen Organe, die sich Staatsorgane der 
„DDR" nennen. Wir sind aber nicht nur berech-
tigt, sondern nach unserer Verfassung verpflichtet, 
für jene zu sprechen, die sich in Mitteldeutschland 
nicht selbst äußern können. Wenn nicht einmal der 
Brief des Bundeskanzlers in der Presse Mittel-
deutschlands veröffentlicht und im Rundfunk und 
Fernsehen bekanntgegeben wird, um wieviel mehr 
haben wir die Pflicht, über unsere Kommunikations-
mittel der mitteldeutschen Bevölkerung davon 
Kenntnis zu geben! 

Im übrigen ist es nicht so ungewöhnlich, auch für 
Teile das Wort zu nehmen, denen sich selbst zu 
äußern versagt ist. Niemand in Ostberlin findet 
etwas daran, daß sich die SED immer wieder als 
Anwalt und Sprecher der kommunistischen Partei 
und der Arbeiterbewegung Westdeutschlands er-
klärt, die sich — so sagt die SED — auf Grund 
des Verbots der KP nicht äußern kann. 

Daß wir die Stimme für diejenigen erheben, die 
sich in Mitteldeutschland selbst nicht äußern kön-
nen, ist Recht und Pflicht zugleich. Machtausübung 
außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes 
strebt die Bundesrepublik Deutschland nicht an. 
Alleinvertretung kann daher nur so verstanden wer-
den, daß wir auch für jene zu reden in Anspruch 
nehmen, denen sich zu äußern gegenwärtig noch 
versagt ist. 

Herr Kollege Helmut Schmidt hat geglaubt, er 
müsse dem Herrn Bundeskanzler gegen den Spre-
cher der Opposition zu Hilfe kommen. Er hat darauf 
hingewiesen, daß das Problem der Atomträger nicht 
nur eine Sache der Bundeswehr ist, sondern auch 
eine Sache der anderen Streitkräfte, sowohl bei den 
Anrainerstaaten des Warschauer Paktes als auch der 
nordatlantischen Bündnisgemeinschaft. Das ist rich-
tig, Herr Kollege Schmidt. Aber ich darf Sie daran 
erinnern, mit welcher Leidenschaft sowohl die so-
zialdemokratische Opposition im März 1958 fünf 
Tage lang wie auch die liberale Opposition in die-
sem Hause aus der besonderen Lage des geteilten 
Deutschland eine Bewaffnung der Bundeswehr mit 
taktischen Atomwaffenträgern ablehnten, weil wir 
uns über die politischen Konsequenzen dieses Be-
schlusses der absoluten Mehrheit der CDU damals 
für die Politik der Wiedervereinigung Deutschland 
im klaren waren. Neun Jahre später erscheinen 
diese Befürchtungen gerechtfertigt. 

Mein Freund Scheel, Herr Kollege Schmidt, denkt 
gar nicht daran, durch Verzicht auf Atomträger bei 
der Bundeswehr eine isolierte Leistung zu erbrin-
gen. Er denkt selbstverständlich an adäquate Gegen-
leistungen auch im Bereich des Warschauer Paktes, 
also hier im anderen Teil Deutschlands, der Teilneh-
mer des Warschauer Paktes ist. Mein Kollege 
Scheel denkt vor allem auch an die arbeitsteilige 
Verteidigung in der Bündnisgemeinschaft 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben wir 
doch nicht!) 

— einen Augenblick — und am Ende an eine Ent-
wicklung, die als europäisches Sicherheitssystem die 
gegenwärtigen regionalen Pakte in Europa ablösen 
soll, natürlich unter Einbeziehung der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und der Sowjetunion, de-
nen im Rahmen dieses europäischen Sicherheits-
systems die Wahrung des atomaren Gleichgewichts 
zukäme. — Bitte schön! 

Vizepräsident Dr. Mommer: Jetzt eine Zwi-
schenfrage von Herrn Schmidt. 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Mende, darf ich 
eine Frage stellen in dem Bewußtsein, zur Hälfte be-
ruhigt zu sein, daß Sie Herrn Scheel ebenfalls so in- 
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terpretiert haben, daß auf allen Seiten das gleiche 
geschehen soll. Das war aus seiner Rede wirklich 
nicht zu entnehmen. Aber zur Hälfte bin ich in dem 
Punkt beruhigt. Ich möchte Sie nur etwas fragen, 
was die Erinnerung an das Jahr 1958 angeht. Ich war 
einer der Kombattanten jener Gefechte, an die Sie 
hier erinnern. Ich jedenfalls weiß genau, was ich ge-
sagt habe. Ich erinnere mich aber auch genau an das, 
was Wolfgang Döring, der damals für Sie sprach, 
gesagt hat. Jenes Gefecht ist meiner Erinnerung sehr 
tief eingeprägt. Ist es nicht richtig, zu sagen, daß 
wir 1958 in einer Situation debattiert haben, in der 
nicht die sogenannte Volksarmee der DDR Träger-
waffen hatte, auch nicht die polnische Armee, nicht 
die tschechoslowakische Armee usw.? Das war eine 
andere Lage. Inzwischen haben alle diese Staaten 
auf dem atomaren Gebiet den gleichen Status. Wir 
auch, wir unterscheiden uns da nicht. Ich frage Sie: 
Kann man da wirklich unter Anschluß an Emotionen, 
an Gefühle von damals so tun, als ob die Lage noch 
dieselbe wäre? 

Dr. Mende (FDP) : Selbstverständlich, Herr Kol-
lege Schmidt, ist sie nicht dieselbe. Da Sie sich 
genau an die Debatte erinnern, werden Sie auch 
meine Formulierung — ich habe damals auch ge-
sprochen — noch im Gedächtnis haben, als ich dem 
Hause zurief: Wer jetzt in diesem Augenblick die 
Bundeswehr, d. h. einen Teil Deutschlands, mit tak-
tischen Atomträgern ausrüstet, schlägt die Tür zur 
Wiedervereinigung Deutschlands mit lautem Atom-
knall zu. — Es hat hier sehr viel Ärger darüber 
gegeben. Im April haben Ihre Freunde und haben 
wir mit Herrn Mikojan über dieses Thema ge-
sprochen; denn einen Monat nach dieser Debatte 
folgte ja sein Besuch in Bonn. Im November 1958 
kam dann das Berlin-Ultimatum, und im Januar 
1959 folgte der sogenannte Friedensvertragsentwurf 
Ich glaube, zwischen dem, was wir im März hier ent-
schieden, und dem, was sich dann im November 1958 
und Januar 1959 schließlich ergab, ist ja wohl —
das ist gar nicht zu leugnen — ein gewisser Zu-
sammenhang. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Das ist doch gar 
nicht im Streit zwischen uns! Im Streit ist 
doch, ob dieselben Argumente, die 1958 

galten, 1967 noch richtig sind!) 

— Darauf will ich Ihnen jetzt antworten. Genauso, 
wie wir damals damit begannen — damals stand 
noch nicht die Ausrüstung der Volksarmee mit glei-
chen Waffen zur Diskussion, nicht einmal der Armeen 
Polens und der Tschechoslowakischen Republik —, 
genauso wie wir damals damit hier begannen in der 
leidenschaftlichen 5-Tage-Debatte, die auch außer-
parlamentarische Wirkung zeigte — ich erinnere 
Sie an die Göttinger Atomprofessoren und alles das, 
was sich damals noch entwickelte; es gehört der 
Vergangenheit an —, hat Walter Scheel gesagt, es 
wäre nicht schlecht, in Fortentwicklung unserer 
Friedensnote vom 25. März 1966 — also noch der 
alten Regierung — zu sagen, daß wir auch zu ge-
wissen Leistungen in bezug auf die gespannte Lage 
im geteilten Deutschland bereit sind, das ja vordere 
Linie der beiden Regionalpakte ist. Das galt natür

-

lich unter der Voraussetzung, die ich schon hier er-
klärte: daß die andere Seite sich zu gleichen Leistun-
gen bereit erklärt. Damit zwingt man die andere 
Seite, sich mit der Frage zu befassen. Ich halte den 
Rapacki-Plan zwar in der seinerzeitigen Dimension 
für überholt, Herr Kollege Schmidt, auf Grund der 
technischen Entwicklung. Ich halte aber den Gedan-
ken, größere Räume verminderter Rüstung zu schaf-
fen, nach wie vor im geteilten Deutschland und im 
geteilten Europa für aktuell. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Dr. Gradl? — Bitte, 
Herr Dr. Gradl! 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Kollege Mende, ich 
möchte Ihnen gerne Gelegenheit zu einer Klarstel-
lung geben, deshalb stelle ich diese Frage. Aus dem, 
was Sie gesagt haben, konnte der  Eindruck ent-
stehen, Sie meinten, daß die Debatten, die wir in 
diesem Hause im Januar und insbesondere im.  März 
1958 geführt haben, die Ursachen für das Berlin-
Ultimatum und alles andere gewesen sind, was sich 
dann Ende 1958 angeschlossen hal. Herr Kollege 
Mende, ich frage das nur, damit es ganz klar ist: 
Sind Sie denn nicht der Meinung — ich kann es mir 
nicht vorstellen, daß Sie der Meinung nicht sind, 
aber nach 'dem, was Sie gesagt haben, muß ich das 
fragen —, daß das Berlin-Ultimatum und alles, was 
sich anschloß, Ausdruck einer sowjetischen Politik 
der Stärke war, zu der sich die sowjetische Regie-
rung in der damaligen Zeit fähig glaubte, weil sie 
in der Tat die stärkste konventionelle Macht in 
Europa war und weil sie einen unerhörten Erfolg 
im Weltraum durch ihre Sputnik-Starts gehabt hat? 

Dr. Mende (FDP) : Herr Kollege Gradl, Ursache 
und Wirkung darf man nicht verwechseln. Ich bilde 
mir nicht ein, daß der Deutsche Bundestag durch eine 
fünftägige Debatte Einfluß auf die Gesamtstrategie 
der ,sowjetischen Weltmacht haben könnte. Das 
glaube ich nicht! Ich bitte aber noch einmal, das, 
was man so schön „timing" nennt, zu beachten. Im 
März 1958 während der Debatte kommt das Aide-
mémoire, vielleicht als Störungsfaktor, vielleicht als 
Köder, und in diesem Aide-mémoire steht: „Entge-
gen anderslautender Behauptungen, daß die Sowjet-
regierung zwei Friedensverträge mit zwei deutschen 
Staaten schließen wolle, erklärt die Sowjetunion, 
daß sie einen Friedensvertrag mit Ganzdeutsch-
land wolle; zwar sei eine Konföderation der beiden 
deutschen Staaten der beste Weg, aber die Sowjet

-

regierung sei weit davon entfernt, )dem 'deutschen 
Volk diese oder andere Vorschläge aufzwingen zu 
wollen!" Das ist nachzulesen „Sieglers Archiv"; 
es liegt dort bei mir auf dem Pultplatz. Dann kam 
Herr Mikojan mit seiner Delegation, im April 1958, 
und Sie können auch seine Erklärungen, die er in 
Bonn abgab, dort nachlesen! Wir haben ja alle — 
CDU, SPD, FDP — stundenlang in unseren Delega-
tionen mit Mikojan und seiner Delegation gespro-
chen. Ich weigere mich, zu glauben, daß diese März-
Debatten und die Absage, mit Mikojan andere als 
nur wirtschaftspolitische Fragen zu behandeln, ganz 
zusammenhanglos sein könnten mit dem, was sich 
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dann im November 1958 und im Januar 1959 tat. 
Ich 'glaube, ein gewisser Zusammenhang mit  den 
folgenden Maßnahmen der Sowjetregierung ist wohl 
die logische Schlußfolgerung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Genscher? 

Genscher (FDP): Darf ich die Diskussion anrei-
chern, indem ich hier sage, daß die Trägerwaffen, 
die sich im Augenblick in unserem Besitz befinden, 
dann zu einer erheblichen Effektuierung des west-
lichen Bündnisses beitragen könnten, wenn sie den 
Amerikanern übergeben werden, weil sie dann 
nämlich auch wirklich Atomsprengköpfe bekom-
men. 

Dr. Mende (FDP) : Die Zwei-Schlüssel-Theorie 
und das, was neuerdings elektronisch dazugekom-
men ist, ist bekannt. Diese taktischen Träger sind 
ohnehin für uns wertlos, solange die Weltmacht 
der Vereinigten Staaten nicht bereit ist, sie mit 
entsprechender Sprengkraft auszustatten. Insofern 
war die damalige Debatte 1958 mehr oder minder 
ein Gefecht ohne einen strategischen Hintergrund. 
Aber wir wollten ja eine andere Plenarsitzung zum 
Anlaß nehmen, über die Verteidigungspolitik zu 
sprechen. 

Herr Kollege Barzel, Sie haben sich an die Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken gewandt und 
mit Recht beklagt, daß uns dort auch jetzt in Vor-
bereitung der 50-Jahr-Feiern der Oktoberrevolution 
eine Tonart entgegenschallt, die wir eigentlich 
nicht mehr gern hören möchten, die auch der Lage 
auf diesem Kontinent und in dieser Welt nicht mehr 
entspricht. Sie gehen sicher nicht so weit,  von der 
Sowjetführung zu erwarten, daß sie uns auch noch 
einen Dank für die Beiträge abstattet, die die deut-
sche Oberste Heeresleitung zum Gelingen der 
Oktoberrevolution 1917 erbracht hat, oder zu ande-
ren rein geistigen Einflüssen, die von Karl Marx und 
Friedrich Engels auf die Initiatoren der Oktober-
revolution ausgegangen sind. Aber verzeihen Sie 
mir diese Ironie, ich wollte Ihnen nämlich in der 
Sache zustimmen. Es- ist auf die Dauer unerträglich, 
mit welcher Empfindlichkeit die Sowjetunion und 
ihre Sprecher reagieren, wenn wir glauben, unsere 
Belange wahrend, Kritik an Reden und Maßnahmen 
der Sowjetregierung üben zu müssen, wie aber um-
gekehrt die Sowjetregierung glaubt, die Bundes-
republik Deutschland weiter als den Friedensstörer 
dieser Welt verketzern zu dürfen, wie es Gromyko 
unlängst wieder bei den Vereinten Nationen getan 
hat. 

Mir kommt die Haltung der sowjetischen Staats-
männer und Publizisten so vor wie die Haltung 
mancher deutscher Publizisten, die sich zwar das 
Recht anmaßen, in jeder Weise die Politiker in 
Grund und Boden zu kritisieren, die aber dann, 
wenn sich ein Politiker wehrt, höchst empfindlich 
sind und die in Art. 5 des Grundgesetzes garantierte 
Meinungsfreiheit beschwören. So ungefähr verhält 
sich auch die Sowjetregierung in ihrer Behandlung 
der Bundesrepublik Deutschland, indem sie dauernd  

den Weltfrieden beschwört. Wir stimmen der Bun-
desregierung in ihrer Erklärung sowie den Spre-
chern der beiden Koalitionsparteien darin zu, daß 
die Bundesrepublik Deutschland alles andere ist als 
ein Störenfried der internationalen Entspannung. 
Man sollte sich daher jetzt nicht mehr einer solchen 
Kraftsprache bedienen, wie das auch Chruschtschow 
in den letzten Jahren seiner Amtszeit tat, als er 
uns drohte, die Bundesrepublik würde in den ersten 
Stunden eines Krieges abbrennen wie eine Kerze. 
Eine Weltmacht vom Range der Sowjetunion hat 
es nicht mehr nötig, in dieser Art mit der Bundes-
republik Deutschland zu verkehren. Wenn man 
eine Weltmacht von erstem Rang ist, dann sollte 
man sich auch in der Art seiner politischen und 
diplomatischen Umgangsformen entsprechend ver-
halten und nicht im Revolutionsjargon der ersten 
Jahre auch noch fünfzig Jahre danach die Bezie-
hungen zur Bundesrepublik Deutschland ausgestal-
ten wollen. 

Zu der Frage, die Jugoslawien betrifft, darf ich, 
Herr Kollege Gradl, auch eine kleine Rückbesinnung 
versuchen. Es sind genau zehn Jahre her, seit wir 
die diplomatischen Beziehungen zu Jugoslawien ab-
gebrochen haben — gegen die Warnung der sozial-
demokratischen Opposition, gegen die Warnung der 
liberalen Opposition. Wir kennen das tragische 
Ende von Karl Georg Pfleiderer, dem ersten und 
letzten Botschafter dieser Zeit der Bundesrepublik 
Deutschland in Belgrad. Nun versucht die Bundes-
republik mit viel Mühe, das Verhältnis zu Jugo-
slawien wieder zu normalisieren. Die Opposition 
unterstützt die Bundesregierung in diesem Be-
mühen. Aber es wäre für manchen Kollegen schon 
wegen der geschichtlichen Wahrheit gut, er läse 
einmal die Rede nach, die Karl Georg Pfleiderer in 
den fünfziger Jahren hier gehalten hat. Was wäre 
der Bundesrepublik Deutschland erspart geblieben, 
wenn wir damals die diplomatischen Beziehungen zu 
allen ost- und südosteuropäischen Staaten aufgenom-
men hätten, gewissermaßen einen Schritt nach vorn 
getan hätten?! Jetzt müssen wir mühsam das Drei-
eck umgehen, um alle Vorbehalte gegen die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen auch in Moskau 
abzubauen. Es wäre gut, wenigstens nachträglich 
diesem Manne eine politische und diplomatische 
Rechtfertigung zuteil werden zu lassen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Eppler? 

Dr. Mende (FDP): Bitte! 

Dr. Eppler (SPD):  Herr Kollege Mende, bei aller 
gemeinsamen Verehrung für meinen Landsmann 
Pfleiderer: Wollen Sie damit sagen, daß Herr Pflei-
derer bei dem, was er in den fünfziger Jahren hier 
getan hat, in Übereinstimmung mit seiner Partei ge-
handelt habe? 

Dr. Mende (FDP) : Es ging der Freien Demokrati-
schen Partei etwa so wie jetzt der Sozialdemokra-
tischen Partei. Es gibt ja auch bei Ihnen verschie- 
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dene Meinungen über die Deutschland- und Außen-
politik. 

(Abg. Dr. Eppler: Das war aber ein Außen

-

seiter bei Ihnen!) 

— Nein, in der Frage der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen war die Freie Demokratische Partei 
mit ihm einig. In der Frage des Nordatlantik-Bünd-
nisses hat er mit Ihnen gestimmt und den Beitritt 
abgelehnt, während die Fraktion der Freien Demo-
kraten für den Beitritt zum Nordatlantik-Bündnis 
gestimmt hat. Ich höre noch Karl Georg Pfleiderer 
in diesem Raum sprechen: Dieser weiße Fleck, diese 
Terra incognita darf nicht bestehenbleiben; man hat 
entweder gute diplomatische Beziehungen oder 
schlechte, gar keine hat man nur im Kriege. Zur Nor-
malisierung unseres Verhältnisses nach dem Osten 
hin gehört die Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen! — Hierin ist ihm seine Partei absolut gefolgt. 

Herr Kollege Blachstein hat einige Bemerkungen 
zu Griechenland gemacht. Die Bundesregierung ist 
in der Beurteilung der griechischen Frage sehr be-
hutsam gewesen. Die liberale Opposition teilt die 
tiefe Besorgnis, die hier über die Entwicklung in 
Griechenland zum Ausdruck kam. Selbst wenn wir 
unterstellen, daß das Militär einem kommunisti-
schen Umsturz zuvorkam -- ich wiederhole: selbst 
wenn wir das unterstellen —, sind Maßnahmen, die 
jetzt noch, sechs Monate später, die Freiheits- und 
Bürgerrechte dort einschränken, nicht mehr in dem 
Maße gerechtfertigt, in dem sie vielleicht im April 
bei der Abwehr eines kommunistischen Umsturzver-
suchs gerechtfertigt gewesen wären. Ich bin sehr 
vorsichtig, denn mir ist bis zur Stunde auch im Aus-
wärtigen Ausschuß ein Beweis dafür, daß man 
einem kommunistischen Umsturz zuvorkam, nicht 
bekanntgeworden. 

Nun ist Griechenland nicht irgendein Staat. 
Ich will nicht pathetisch werden und mich 
nicht auf Sokrates, Aristoteles und Plato berufen. 

Im Nordatlantik-Vertrag steht in der Präambel, 
was uns geradezu verpflichtet, tätig zu werden: 

Die Parteien dieses Vertrages bekräftigen er-
neut ihren Glauben an die Ziele und Grund-
sätze der Satzung der Vereinten Nationen und 
ihren Wunsch, mit allen Völkern und allen Re-
gierungen in Frieden zu leben. Sie sind ent-
schlossen, die Freiheit, das gemeinsame Erbe 
und die Zivilisation ihrer Völker, die auf den 
Grundlagen der Demokratie, der Freiheit der 
Person und der Herrschaft des Rechts beruhen, 
zu gewährleisten. 

Unsere Bitte an die Bundesregierung geht dahin, 
mit allen vertretbaren politischen, diplomatischen 
und ökonomischen Mitteln sowohl im Rahmen des 
Europarates wie des Atlantikpaktes dafür Sorge zu 
tragen, daß in Griechenland wenigstens die Freiheit 
der Person, der Rechtsschutz und die Menschen-
rechtscharta der Vereinten Nationen gewahrt wer-
den, nachdem dort revolutionäre Gefahren eines 
kommunistischen Umsturzversuches nicht mehr vor-
handen zu sein scheinen. 

Lassen Sie mich schließlich noch einiges zu Polen 
sagen und dabei auch die Bundesregierung fragen,  

ob sie glaubt, daß die bisherige Behandlung der 
geschichtlichen Irrtümer des französischen Staats-
präsidenten de Gaulle ausreichend war, um Miß-
deutungen zu vermeiden. Ich hatte hier schon am 
16. Dezember 1966 die Ehre, in der Debatte zur 
Außenpolitik die grundsätzliche Stellungnahme der 
liberalen Opposition zum deutschpolnischen Ver-
hältnis und zur Grenzfrage darzustellen. Leider 
haben die Äußerungen des französischen Staats-
präsidenten de Gaulle in Zabrze — Hindenburg  — 
und Danzig die Notwendigkeit ergeben, hier vor 
diesem Hohen Hause und vor der deutschen Öffent-
lichkeit noch einmal die Grundposition des deutsch-
polnischen Verhältnisses zu markieren. 

Ich habe damals erklärt, daß die Bundesregierung 
selbst durch den Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts noch am 11. Oktober 1960 festgestellt hat — 
und das sollte nach wie vor gelten daß die deut-
schen Ostgebiete innerhalb der Reichsgrenzen von 
1937 von den polnischen Teilungen um die Wende 
des 18. Jahrhunderts nicht berührt waren und daß 
die östlichen Grenzen zu den ältesten und stabilsten 
der Weltgeschichte gehören. Die deutsch-polnische 
Grenze in Schlesien blieb seit dem Vertrag von 
Trentschin 1335, die polnisch-litauische Grenze in 
Ostpreußen seit dem Vertrag von Melnosee 1422 im 
wesentlichen unverändert. Das Gebiet, um das es 
sich hier handelt, ist 115 000 qkm groß, das heißt, 
es ist genauso groß wie die vier europäischen Länder 
Schweiz, Belgien, die Niederlande und Luxemburg 
zusammen; es bedeckt ein Fünftel der Fläche Frank-
reichs, ein Drittel der Fläche Italiens und fast die 
Hälfte der Fläche der Britischen Inseln. 

Ich habe Verständnis dafür, daß der französische 
Staatspräsident seine seit 1958 bekannte Haltung 
zur Oder-Neiße-Linie noch einmal bestätigt hat. Es 
ist uns nicht neu, daß de Gaulle die Oder-Neiße-
Linie als eine endgültige Grenze ansieht. Ich wehre 
mich nur dagegen, daß er nunmehr an Stelle macht-
politischer annexionistischer Gründe historische Ar-
gumente in die Begründung dieser Auffassung 
hineinzubringen versucht. Diese Geschichtsfälschung 
kann nicht unwidersprochen bleiben. Ich möchte hier 
feststellen, daß sich 1925 bei der letzten Volks-
zählung in diesen Gebieten in Ostpreußen 97,2 %, 
in Pommern 99,8 %, in Ost-Brandenburg 99,7 %, in 
Niederschlesien 99,3 % und in Oberschlesien 88,4 % 
für Deutschland ausgesprochen haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel.) 

— Herr Kollege Barzel, wenn Sie sagen: Das wissen 
wir alles, kann ich nur entgegnen: der französische 
Staatspräsident scheint auf seine Reise nach Polen 
Unterlagen mitbekommen zu haben, die eben nicht 
den deutschen geschichtlichen Tatsachen entsprochen 
haben. 

Im Jahre 1932 — auch das ist wichtig zu wissen 
— haben sich immerhin in Ostpreußen nur 0,2 %, in 
Ostpommern nur 0,03 %, in Ost-Brandenburg nur 
0,1 % und in Schlesien nur 0,6 % für polnische Li-
sten entschieden. Das war die letzte freie Wahl  in 

 der Weimarer Republik. Bei den Abstimmungen 
nach dem 1. Weltkrieg stimmten in Ostpreußen 
97,8 % für Deutschland und nur 2,1 % für Polen, in 
Westpreußen stimmten 92,2 % für Deutschland  und 
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nur 7,5 % für Polen. In der bekannten Abstimmung 
im März 1921 stimmten in  Oberschlesien 60% für 
Deutschland und 40 % für Polen. Auch die Abstim-
mung in Zabrze — Hindenburg — hat 1921 ein so 
eindrucksvolles Ergebnis gezeitigt — und das unter 
starker französischer Intervention zugunsten der 
Polen —, daß ich einem Brief des Herrn Bundes-
kanzlers an den französischen Staatspräsidenten 
diese Ziffern als Anlage beigeben möchte. Es haben 
sich nämlich im März 1921 in der Stadt Gleiwitz un-
ter hartem Druck polnischer Insurgenten und Partei-
nahme französischer Besatzungstruppen unter dem 
General Le Rond 93,2 % für Deutschland und 6,8 % 
für Polen ausgesprochen. In Beuthen haben 92,9 % 
für Deutschland und 7,1 % für Polen, in Hindenburg 
— der angeblich polnischsten aller Städte Schle-
siens — 84,1 % für Deutschland und 15,9 % für 
Polen gestimmt Es gebietet die Treue der ober-
schlesischen Landsleute damals und es gebietet die 
geschichtliche Wahrheit heute, daß der  Bundes-
kanzler, nachdem das bisher nicht geschehen ist, 
hier feststellt, daß diese geschichtlichen Tatsachen 
auch gegenüber Frankreich undiskutabel sind. 

(Beifall bei der FDP.) 

Nichts anderes kann ich zu Danzig sagen! Auch 
hier ist zu verstehen, daß der französische Staats-
präsident machtpolitische Gründe zum Anlaß nimmt, 
sich für Danzig als polnische Stadt zu erklären. 
Aber historische Argumente? — Nein. Es ist über-
haupt sehr problematisch, wenn unser Freund und 
Nachbar das französisch polnische Verhältnis zu La-
sten des deutschen Freundes aufbessern will durch 
Wegnahme von Gegenständen, über die wir allein 
zu verfügen haben. 

Was heißt also  „Danzig, die  polnischste aller pol-
nischen Städte"? Danzig, das im Mittelalter latei-
nisch Gedanum hieß, wird erstmals 997 

(Zuruf von der SDP: Wann??) 

— 997 — und dann urkundlich 1148 als Hauptort 
Pommerellens erwähnt. Kurz nach 1227 erhielt e s 
vom Herzog von Pommerellen Lübisches, 1343 Cul-
misches, also Magdeburger Stadtrecht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel.) 

— Herr Kollege Barzel, das mag Ihnen 'unange-
nehm sein, aber nachdem sich bisher niemand hier 
lin diesem Hause zu den geschichtlichen Wahrheiten 
'äußerte, 

(Abg. Dr. Barzel: Sie haben meinen Zuruf 
nicht verstanden, Herr Kollege!) 

hält es ,die liberale Opposition für ihre Pflicht, der 
deutschen Geschichte mehr zu dienen als der 
deutsch-französischen Rücksichtnahme. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? — Bitte! 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Darf ich Ihre Vorlesung 
stören? Vielleicht haben Sie die Güte, in meiner 
Rede die entsprechende Passage nachzulesen und 
meinen Zwischenruf zu vermerken. Ich habe gesagt: 
Herr Mende ist heute auf bemerkenswerte Weise 
antirubinisch. 

Dr. Mende (FDP) : Herr Kollege Dr. Barzel, ich 
bitte um Nachsicht; ich habe diesen Zuruf nicht 
gehört. Ich meinte an Ihrem Lächeln erkennen zu 
müssen — — 

(Abg. Dr. Barzel: Vor lauter Lesen haben 
Sie nicht hören können!) 

— Ja, wissen Sie, es gibt geschichtliche Daten, die 
man lieber verliest. Soviel auswendig können wir 
beide nicht behalten, obwohl wir ja ganz gute 
Seminaristen bei Professor von Hippel waren. Aber 
das ist auch schon über 20 Jahre her. 

(Zuruf von der Mitte.) 

Ich muß hinzufügen, daß nur eine kurze Zeit, 
nämlich als es 1454 zum Bruch mit dem Deutschen 
Ritterorden kam, eine polnische Oberhoheit aus-
geübt wurde. Danzig wurde dann bald durch das 
Privilegium Casimirianum, also des Königs Casi-
mir, eine „Freie Stadt". Der polnische König besaß 
nur geringfügige Hoheitsrechte. Im Bund mit der 
Hanse führte Danzig eigene Kriege, nahm 1523 bis 
1557 die Reformation an und erlebte zwischen 1470 
und 1620 seine größte Blüte. 

Vielleicht darf ich wegen der Kürze der hier zur 
Verfügung stehenden Zeit weitere Erklärungen zu 
Protokoll geben, um die Danziger, die sich auch 
hier nicht äußern können, bezüglich der geschicht-
lichen Wahrheit und Klarheit ihrer Vergangenheit 
gegen ungerechtfertigte Angriffe in der Danziger 
Rede des Staatspräsidenten de Gaulle in Schutz 
zu nehmen. 

Lassen Sie mich abschließen. Ich freue mich, daß 
sich die Koalition hier bemüht, mit der Opposition 
in den Wesensfragen der Nation ins Gespräch zu 
kommen. Es wäre besser gewesen, wir hätten wie 
früher bei den bisherigen Regierungen seit 1949 
Gelegenheit gehabt, an jenen Informations- und 
Koordinationsgesprächen, die im Hause des Bundes-
kanzlers von 1949 bis 1966 üblich waren, als Frak-
tion und Partei teilzunehmen. Es hat, meine Herren 
von der Sozialdemokratischen Partei, keine Frage 
gegeben, von der Kündigung des Interzonenhandels-
abkommens bis zur Frage der Berlin-Sitzungen, in 
der nicht die sozialdemokratische Opposition jeweils 
durch den Bundeskanzler Adenauer und später durch 
den Bundeskanzler Erhard hinzugezogen wurde. 
Mir scheint, es würde nicht nur der neuen Koalition, 
sondern auch dem politisch-parlamentarischen Stil 
gut bekommen, wenn auch die liberale Opposition 
in den Wesensfragen der Nation, insbesondere in 
der Deutschland- und Ostpolitik, nicht nur auf Bul-
letins und Informationen aus Presse und Rundfunk 
angewiesen wäre, sondern wir auch zu den Vor-
bereitungen der Entscheidungen der Bundesregie-
rung beratend hinzugezogen werden könnten. 
Denn wer sich um ein Höchstmaß an Gemeinsam-
keit in den Schicksalsfragen der deutschen Nation 
bemüht, wer danach trachtet, zu verhindern, daß 
Ostberlin einen gegen den anderen hier bei un s 

 ausspielt, der muß auch seinerseits den guten Wil-
len zur Zusammenarbeit mit der liberalen Oppo-
sition beweisen. 

(Beifall bei der FDP.) 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Kopf. 

Dr. Kopf (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn die Beratende Versamm-
lung 'des Europarates vor wenigen Wochen, wenn 
dieses Hohe Haus am heutigen Tage sich mit  den 

 Verhältnissen in Griechenland befaßt, so ,bedarf die 
Befassung mit dieser Angelegenheit der  Beantwor-
tung einer Vorfrage. Es ist in der Praxis der inter-
nationalen Gremien, es ist auch in der Praxis dieses 
Hauses eine stehende Regel gewesen, daß eine 
Nichteinmischung in die Verhältnisse anderer Län-
der geboten erscheint. Dies mag ganz besonders 
dann gelten, wenn es sich um die Verhältnisse eines 
uns verbündeten, ja eines uns durch traditionelle 
Freundschaft verbundenen Landes handelt. Es müs-
sen also Rechtfertigungsgründe vorhanden sein, 
wenn unser Haus zu den inneren Verhältnissen 
eines anderen Landes Stellung nimmt. 

Diese Rechtfertigungsgründe sind in der Tat ge-
geben. Sie beruhen auf den. vertraglichen Verein-
barungen, die unser Land und Griechenland mitein-
ander verbinden. Herr Kollege Mende hat soeben 
einen dieser Rechtfertigungsgründe angeführt. Er 
hat den Nordatlantikvertrag zitiert. Ich kann mir er-
sparen, erneut auf diese Bestimmungen einzugehen. 
Aber auch der Vertrag, durch den der Europarat zu-
stande gekommen ist,  die Satzung des Europarates 
enthält derartige Bestimmungen. Sie spricht die un-
erschütterliche Verbundenheit der Mitgliedstaaten 
mit den geistigen und sittlichen Werten aus, die das 
gemeinsame Erbe ihrer Völker und die Quelle per-
sönlicher Freiheit, der politischen Freiheit und der 
Herrschaft ,des Rechts bilden, auf dem jede wahre 
Demokratie beruht. Die dann folgenden Bestimmun-
gen vertiefen diesen Gedanken noch einmal. 

Es gibt aber noch einen dritten Vertrag, der Grie-
chenland mit uns verbindet: das ist die Konvention 
über  die  Menschenrechte. Ich möchte auch hier die 
Einzelbestimmungen nicht zitieren. Aber diese Kon-
vention enthält allerdings auch einen Artikel,  der 

 bei der Gesamtbeurteilung nicht ganz unwichtig ist. 
Es ist der Artikel 15. Nachdem in den vorhergehen-
den Artikeln die Menschenrechte konkretisiert und 
spezifiziert worden sind, bringt Artikel 15 der Kon-
vention über 'die Menschenrechte zum Ausdruck, daß 
in Kriegs- und in Notzeiten auch Rechte und Frei-
heiten eingeschränkt werden können. Es bleibt ab-
zuwarten, inwieweit die griechische Regierung im 
Laufe des Verfahrens, ,das sich bei der Menschen-
rechtskommission abspielen wird, auf diesen Arti-
kel Bezug nehmen wird. 

Die Beratende Versammlung des Europarates hat 
 nach einer sehr ,eingehenden Diskussion eine Ent-

schließung angenommen, die sich mit  der Lage in 
Griechenland befaßt. Auch die Mitglieder der deut-
schen Delegation — wenn ich nicht irre, alle ihre 
Mitglieder — haben dieser Entschließung zuge-
stimmt. Die Entschließung bringt die tiefe Sorge zum 
Ausdruck, daß in Griechenland noch keinerlei Ent-
wicklung zu einem demokratischen und parlamenta-
rischen System sichtbar sei. Sie rügt in bewegten 
Worten die Verletzung der Menschenrechte, und sie  

drückt die Besorgnis um das Schicksal der griechi-
schen Vertreter, die ,dem Europarat angehören, aus, 
und sie behält sich vor, sich über das Verbleiben 
Griechenlands im Europarat in einem späteren Zeit-
punkt, d. h. vermutlich in der nächsten Sitzung im 
Januar, auf Grund eines noch zu erstattenden Be-
richts eines Berichterstatters auszusprechen. 

Der Deutsche Bundestag macht sich diese Besorg-
nisse um das Schicksal Griechenlands, um das Schick-
sal in Griechenland zweifellos zu eigen. Gerade das 
deutsche Volk hat in den Jahrzehnten, in denen es 
der Diktatur ausgeliefert war, in denen eine Diktatur 
eines Regimes sich ihm aufoktroyiert hatte, ein ganz 
empfindliches Organ dafür bekommen, daß Stö-
rungen im demokratischen Gleichgewicht, d, h. im 
Gleichgewicht der demokratischen Kräfte, Störungen 
im Verhältnis der Gewalten, zwischen denen die 
Staatsmacht ja aufgeteilt ist, Krankheitserscheinun-
gen darstellen, die bedauerlich sind und für die eine 
Remedur geschaffen werden muß. Kurz und gut, das 
deutsche Volk hat gerade für 'derartige Störungen 
ganz bestimmt eine 'gesteigerte Empfindlichkeit. 

Leider, kann man sagen, ist Griechenland nicht 
der einzige Fall, in dem derartige Störungserschei-
nungen auftreten. Wir wissen aus der letzten Ta-
gung der Interparlamentarischen Union, daß von den 
65 Parlamenten, die der Interparlamentarischen 
Union angeschlossen sind, 13, d. h. ein ganzes Fünf-
tel, zur Zeit überhaupt nicht funktionsfähig sind, 
weil die Parlamente in diesen Ländern entweder 
aufgelöst oder suspendiert sind. 

Bei der Beratung des Europarates ist der Versuch 
gemacht worden, diese konkrete und aktuelle Situa-
tion in einen größeren Rahmen zu stellen. Ich 
glaube, daß der eine der Redner etwas über das Ziel 
hinausgeschossen ist und daß er nicht ein begrün-
detes Geschichtsbild dargestellt hat, als er äußerte 
— ich habe es noch einmal nachgelesen —, in den 
letzten 50 Jahren seien die wirklich demokratischen 
Regierungen in Griechenland nur eine Ausnahme 
gewesen. Das ist bestimmt nicht richtig, zumindest 
ist es weit übertrieben. Aber es ist richtig, was ein 
anderer Redner gesagt hat: daß Anarchie und 
Schwäche der demokratischen Parteien in Griechen-
land einer Militärjunta die vorläufige Machtergrei-
fung gestattet haben, und es ist richtig, daß der 
französische Abgeordnete Heffer von einer grie-
chischen Krankheit gesprochen hat und den Ver-
such gemacht hat, die Wurzeln dieser Krankheit 
bloßzulegen. Er hat die Frage gestellt — eine sehr 
berechtigte Frage —: Hätte man nicht verstehen 
sollen, daß schlechte soziale und ökonomische Ver-
hältnisse die Diktatur begünstigen, und hätte man 
nicht der griechischen Bevölkerung mehr helfen 
sollen? Wie immer man diese Frage beurteilt, eines 
steht fest: daß die Demokratie in Griechenland, so-
lange sie im dortigen Parlament praktiziert wurde, 
von großen Störungserscheinungen heimgesucht 
wurde, ja, daß in den letzten Jahren vor dem Um-
sturz in Griechenland eine Art permanenter Krisen-
erscheinungen im griechischen Parlamentarismus ge-
herrscht haben. 

In den letzten Wochen sind neue Entwicklungs-
tendenzen sichtbar geworden. Ich möchte von 
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zweien dieser Entwicklungstendenzen sprechen, weil 
sie für die weiteren Entwicklungen von entschei-
dender Bedeutung sind. 

Vier Länder, die Mitglieder des Europarates sind, 
haben bei der Menschenrechtskommission des 
Europarates Beschwerde eingelegt. Zwei weitere 
Länder, Belgien und Luxemburg, haben diese Be-
schwerde unterstützt. Dieses Beschwerdeverfahren 
muß durch die Menschenrechtskommission durchge-
führt werden. Die Menschenrechtskommission wird 
das in einer rechtsförmlichen Art und Weise tun, 
und sie wird nach Abschluß ihrer Bemühungen das 
Ergebnis dem Ministerrat des Europarates mitteilen 
und damit dem Ministerrat die Möglichkeit geben, 
darüber zu entscheiden, ob die Voraussetzungen des 
Art. 8 der Satzung des Europarates, der die Mög-
lichkeit des Ausschlusses eines Mitgliedslandes er-
öffnet, gegeben sind. Es ist bestimmt zu erwarten, 
daß in diesem Verfahren vor der Menschenrechts-
kommission die griechische Regierung den Versuch 
macht, darzulegen, daß die besonderen Vorausset-
zungen des Art. 15 der Menschenrechtskonvention 
gegeben seien, nämlich die Verhältnisse eines Not-
stands, die auf Grund der Menschenrechtskonvention 
die zeitweise Aufhebung von Rechten und Freiheiten 
rechtfertigen. Aber es bleibt abzuwarten, wie die 
griechische Regierung sich verhalten wird. 

Immerhin ist in der Entschließung, die der Europa-
rat gefaßt hat, zum Ausdruck gekommen, daß dieses 
Verfahren von der Menschenrechtskommission, das 
auch die Beratende Versammlung des Europarates 
wünscht — nun zitiere ich wörtlich —, „Griechen-
land, d. h. der griechischen Regierung, gestatten soll, 
alle Rechtfertigungen vorzutragen, die sie eventuell 
für ihre Maßnahmen liefern könnte". Dieses Ver-
fahren ähnelt also in gewissem Sinne einem Pro-
zeßverfahren, in dem es Beteiligte gibt und in dem 
jeder Beteiligte — in diesem Falle die griechische 
Regierung — die Möglichkeit hat, Argumente zur 
Rechtfertigung seines Verfahrens vorzutragen. 
Diese Argumente müssen gebührend geprüft und 
gewürdigt werden. Das ist der eine Umstand. 

Der zweite Umstand ist folgender. Vor einiger 
Zeit ist in Griechenland eine Verfassungskommis-
sion ins Leben gerufen worden. Ich habe erst ganz 
frisch die  Mitteilung erhalten, daß diese Kommis-
sion noch bis Ende November einen Verfassungs-
entwurf vorlegen will.  Es  ist ihr eine Frist von 
sechs Monaten gesetzt worden. Nun kennen wir die 
Ergebnisse des Verfassungsentwurfs noch nicht. 
Der Verfassungsentwurf soll im nächsten Jahr in 
einem Plebiszit zur Abstimmung gestellt werden. 
Wir kennen aber wohl die Zielsetzungen des Ver-
fassungsentwurfs. Es ist uns gesagt worden, daß 
der  Verfassungsentwurf die Wiedereinführung des 
parlamentarischen Systems bezwecke, daß ein neues 
Wahlrecht geschaffen werden soll, daß eine Wahl-
rechtsreform vorgesehen werden soll, daß eine 
Dezentralisierung der Zentralgewalt vorgesehen 
werden soll und daß eine Neudefinition der kon-
stitutionellen Rechte des Throns vorgenommen 
werden soll. Ich darf allerdings der Erwartung Aus-
druck geben, daß eine Äußerung des griechischen 
Innenministers, die im Europarat vom Berichterstat-

ter, Herrn Edelmann, zitiert worden ist, nicht so 
ausgelegt wird, wie sie vielleicht ausgelegt werden 
könnte. Es wurde nämlich die Auslegung gegeben, 
die Änderung ,der griechischen Verfassung sei not-
wendig, um den politiciens nicht zu gestatten, Irrtü-
mer zu begehen. Ich darf die Hoffnung aussprechen, 
daß das Wort „politiciens" nicht die Politiker im 
guten und echten Sinne und nicht die Parlamen-
tarier, sondern die Politikaster meint. Im übrigen 
sind wir der Meinung, daß das Recht, Irrtümer zu 
begehen, nicht nur ein Vorrecht von Politikern ist, 

 die einem Parlament angehören, isondern daß es 
keine Regierung gibt, die nicht auch dem Irrtum 
unterworfen sein könnte, und daß es gerade Auf-
gabe des Parlaments ist, auch die Regierung vor 
solchen Irrtümern zu bewahren. 

Nun erhebt sich ein sehr interessantes Problem, 
nämlich das Problem der Verzahnung und Ver-
schränkung innenpolitischer und außenpolitischer 
Gesichtspunkte. Dieses Problem besteht aus inner-
griechischer Sicht, und es besteht in Richtung auf 
Griechenland auch aus deutscher Sicht. Aus inne-
rer Sicht in  Griechenland stellt es sich in ganz ein-
facher Weise dar. Es wird Sache der künftigen 
Geschichtsschreibung und wohl auch Aufgabe der 
Menschenrechtskommission, die zur Zeit diese Be-
hauptung nachprüft, sein, das zu ergründen. Die 
Regierung macht nämlich geltend, daß sie die Macht 
übernommen habe, um ein Abgleiten Griechenlands 
in den Kommunismus zu verhindern. Sie macht wei-
ter geltend, daß sie gerade dadurch auch die bis-
herige griechische Politik des Festhaltens an und 
der Betätigung im Rahmen der atlantischen Ge-
meinschaft, der NATO, weiterführen wolle. Hier 
haben wir also eine Verbindung innen- und außen-
politischer Gesichtspunkte. 

Auf der anderen Seite sind die vertraglichen Ver-
einbarungen, die uns mit Griechenland verbinden, 
die Rechtfertigungsgründe dafür, daß wir uns ent-
gegen dem von uns anerkannten Prinzip der Nicht-
einmischung auch mit den inneren Angelegenheiten 
dieses Landes befassen können. Wir sollen das so-
gar tun. Ich bin aber nun nicht der Meinung, daß 
wir das ausschließlich unter innenpolitischen Ge-
sichtspunkten tun dürfen. Ich glaube vielmehr, daß 
ein Land gegenüber dem Verhalten eines verbünde-
ten Landes auch außenpolitische Gesichtspunkte be-
achten muß und daß daher unsere deutsche Stel-
lungnahme sowohl innenpolitische als auch außen-
politische Gesichtspunkte in einer wohlabgewoge-
nen Weise zu berücksichtigen hat. 

Was soll nun aber die Bundesrepublik tun? Damit 
komme ich zu der entscheidenden Frage, die wir 
beantworten wollen, zu der Frage nämlich, die auch 
durch den Antrag der SPD-Fraktion sowie durch die 
Ausführungen unseres Kollegen Blachstein aufge-
worfen worden ist, der in einigen Punkten aller-
dings über das Votum dieses Antrags der SPD-Frak-
tion hinausgegangen ist. 

Zunächst müssen wir meines Erachtens davon aus-
gehen, daß das Beschwerdeverfahren bei der Men-
schenrechtskommission in Gang gesetzt und einge-
leitet worden ist, daß dieses Verfahren anhängig ist, 
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daß es ein rechtsförmliches Verfahren ist und daß 
es den Beschwerdeführern und dem Staat, über den 
die Beschwerdeführer Klage erheben, in gleicher 
Weise die Möglichkeit gibt, alle Argumente vorzu-
tragen. Wir müssen daher eine Regel zur Anwen-
dung bringen, die für jedes rechtsförmliche Verfah-
ren gilt, nach der wir vermeiden sollten, vor dem 
Abschluß eines solchen rechtsförmlichen Verfahrens 
Urteile abzugeben, die erst durch das Ergebnis des 
rechtsförmlichen Verfahrens bestätigt und vor der 
Weltöffentlichkeit verantwortet werden können. 
Darum kann für gewisse Verhaltensweisen empfoh-
len werden, nicht in vorschneller Weise eine Posi-
tion zu beziehen, sondern zunächst einmal den Aus-
gang dieses Verfahrens abzuwarten. 

Das gilt beispielsweise bezüglich des ersten Ab-
satzes des Antrags der Fraktion der SPD. In diesem 
ersten Absatz wird ja die Bundesregierung ersucht, 

im Hinblick auf die gegenwärtige innere Situa-
tion in Griechenland im Ministerkomitee des 
Europarats auf die Prüfung der Frage zu drän-
gen, ob der Artikel 8 der Satzung des Europa-
rats ... angewendet werden kann. 

Natürlich muß die Bundesregierung diese Frage prü-
fen; das ist ihr Recht und das ist ihre Pflicht. Aber 
die entscheidende Frage ist doch die, in welchem 
Zeitpunkt diese Pflicht der Bundesregierung obliegt. 
Hier bin ich allerdings der Meinung, daß sich die 
Bundesregierung in camera caritatis sehr wohl 
darum bemühen könnte, jetzt darüber ein Urteil zu 
gewinnen. Sie tut das ja auch in ständiger Zusam-
menarbeit mit unseren Vertretungen. Ich meine 
aber, daß eine Stellungnahme in dieser Position 
erst dann möglich sein wird, wenn das Ergebnis der 
Prüfung der Menschenrechtskommission, wenn also 
der Bericht der Menschenrechtskommission an den 
Ministerrat des Europarates vorliegt. Dann ist die 
Bundesregierung in der Tat berufen, hier Stellung 
zu beziehen, und auch das Parlament wird ganz be-
stimmt rechtzeitig Stellung beziehen. 

Die zweite Frage ist, ob es richtig und notwendig 
ist, daß dieses Verfahren, das bei der Menschen-
rechtskommission anhängig ist und das von vier 
Ländern eingeleitet worden ist, von deutscher Seite 
ähnlich wie von Belgien und Luxemburg, die eine 
entsprechende Unterstützung angemeldet haben, 
unterstützt wird. Ich spreche hier meine rein per-
sönliche Meinung aus: Ich halte das nicht für not-
wendig, ich halte es auch nicht für wünschenswert; 
denn es ist ganz klar, daß die Bedeutung eines 
derartigen rechtsförmlichen Verfahrens nicht von 
der Zahl der Beschwerdeführer abhängt. Ein einzi-
ger Beschwerdeführer ist ja Manns genug, ein sol-
ches Verfahren in Gang zu bringen. Das Verfahren 
ist aber im Gange. Ob es von vier oder von sechs 
oder von acht Ländern eingeleitet wird, ist rechtlich 
irrelevant. Ich bin also nicht der Meinung, daß sich 
die Bundesregierung den Ländern anschließen sollte, 
die die Unterstützung dieses Verfahrens beantragt 
haben. 

Nun kommt die dritte Frage. Das ist die Frage, 
die gleichfalls in dem Antrag der SPD angeschnitten 
worden ist, die aber dann von Herrn Kollegen 

Blachstein noch etwas erweitert worden ist, nämlich 
die Frage der Erfüllung laufender Verpflichtungen 
gegenüber Griechenland. Wir haben darüber be-
reits Äußerungen der Bundesregierung. 

Herr Staatssekretär Jahn hat dazu in der Frage-
stunde gesagt: 

Das geschieht 

— die Unterlassung weiterer Unterstützung — 

im wesentlichen in dem Bereich, in  dem es um 
neue Leistungen geht. Die Bundesregierung 
glaubt aus den dargelegten Gründen aber, die 
bereits laufenden Verpflichtungen, soweit sie 
auf vertraglichen Grundlagen beruhen, erfül-
len zu sollen. 

Ich glaube kein Geheimnis zu verraten, wenn ich 
ich sage, daß sich auch der Herr Bundesminister des 
Auswärtigen dieser Meinung angeschlossen hat. 

Es gibt einen alten Satz des Römischen Rechtes, 
der aber nicht nur dem Römischen Recht angehört, 
sondern der ganzen Kulturwelt. Dieser Satz lautet: 
Pacta sunt servanda — Verträge sollen erfüllt wer-
den. Ich bin daher mit dem Herrn Bundesaußenmini-
ster und mit dem Herrn Staatssekretär des Auswär-
tigen Amtes allerdings auch der Meinung, daß lau-
fende Verpflichtungen, die eingegangen worden 
sind, erfüllt werden sollen. 

Eine ganz andere Frage ist die Übernahme neuer 
Verpflichtungen. Der Herr Bundesaußenminister 
hat ja gesagt, neue Verpflichtungen sollten einst-
weilen nicht übernommen werden. Das gilt selbst-
verständlich auch für neue Leistungen im Zusam-
menhang mit dem Assoziationsverhältnis. 

Schließlich eine letzte Frage. Wenn ich mich nicht 
irre, hat Herr Kollege Blachstein — vielleicht irre 
ich mich hier aber auch; ich weiß es nicht — auch 
die Frage der Mitwirkung Griechenlands in der 
NATO angesprochen. Griechenland ist in der Tat 
Mitglied der NATO und ist unser Verbündeter. Ich 
bin der Meinung, daß der weitere Verbleib Grie-
chenlands in der NATO nicht nur im deutschen 
Interesse, sondern auch im europäischen und atlan-
tischen Interesse liegt. Es wäre außerordentlich be-
dauerlich, wenn gerade hier, an der Südostflanke 
des freien Europa, eine Änderung einträte. 

(Abg. Blachstein: Haben Sie gesagt: des 
freien Europa?) 

— Haben Sie Bedenken gegen diesen Ausdruck? 

(Abg. Blachstein: Was Griechenland be

-

trifft, zur Zeit ja!) 

— Da müßte man natürlich definieren, was frei ist. 

(Unruhe bei der SPD.) 

Aber das würde sehr weit führen. Es ist auch gar 
nicht notwendig. Wir verstehen uns sehr wohl. Ich 
meine, daß an der Südostflanke, die durch die 
Atlantische Gemeinschaft abgeschirmt ist, ein Land 
wie Griechenland nicht ausfallen sollte und auch 
nicht ausfallen dürfte. Ich glaube, daß gerade bei 
dieser Frage außenpolitische Erwägungen eine sehr 
große Rolle spielen. 



6378 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 126. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Oktober 1967 

Dr. Kopf 

Aber was soll man nun tun? Es war richtig, daß 
die Beratende Versammlung des  Europarats in ihrer 
Entschließung, die ja nahezu einstimmig angenom-
men worden ist, ihre tiefgreifende Besorgnis zum 
Ausdruck gebracht hat. Ich zweifle nicht daran, daß 
auch dieses Haus bereit sein wird, sich diese Be-
sorgnis in einer Entschließung zu eigen zu machen. 
Diese Besorgnisse sind inzwischen ja auch von vie-
len anderen Seiten geäußert worden. Ich halte es 
für notwendig, im Interesse der Wiederherstellung 
der Rechtsstaatlichkeit in diesem mit uns verbünde-
ten Lande in klarer Weise unsere Meinung zu sa-
gen, aber nicht allein, sondern in Gemeinschaft mit 
den Vertretern der anderen Länder. Das ist wichtig 
und notwendig. Aber noch wichtiger und notwen-
diger als die Ausübung einer Form moralischer Pres-
sion scheint es mir zu sein, die Verantwortlichen in 
Griechenland davon zu überzeugen, daß die Wieder-
herstellung der Rechtsstaatlichkeit nicht nur im In-
teresse unserer Atlantischen Gemeinschaft, nicht nur 
im Interesse Europas, wie es im Europarat zusam-
mengefaßt ist, sondern auch im Interesse Griechen-
lands selber liegt. 

Es handelt sich um ein Land, in dem vor 2500 
Jahren die ersten Ansätze einer Mitbeteiligung des 
Volkes an der Verwaltung der Staatsangelegen-
heiten geschaffen worden sind. Es waren damals, 
vor 2500 Jahren, tatsächlich griechische Denker und 
Philosophen, die das Leitbild einer Gesellschaft und 
eines Staates, in dem das Volk zur Mitverantwor-
tung und Mitwirkung herangezogen wird, erstmals 
entwickelt und dieses große Leitziel in das Gedan-
kengut der Menschheit eingeführt haben. 

Angesichts der besonderen Verhältnisse an der 
Südostflanke des NATO-Bündnisses sollte man alles 
tun, die Verantwortlichen von der Notwendigkeit 
einer raschen und unbedingten Herstellung rechts-
staatlicher Verhältnisse zu überzeugen und anderer-
seits es allen Aufbauwilligen in diesem Land und 
dem griechischen Volk zu ermöglichen, durch eine 
beschleunigte Herstellung dieser Rechtsstaatlichkeit 
eine Lösung für die bestehenden Schwierigkeiten zu 
finden. 

Ich beantrage Überweisung des Antrags der SPD-
Fraktion an den Auswärtigen Ausschuß. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Genscher. 

(Abg. Illerhaus: Uns bleibt nichts erspart!) 

Genscher (FDP) : Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Lassen Sie mich am Beginn meiner, 
wie ich Ihnen zusichere, kurzen Ausführungen — 
ich habe auch nicht die Absicht, hier Vorlesungen 
zu halten — feststellen, daß weder die Besetzung 
der Regierungsbank noch die Besetzung des Hohen 
Hauses der Thematik dieser Debatte gerecht wird. 

(Abg. Rasner: Einschließlich Besetzung der 
FDP!) 

— Herr Kollege Rasner, ich nehme niemanden aus. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Entschuldigung, 
Herr Abgeordneter Genscher, wenn ich auch ein-
mal die Regierung in Schutz nehme. Mir scheint, daß 
wir dort eine Besetzung haben, wie es sie an einem 
Freitagnachmittag um 15 Uhr selten gegeben hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Genscher (FDP) : Es liegt mir fern, eine Korrek-
tur an den Feststellungen des Herrn Präsidenten 
anzubringen. Aber wenn ein anderes Mitglied des 
Hauses diese Feststellung getroffen hätte, würde 
ich ihm antworten: Ich halte die Deutschland- und 
Ostpolitik ebenso wie die Europapolitik für ein so 
zentrales Problem unserer Politik, daß auch der-
jenige anwesend sein sollte, der dafür da ist, zu 
diesen Themen den zentralen Willen in der Regie-
rung kraft Richtlinienbefugnis zu bilden. 

(Abg. Rasner: Wie der Oppositionsführer 
Scheel! — Abg. Rehs: Ein solches Thema 
sollte nicht am Freitagnachmittag behan

-delt werden!) 

— Herr Kollege Rehs, da stimme ich Ihnen zu. Aber 
nicht wir, sondern die Bundesregierung hat ge-
wünscht, hier heute eine Erklärung abzugeben. Der 
Bundeskanzler hat uns bei seinen Ausführungen 
auch verraten, was er im Auge hatte. Er wollte 
nämlich die Einigkeit der Koalition in Fragen 
demonstrieren, In denen diese Einigkeit leider nicht 
vorhanden ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das kann niemanden freuen, aber es ist eine Tat-
sache. Wer so laut und so betont und so oft von 
diesem Pult aus über die Einigkeit seines Regie-
rungslagers spricht, der hat es nötig. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, da ich 
bei der Rede des Herrn Bundeskanzlers bin, auch 
noch ein paar andere Anmerkungen dazu machen. 
Er hat hier gesagt: Es gibt Leute in der Publizistik, 
die Schlagzeilen erfinden, in denen die Uneinigkeit 
der Koalition sozusagen beschworen wird. Wer hat 
denn den Stoff zu diesen Schlagzeilen geliefert, 
meine Damen und Herren? Doch das Regierungs-
lager und die Mitglieder der Bundesregierung! 
Wir erinnern uns alle noch daran, daß besonders 
in den ersten Monaten der Amtszeit - der jetzigen 
Regierung durch eine Vielzahl von Interviews, 
durch eine Vielzahl von Interpretationsversuchen 
eine gewisse Verwirrung geschaffen worden ist. 

Ich kann dem Herrn Bundeskanzler auch nicht in 
den Ausführungen zustimmen, die er heute vor 
dem Hohen Hause in bezug auf seine Rede in Ber-
lin gemacht hat. Ich glaube, Herr Kollege Scheel war 
im Recht — jetzt ist Herr Scheel schon wieder da, 
vielleicht kommt auch noch der Bundeskanzler —, 

(Abg. Rasner: Und Herr Mischnick auch 
noch!) 

als er auf die Gefahr hinwies, die durch den Be-
griff der „Anerkennungspartei" für das politische 
Klima in der deutschlandpolitischen Diskussion in 
unserem Land erzeugt worden ist. — Bitte schön, 
Herr Kollege! 
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Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Genscher, sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß 
die Publizisten, wie der Herr Bundeskanzler meinte, 
in puncto Diffamierung Andersgläubiger nicht zu 
übertreffen sind? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, auch in dieser 
Frage haben wir offensichtlich einen ganz anderen 
Glauben. Ich muß Ihnen sagen, daß es nicht darum 
geht, ob sich derjenige, der sich in einer politischen 
Sachfrage für eine bestimmte Meinung einsetzt, der 

 also für eine Anerkennung der DDR eintritt, so 
etwas sagen lassen muß oder nicht. Aber es ist etwa 
anderes, wenn hier eine nebulose Gemeinschaft her-
aufbeschworen wird, in die jeweils 'die verschieden-
sten Leute eingeordnet werden können. Wir haben 
auch heute für diese Anerkennungspartei — von  der 

 wir nicht betroffen sind; der Herr Bundeskanzler hat 
das ausdrücklich noch einmal bestätigt — keine De-
finition bekommen. 

Aber, meine Damen  und Herren, es gibt eine so, 
zusagen authentische Definition dieses Begriffs von 
einem von mir besonders geschätzten Mitglied der 

 CDU-Fraktion. Dieser Kollege hat einmal gesagt: 
Anerkennungspartei, das sind diejenigen, die  eine 
Anerkennung der Zone jetzt ohne Gegenleistung in 
der Erwartung .wollen , daß sich hinterher das Klima 
so verbessert, daß vielleicht etwas herauskommen 
könnte. Ich frage Sie: Was heißt denn eigentlich 
„jetzt" in diesem Zusammenhang nach den Erklärun-
gen, 'die der  Bundeskanzler hier abgegeben hat? Das 
sind die Begriffsverwirrungen, mit denen Sie  unsere 
Diskussion durcheinanderbringen, meine Herren. 

(Beifall bei ,der FDP. — Abg. Rasnner: 
Sagen wir: Rund um Haffner!) 

Wir sollten nach den Erfahrungen, die man in 
Weimar gemacht hat, wirklich vorsichtig sein, wenn 
es um pauschale Etikettierungen geht. Da sagt und 
schreibt einmal jemand etwas, was er vielleicht nicht 
voll durchdacht hat,  und am Ende muß er sich ein 
solches Etikett aufkleben lassen. 

Da gibt es z. B. ein sehr maßgebliches Mitglied 
der Fraktion ,der CDU/CSU. Das ist der  Herr Kollege 
Stücklen, der, wie ich höre, jetzt für höhere Be-
amtenämter im Postbereich ausersehen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sind Sie nei

-

disch?) 

— Nein, gar nicht. — Herr Kollege Stücklen hat ge-
schrieben, das Programm — — 

(Zurufe von  der  CDU/CSU) 

— nun hören Sie doch einmal an, was der Kollege 
Stücklen gesagt hat; es sind ja gar nicht meine 
Worte — „einer nach Osten offenen europäischen 
Konföderation ließe es durchaus zu,  die Restauration 
eines deutschen Nationalstaats auszuschließen, wenn 
dafür eine reale Aussicht auf eine gesamteuropäische 
Lösung gewonnen würde". Meine Damen und Her-
ren, in einem Zeitpunkt, in dem wir mit Befriedi-
gung — ich sage das in voller Übereinstimmung mit 
Herrn Kollegen Barzel — feststellen, daß auch der 
Ministerratsvorsitzende Stoph die  Einheit unserer 
Nation anerkennen mußte, sollte man nicht durch 

Formulierungen dieser Art unseren Standpunkt in 
Zweifel ziehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das hat gar nichts damit zu tun, daß wir nicht 
offen sind für eine europäische Lösung der deut-
schen Frage. Ja, ich würde sagen: Wir alle wissen, 
daß diese Frage nur gelöst werden kann, wenn sie 
in eine gesamteuropäische Entwicklung einbezogen 
wird. Aber man kann nicht nur von Europäisierung 
der deutschen Frage sprechen. Die Regierung muß, 
wenn sie eine Erklärung zur Europapolitik abgibt, 
auch sagen, wie dieses Europa aussehen soll, das sie 
anstrebt, und welche Vorstellungen sie für den Weg 
zu diesem Europa hin hat. 

Hier lassen Sie mich ein Wort zu den Erklärungen 
der Regierung in der Frage unserer Beziehungen zu 
Jugoslawien sagen. Wir wissen, wir könnten heute 
Beziehungen zu Jugoslawien aufnehmen. Der Herr 
Außenminister hat betont, daß die Bundesregierung 
darauf hinarbeite. Er hat mit Recht darauf hingewie-
sen, daß sich unsere Beziehungen verdichtet haben. 
Der Herr Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 
mißt Jugoslawien eine besondere Bedeutung bei, in-
dem er nämlich bereit ist, hinsichtlich unseres Ver-
hältnisses zur DDR auch eine Überprüfung bestimm-
ter Standpunkte dann vorzunehmen, wenn in der 
DDR, wie er sagt, bestimmte Voraussetzungen er-
füllt sind, die Jugoslawien heute schon erfüllt: 
Blockfreiheit usw. Wie wollen Sie diese positive Er-
klärung des gesamtdeutschen Ministers zu der Posi-
tion Jugoslawiens mit der Erklärung des Herrn Bun-
deskanzlers in Einklang bringen, daß gerade der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu Jugosla-
wien besonders große Hindernisse entgegenstehen? 
Da wird davon geredet, daß wir vorsichtig sein müß-
ten, nachdem wir mit Rumänien schon eine Art 
Außenseiter mit unseren Beziehungen beglückt hät-
ten, nun einen zweiten Außenseiter in diese Politik 
einzubeziehen. In bezug auf Jugoslawien ist das Ge-
genteil der Fall, weil nämlich mit der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zu Jugoslawien deut-
lich werden könnte, ob diese Regierung wirklich 
eine neue Ostpolitik betreibt oder ob sie an einer 
überholten Doktrin festhält. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich glaube, diese Möglichkeit, ihre Politik an einem 
Beispiel praktischer Politik zu interpretieren, sollten 
Sie sich nicht entgehen lassen. 

Lassen Sie mich weiterhin noch sagen, warum das 
Verhältnis zu Jugoslawien in einem so engen Zu-
sammenhang mit der Europäisierung der deutschen 
Frage steht. Wenn wir darauf hinzielen, die deut-
sche Frage in eine europäische Entwicklung einzu-
betten, mit einer Überwindung der Gräben in 
Europa, dann müssen Sie in dieser gesamteuro-
päischen Entwicklung auch bis zur Lösung der deut-
schen Frage der DDR eine Position einräumen. Wie 
wollen Sie das, wenn Sie es ablehnen, diplomatische 
Beziehungen zu Jugoslawien aufzunehmen? 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Rasner? 
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Rasner (CDU/CSU) : Herr Kollege Genscher, Sie 
sagen immer „DDR". Mein Kollege Barzel hat heute 
morgen immer „SBZ" gesagt. Kann man daraus auf 
einen grundsätzlichen politischen Unterschied zwi-
schen Ihnen und ihm schließen? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Rasner, das hat 
ersten etwas zu tun mit dem Ausgangspunkt, von 
dem aus wir Politik machen, und das ist ein sehr 
realistischer. Wir halten gar nichts davon, Politik 
mit Anführungszeichen zu machen, sondern wir sind 
für eine sehr klare und deutliche Politik. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Rock (CDU/CSU) : Herr Genscher, würden Sie 
mir zugeben, daß der, der „DDR" sagt, damit „An-
erkennung" meint? 

(Widerspruch bei der FDP.) 

Genscher (FDP) : Das gebe ich nicht zu. Das hat 
nämlich mit der Anerkennung der DDR als Völker-
rechtssubjekt überhaupt nichts zu tun. Das sollten 
Sie zur Kenntnis nehmen. Sie sollten auch nicht un-
terstellen, daß jemand hier eine solche Absicht hat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zwischen-
frage von Herrn Zoglmann. 

Zoglmann (FDP) : Herr Kollege Genscher, wür-
den Sie mir zustimmen, wenn ich den Brief des 
Herrn Bundeskanzlers an den Vorsitzenden des 
Ministerrats in Ostberlin, in dem er schreibt, daß 
sein Staatssekretär, also der Staatssekretär des Bun-
deskanzlers, sich für ein Gespräch mit dem Staats-
sekretär des Herrn Stoph bereithält, so auslege, daß 
der Herr Bundeskanzler unterstellt, daß der Herr 
Stoph an der Spitze eines Staates und nicht einer 
Speditionsfirma steht? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Zoglmann, diese 
Belehrung nehme ich gern auf, um sie an das Haus 
weiterzugeben. Denn um was es uns im Augenblick 
geht, ist ja nicht, Formalpolitik zu machen, sondern 
zum Kern der Politik vorzudringen. 

Meine Damen und Herren, blockieren Sie sich doch 
nicht mit diesen Fragen! Sie wissen so gut wie wir 
und Sie wissen so gut wie das mündige deutsche 
Volk, das uns zuhört, daß die Bedeutung der Be-
griffe wie z. B. „demokratisch" im Sprachgebrauch 
der Kommunisten eine andere ist als bei uns. Das 
sind Fragen, über die brauchen wir hoffentlich hier 
nicht mehr zu diskutieren. Jedenfalls kann ich für 
unsere Anhänger diesen Grad der Reife voll aus-
sprechen. Ich bin der Meinung, Sie unterschätzen 
auch Ihre Wähler und die Wähler anderer Parteien, 
wenn Sie meinen, daß sie diese Unterscheidung im 
Begriff der Demokratie nicht zu machen vermöchten. 
Deshalb können wir diese Begriffe verwenden, ohne  

die Illussion, mit Anführungsstrichen könnten wir 
bestimmte Realitäten in Mitteleuropa verändern. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Rasner? 

Rasner (CDU/CSU) : Ich will nicht insistieren, 
Herr Kollege Genscher, aber halten Sie „Sowjetische 
Besatzungszone" auch für eine richtige Bezeichnung, 
oder würden Sie darin eine Diffamierung sehen? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Rasner, der 
Begriff „Sowjetische Besatzungszone" ist in einem 
gewissen Stadium der Entwicklung in Deutschland 
geprägt worden. Aber Sie wissen, gäbe es das, was 
mit dem Begriff „Sowjetische Besatzungszone" aus-
gedrückt wird, heute noch, dann hätten wir als 
Adressaten unserer Deutschlandpolitik nur die So-
wjetunion. Aber Sie wissen so gut wie wir und wie 
diese Bundesregierung, die das wiederholt erklärt 
hat, daß Deutschlandpolitik sich heute nicht nur an 
die Sowjetunion und an die Länder Osteuropas 
richten muß, sondern auch an die Machthaber in der 
DDR. Das hat sich eben verändert. Da würden Sie 
sich mit dem Begriff „Sowjetische Besatzungszone" 
auch zu den Erkenntnissen der von Ihnen mit ge-
tragenen Regierung in Widerspruch setzen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
noch eine Frage von Herrn Rasner? 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Kollege Genscher, da 
ich den Eindruck habe, daß Sie sich eben zwar haar-
scharf, aber elegant an meiner Frage vorbeimogel-
ten: Halten Sie den Begriff „Sowjetische Besatzungs-
zone" für einen diffamierenden Begriff oder für 
eine auch heute noch durchaus berechtigte Tat-
sachenfeststellung? 

Vizepräsident Dr. Mommer: Einen Augen-
blick bitte! Herr Kollege Rasner, Sie haben gesagt 
„vorbeimogelte". Das haben Sie wohl nicht so ge-
meint? 

Rasner (CDU/CSU): Nein, jedenfalls nicht böse. 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Rasner, wenn Sie 
es bös gemeint hätten, hätte ich Ihnen ganz gewiß 
geantwortet. Sie sollten einmal prüfen, wer sich in 
der Deutschlandpolitik an etwas vorbeimogelt oder 
versucht, sich ohne Erfolg vorbeizumogeln. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich darf noch einmal auf Jugoslawien zurückkom-
men. Ich glaube, wir dürfen die Bedeutung unseres 
Verhaltens gegenüber Jugoslawien auch in der sehr 
formalen Frage der Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen nicht unterschätzen, wenn wir es mit der 
Europäisierung der deutschen Frage ehrlich meinen. 
Denn wenn wir die deutsche Frage europäisieren 
wollen, dann wird bis zu ihrer Lösung in diesem 
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europäischen Entwicklungsprozeß auch die DDR ihre 
Position haben. Sie können deshalb — lassen Sie 
mich nun den Satz beenden, bei dem Sie mich unter-
brochen haben — nicht länger die Länder in Europa 
diskriminieren, die dorthin Beziehungen haben. Das 
sage ich jetzt für Sie zur Erleichterung, um Ihnen 
deutlich zu machen, daß in einer gesamteuropäischen 
Lösung in .  der Tat das Verhältnis der europäischen 
Staaten untereinander noch eine besondere Qualifi-
kation auch in bezug auf das deutsche Problem hat. 

Nun, meine Damen und Herren, ich habe festge-
stellt — und ich glaube, wir sind hier in voller 
Übereinstimmung —, daß sich eine erfolgreiche 
Deutschlandpolitik an die Sowjetunion richten muß, 
an die Länder Osteuropas und auch an die Macht-
haber in der DDR. Deshalb ist es so wichtig, daß es 
in dieser Frage unseres Verhältnisses zum anderen 
Teil Deutschlands keine Sprachverwirrung gibt, son-
dern daß wir uns im Materiellen einig sind. 

Der Kollege Mischnick hat, wie ich meine, einen 
beachtenswerten Vorschlag gemacht, den ich hier 
vor dem Hohen Hause noch einmal vortragen will. 
Er hat nämlich gesagt, es wäre gut, wenn mit der 
Aufnahme von Verhandlungen zwischen den Beauf-
tragten der Regierungen in Bonn und Ost-Berlin 
diese Regierungen zur gleichen Zeit Erklärungen 
abgäben, daß sie mit allem, was sie jetzt tun, 
Schritte in Richtung auf eine Lösung der deutschen 
Frage tun wollen. Ich glaube, daß eine solche Erklä-
rung, für die auch die Bundesregierung Sympathie 
zeigen sollte, jede Mißdeutung unserer Politik ge-
genüber der DDR, d. h. also eine Mißdeutung in dem 
Sinne, daß wir die Spaltung verewigen wollten, ob-
wohl wir sie überwinden wollen, ausschließen 
würde. 

Wir müssen in diesem Gespräch immer wieder auf 
den Begriff der Einheit der Nation zurückkommen. 
Hier liegt nach unserer Überzeugung auch die Pro-
blematik der Formulierung des Kollegen Stücklen. 
Herr Kollege Strauß hat die Dinge in dieser Frage 
etwas differenzierter dargestellt; er hat die staat-
liche Einheit von der Einheit der Nation unterschie-
den. Ich glaube, er war dabei unmißverständlicher 
als Herr Kollege Stücklen. 

Wir stimmen sicher auch — ich würde das jeden-
falls gern von der Regierung hören — in der Forde-
rung überein, daß wir die DDR in eine Entspan-
nungspolitik in Europa einbeziehen müssen und 
nicht sozusagen um die DDR herum entspannen kön-
nen, wenn dort nicht ein Entspannungsvakuum ent-
stehen soll. Weil das so ist, meine Damen und 
Herren, besteht die Bereitschaft zu Gesprächen und 
Vereinbarungen über alle Fragen, die das Zusam-
menleben der Deutschen im Zustande der Teilung 
erträglicher machen können, aber auch über Fragen, 
die über diesen humanitären Bereich hinausgehen. 
Hier sollte sich die Bundesregierung in dieser De-
batte nicht die Möglichkeit entgehen lassen, klar-
zustellen, daß auch der letzte Brief des Bundes-
kanzlers 'nicht andere Themen ausschließen wollte, 
weil wir sonst mit einer eigenen, dann auf die Dauer 
doch nicht haltbaren Forderung zu einer neuen 
Selbstblockade kommen würden. 

Der Bundeskanzler hat in der Regierungserklä-
rung bei Antritt seines Amtes gesagt: 

Wir möchten diese Aufgaben 

— nämlich die Aufgabe einer deutschen Brücken-
funktion in Europa — 

auch in unserer Zeit gerne erfüllen. 

Ich glaube, das ist eine Forderung, zu der man sich 
uneingeschränkt bekennen kann, wenn die Bun-
desregierung aus dieser anspruchsvollen Forderung 
Konsequenzen zieht. Welche sind das? Sie muß Vor-
stellungen entwickeln, wie dieses Europa aussieht, 
das sie anstrebt, und sie muß auch für die Rege-
lung der Sicherheitsfragen in diesem Europa Vor-
stellungen entwickeln. 

Es hat eine lange Diskussion darüber gegeben --
und sie scheint mir bis heute nicht beendet zu 
sein —, ob es im deutschen Interesse liegt, wenn 
man ein gesamteuropäisches Sicherheitssystem 
schafft, wenn es zu einer gesamteuropäischen Sicher-
heitskonferenz kommt. Wir sagen ja dazu. Wir 
glauben sogar, daß eine solche gesamteuropäische 
Sicherheitskonferenz nach Lage der Dinge auf lange 
Zeit die einzige internationale Tribüne sein wird, 
auf der man auch über andere Fragen des deutschen 
Problems sprechen kann. Denn Sie wissen, daß alle 
übrigen internationalen Foren für die deutsche Frage 
im Grunde versperrt sind, daß wir in dieser Phase 
der europäischen Politik auf das zurückgedrängt 
sind, was wir selbst tun, selbst tun können. Hier 
liegt die große Verantwortung dieser Bundesregie-
rung. 

(Abg. Berkhan: Sollen die Amerikaner 
dabei sein oder nicht?) 

— Herr Kollege, ich wundere mich eigentlich, daß 
Sie diese Frage stellen. 

(Abg. Berkhan: Ich wollte das von Ihnen 
wissen!) 

— Natürlich, Sie bekommen ja auch sofort eine 
Antwort. Wir haben zu keiner Zeit 'bestritten, daß 
wir eine andere Auffassung über ein solches gesamt-
europäisches Sicherheitssystem haben als z. B. der 
französische Staatspräsident. Wir sind der Meinung, 
daß ein gesamteuropäisches Sicherheitssystem nur 
dann eine dauerhafte Friedensordnung in Europa 
garantieren kann, wenn die USA einbezogen sind. 
Sie wissen, daß im letzten Jahr in  Bukarest eine 
Konferenz der osteuropäischen kommunistischen 
Staaten stattgefunden hat, wo man nicht mehr von 
vornherein die Teilnahme der Amerikaner abge-
lehnt hat. Deshalb sollten wir sie hier nicht in Frage 
stellen — was ja natürlich auch gar nicht Ihre 
Absicht war, sondern Sie wollten diese Antwort aus 
mir herauslocken, vielleicht in der Erwartung, ich 
könnte damit Widerspruch in anderen Teilen des 
Hauses erregen. Aber dieser Widerspruch ist unter-
blieben, Herr Kollege. Sie sehen, wir stimmen auch 
in dieser Frage wohl überein. 

(Abg. Berkhan: Ich wollte nur Ihre Meinung 
hören!) 

— Die ist aber an sich bekannt; ich habe das schon 
zweimal vorgetragen. 
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Die Bundesregierung hat in ihrer heutigen Erklä-

rung bemerkenswert wenig zu der Problematik des 
Atomsperrvertrags gesagt. Wir sehen das nicht nur 
als Nachteil an, ja, fast erkennen wir darin einen 
Fortschritt in der Art, wie die Bundesregierung 
Außenpolitik macht. Denn wir wissen, daß im Früh-
jahr dieses Jahres die Art, wie man sich damals von 
seiten der Regierungsmitglieder zu dieser Frage 
geäußert hat, unserer Position nicht gerade hilf-
reich war. Aber wenn man über Europapolitik 
spricht, sollte man darlegen, welche Vorstellungen 
die Bundesregierung für den Fall hat, daß durch die 
Art, wie das Kontrollsystem gestaltet wird, Frank-
reich aus Euratom ausscheidet, weil es nicht bereit 
ist, sich der Wiener Kontrolle zu unterwerfen. Das 
ist ein europäisches Problem. 

Dann ist hier die Frage angeklungen, was die 
Bundesregierung getan hat, um für die Zeit nach 
Abschluß des Vertrages zu wissen, welchen Weg 
die Atommächte dann gehen wollen. Schon in der 
Debatte, ich glaube im April dieses Jahres, ist von 
unserer Seite die Frage gestellt worden, ob die Bun-
desregierung bereit sei, über die Frage des Atom-
sperrvertrages nicht nur in Konsultationen mit den 
USA, sondern auch mit der Sowjetunion einzutre-
ten. Der Herr Außenminister hat damals eine solche 
Konsultation der Sowjetunion in Aussicht gestellt. 
Ich möchte deshalb fragen, ob die Regierung in 
ihrem Bemühen, Gespräche auch mit der Sowjet-
union zu führen, auch dieses Problem erörtert hat; 
denn es ist für uns natürlich von ungewöhnlicher 
Bedeutung, zu erfahren, welche Auffassung die 
Sowjetunion in den hier anstehenden, uns als 
Deutsche zutiefst bewegenden. Problemen hat. 

Meine Damen und Herren, beide Vorredner mei-
ner Fraktion haben sich hier zu den Zielen der 
Bundesregierung im Bereich der Entspannung, zu 
den Zielen der Bundesregierung im Bereich der 
Deutschlandpolitik bekannt. Wir tun das gerade als 
parlamentarische Opposition, weil wir der Mei-
nung sind, daß, ungeachtet der von uns hier auf-
gezeigten Gegensätze, in der Art, wie diese Poli-
tik durchzuführen ist, die frei gewählte deutsche 
Regierung Anspruch hat, auch im Osten deutlicher 
und vernehmlicher gehört zu werden, als das bisher 
der Fall war. Ich glaube, daß die Gesinnung, aus 
der diese Regierung, zu der wir in Opposition 
stehen, ihre Entspannungspolitik betreibt, Anspruch 
auf mehr Beachtung nicht nur 'in Moskau, sondern 
auch in Osteuropa und in Ostberlin hat. 

Aber eine solche Anerkennung durch die parla-
mentarische Opposition, meine Damen und Herren, 
bedingt auch, daß das innenpolitische Klima bei dier 
Diskussion gerade solcher Fragen, die leicht be-
nutzt werden können, um Mißdeutungen zu erregen, 
anständig und sauber bleibt. Weil  wir das wün-
schen— nicht nur für unis, sondern für alle, die guten 
Glaubens und ehrlich sich Gedanken um das deut-
sche Schicksal machen —, hoffen wir, daß jetzt der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen noch einmal 
klären wird, daß niemand diffamiert werden sollte 
und niemand .diffamiert werden wird, gleichviel wie 
er ehrlicher Meinung den Weg nach Deutschland 
sucht und weist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen. 

Wehner, Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Es hatte ja innerhalb und außerhalb des Hauses ge-
heißen, heute werde es hier sehr scharf und sehr 
hart zugehen und es werde, ausgepackt. Hoffentlich 
sagt man nicht nach dieser Debatte: es liege auch 
an der Großen Koalition, daß hier nicht mehr disku-
tiert worden ist. 

In Wirklichkeit ist die Situation ja nicht danach, 
daß man sich gegenseitig vorrechnen kann, wann, 
aus welchem Grund und durch welche Versehen 
oder Versäumnisse angeblich irgendwo ein Vorhang 
zusätzlich heruntergerasselt sei, sondern wir haben 
es mit einer sehr schwierigen Landschaft zu tun, und 
wir werden dabei mit der Begriffsbestimmung allein 
nicht an  die Punkte kommen, von denen aus wir 
diese Landschaft einigermaßen wohnlich werden 
machen können. Die Parteien werden sich für die 
ganze lange Strecke der Auseinandersetzung, die 
vor uns liegt, auf ihre demokratischen Berührungs-
punkte zu besinnen haben. Ich sage: demokratische 
Berührungspunkte, weil die Auseinandersetzung, 
die  dabei zu führen ist, gegen Lösungen in  den 
deutschen Fragen (durchzusetzen sein wird, die eben 
keine demokratischen Lösungen für unser Volk mög-
lich machen oder zulassen wollen. 

Lassen  Sie  mich zunächst noch einige Bemerkun-
gen zu diesen beinahe magischen Begriffen aus der 
früheren Zeit machen, in der Sie, meine Herren von 
der jetzigen Opposition, noch kräftig mitgespielt 
haben. All diese Begriffe wie Alleinvertretungsan-
spruch, Nichtanerkennung usw. — das schnarrte ja 
nur alles so herunter wie bei einer tibetanischen 
Gebetsmühle. Dabei hat natürlich alles seinen rich-
tigen Kern. Nur diese Art, sich nun einmal so und 
einmal 'so aufzuspielen, hat keinen Sinn.  Die  ein-
fache Tatsache ist: solange  die  Bundesregierung auf 
deutschem Boden die einzige Regierung ist, die  frei, 
rechtmäßig und demokratisch gewählt ist, kann sie 
sich der Pflicht nicht entziehen, auch für die  Deut-
schen zu sprechen, die  ihren eigenen Willen nicht 
frei geltend machen können. Ich bin überzeugt, daß 
sich alle in diesem Hause darüber einig sind und 
daß es gar keinen Streit darüber geben wird. 

(Beifall 'bei den Regierungsparteien.) 

Es ist gesagt worden — schon in der Regierungs-
erklärung und dann auch danach —, wir hätten er-
klärt, daß wir die Menschen im anderen Teile 
Deutschlands nicht bevormunden wollten. Dabei 
bleiben wir. Soviel an uns liegt, wollen wir ver-
hindern, daß die beiden Teile unseres Volkes sich 
während der Trennung auseinanderleben. Wir wol-
len entkrampfen und nicht verhärten, wir wollen 
Gräben überwinden und nicht vertiefen. Schon da-
mals bei der Auseinandersetzung über die Regie-
rungserklärung ist moniert worden, daß nicht alles 
völlig perfekt sei. Das sei zugegeben. Nur ist es 
diese Erklärung, die deutlich macht, daß auf unserer 
Seite jedenfalls, auf der Seite der Bundesrepublik 
Deutschland, keine Absicht zu einer Verschärfung 
der Verhältnisse innerhalb Deutschlands besteht, 
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sondern das Gegenteil. Wenn solche Signale nicht 
gehört werden und wenn nun bei uns der Streit 
darüber ausbricht, vielleicht liege das daran, daß 
irgendwo Halbheiten oder nur Halbheiten zustande 
gebracht würden, so muß ich sagen: auf diese Si-
gnale hat es zwar bisher von der anderen Himmels-
richtung — außer verbalen Antworten — kaum Ant-
worten gegeben, aber das ist kein Grund, mit unse-
ren Bemühungen aufzuhören; denn das sind Be-
mühungen um unsere eigene Sache, um unser eige-
nes Volk, um unser eigenes Land und nicht irgend 
jemandem zuliebe; ergo sind wir dazu verdammt, 
das zu machen, und wir sollten uns dabei auch — 
hier sage ich es noch einmal — auf unsere demo-
kratischen Berührungspunkte besinnen. 

Ich habe noch im Ohr, wie Herr Kollege Scheel 
heute morgen davon gesprochen hat, daß als Folge 
irgendwelcher Erklärungen, die von dieser Stelle 
hier abgegeben worden seien, das „eiserne Drei-
eck" gebildet worden und dann der Zusammen-
bruch von Hoffnungen erfolgt sei. Das, Herr Kol

-lege,  sollten Sie noch einmal in aller Ruhe über-
legen; denn so einfach werden ja auch Sie, der Sie 
etwas von den Zusammenhängen wissen, sich das 
nicht machen wollen. Das ist oberflächlich; denn es 
geht daran vorbei, daß wir es mit einem Europa-
konzept der Sowjetunion und der Kommunistischen 
Parteien — nicht aller, aber der meisten — in Europa 
zu tun haben. Das war schon im vorigen Jahr vor-
gezeichnet. Damals habe ich mich noch und haben 
sich meine Freunde aus der Opposition heraus be-
müht, dafür zu sorgen, daß man jene Signale von 
der anderen Seite nicht übersieht. Das war im März 
des Jahres 1966. Der Grundriß ist damals ganz deut-
lich gewesen in den Thesen vom 23. russischen 
Parteitag mit jener Bemerkung über das „Kardinal-
problem deutsche Friedensregelung". Was hat man 
dann eigentlich gemacht, als Sie noch nicht die 
Bänke der Opposition besetzten, sondern wir noch 
dort saßen? Bitte sehr, das ist eine Situation, die 
man nicht dadurch erklären kann, daß man sagt: da 
ist ein Groschen zuwegen hineingesteckt worden; 
deshalb bekommt man keinen Kontakt oder deshalb 
wird das Gespräch unterbrochen. So ist das nicht. 
Das ist sehr viel schwieriger. Dieses Karlsbader 
Konzept baut doch alles um die ziemlich zentrale 
Figur auf, die die Sowjetunion aus dem zu machen 
gedenkt, was sie „DDR" genannt hören will. Das ist 
die Situation, um die Sie nicht herumkommen. Wir 
müssen versuchen, wie wir dieses Paket so weit in 
die Diskussion bringen, daß man endlich abläßt 
von der Art, in der wir heute behandelt werden, 
nämlich: „Friß, Bundesrepublik, dieses Paket oder 
stirb!" Das ist die heutige Situation. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nun kann man sicher eine ganze Menge sagen, 
was man hier eleganter und besser machen könnte. 
Sicher! Wir haben ja heute hier eine ganze Liste 
z. B. gehört, was man eigentlich Herrn de Gaulle 
schreiben müßte und bei einer nächsten Gelegen-
heit schreiben sollte. Das ist meinetwegen disku-
tabel. Nur: das Konzept, von dem ich gesprochen 
habe und in dem der kommunistisch regierte Teil 
Deutschlands eine ziemlich zentrale Rolle spielt,  

ist ja die Untermauerung dessen, was seit jenem 
Moskauer Abkommen vom Juni 1964 zwischen der 
Moskauer und der Ostberliner Regierung deren 
Absicht in bezug auf Deutschland ist. Mit der Dauer 
von zwanzig Jahren. In der Karlsbader Erklärung 
heißt es ja, daß „die Anerkennung der DDR und die 
Verteidigung ihrer souveränen Rechte zu einer der 
Hauptaufgaben des Kampfes um die europäische 
Sicherheit geworden" sei. Das ist die Doktrin der 
Gegenseite: „Die Existenz und die Entwicklung eines 
sozialistischen deutschen Staates, der auf dem Bo-
den des Friedens steht, besitzt nicht nur grund-
legende Bedeutung für das deutsche Volk, sondern 
auch für den Frieden in ganz Europa." 

Da haben Sie die Sache, über die man streitet und 
die uns in Spiegeln und anderem vorgehalten wird. 
Das ist in Wirklichkeit ein ziemlich zentrales Pro-
blem einer Politik, mit der wir uns auseinander-
zusetzen haben. Der gegenüber gibt es keine Lösun-
gen, wie sie übrigens uns gegenüber auch keine 
Lösungen hat, die mit Gewalt durchgesetzt werden 
können. Das ist das einzige Tröstliche daran: daß 
keine Seite der anderen ihre Vorstellungen mit 
Gewalt aufdrängen kann, selbst jene nicht, die es 
vielleicht wollen könnte. Das geht also nicht. 

Wenn man diese zentrale Bedeutung, die nach 
dieser politischen Strategie der von ihnen losgeris-
sene, besetzt gehaltene und mit einer Puppenregie-
rung ausgestattete Teil Deutschlands haben soll, 
in Betracht zieht, nun, meine Damen und Herren, 
so weiß man ja, was das heißt. Das heißt, daß über-
all, wohin wir kommen, die Leute, die im kommu-
nistischen Bereich die Politik mit geformt haben 
oder mit halten, versuchen werden, soviel sie kön-
nen, uns dazu zu bringen, ihrer Konzeption und da-
mit auch der Unterwerfung unter dieses Dogma 
„DDR" die Reverenz zu erweisen. Das ist die 
Situation. 

Die Bundesrepublik kommt in diesem Plan ent-
sprechend negativ weg. 

Es bleibt uns also übrig, Politik zu machen. Und 
um Politik zu machen, braucht man Kraft und Bewe-
gungsmöglichkeit und nicht nur Thesen und Anti-
thesen und Begriffe, die man so oder so stärker 
oder schwächer betont. 

Ich nehme an, der Bundesminister des Auswär-
tigen wird Ihnen, Herr Kollege Genscher, der Sie ja 
am Ende gesagt haben, Sie wollten noch eine Ver-
sicherung haben, diese Versicherung geben, damit 
Sie auch ruhig in den Rest des Wochenendes hin-
eingehen können. Denn hier wird überhaupt nie-
mand verketzert. 

(Zuruf von der FDP: Nicht von uns!) 

Wenn Sie jemand suchen, der Erfahrungen hat, wie 
es Leuten geht, die verketzert werden, so brauch-
ten Sie sich, meine ich, nur einmal bei denen um-
zusehen, die Sie heute in dieser Sache vor Fragen 
stellen wollen. 

(Zuruf von der FDP.) 
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— Ich habe damals nicht erlebt, daß Sie sich beson-
ders stark an die Seite derer, die verketzert worden 
sind, gestellt hätten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das aber, meine Herren, ganz ohne Wehmut. Denn: 
Selbst ist der Mann! Auch in solchen Sachen! 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Aber zum zweiten! Ich habe vorhin gesagt: 
Solange die Bundesregierung auf deutschem Boden 
die einzige Regierung ist, die frei, rechtmäßig und 
demokratisch gewählt ist, so lange kann sie sich 
jener Pflicht nicht entziehen, von der nun die Rede 
gewesen ist. Ich sage  zweitens: Solange keine frie-
densvertragliche Regelung für und mit Deutschland 
getroffen ist, erscheint es uns unvermeidlich, zu 
innerdeutschen Regelungen zu gelangen und sich 
um solche zu bemühen, die die menschlichen, die 
wirtschaftlichen und  die  geistigen Beziehungen der 
Deutschen untereinander fördern. Das heißt: Auch 
unser Rechtsstandpunkt ist für uns kein Hindernis 
gegen behördliche Regelungen. Es wäre gut, wenn 
das unsererseits mit Nachdruck vertreten würde 
und wenn es nicht nur mit Nachdruck, sondern auch 
mit Wärme, mit Überzeugung — auch dort, wo wir 
an anderer Stelle, an dritten, vierten, fünften Orten 
im Zusammenhang mit europäischen Begegnungen 
mit anderen reden — deutlich gemacht würde. 
Mögen nun mal die anderen prüfen, ob sie sowohl 
im eigenen Interesse als auch im Interesse des Frie-
dens sich entsprechend verhalten wollen, wie wir 
uns jedenfalls verhalten, die wir erklären: unsere 
Rechtsstandpunkte sind für uns kein Hindernis 
gegen behördliche Regelungen. Wir haben keine 
bestimmte Verhandlungs-Ebene dafür gefordert. 

Sie haben im Laufe dieser Debatte einige Male 
auf den Brief des Bundeskanzlers vom 28. Septem-
ber an Herrn Stoph abgehoben. Da ist doch von 
einem Programm die Rede gewesen, das, wie der 
Bundeskanzler geschrieben hat, gemeinsam ent-
worfen und verwirklicht 'werden könnte, um wenig-
stens die Not der Spaltung zu mildern und die 
Beziehungen der Deutschen zueinander in ihrem 
geteilten Vaterlande zu erleichtern. Ist das nichts? 
Kann 'man da sagen, das sei zuwenig und es sei 
nicht ernsthaft? Der Bundeskanzler hat, weil es so 
ist, erklärt, daß unsere Regierung bereit sei, im 
Interesse aller 'Deutschen, aber auch im Dienste 
der Entspannung und des Friedens in Verhandlun-
gen über ein derartiges Programm einzutreten. Zu 
diesem Zweck, hat er geschrieben, steht der Staats-
sekretär des Bundeskanzleramtes jederzeit in Bonn 
und Berlin zur Verfügung. Das ist meine dritte 
Feststellung. Das heißt also: Ohne Vorbedingung 
steht im Raum das Angebot, über ein solches Pro-
gramm, ein gemeinsames Programm, zu reden, es 
zu entwerfen und zu verwirklichen. 

Die Bundesregierung hatte in der Erklärung, die 
der Bundeskanzler am 12. April von dieser Stelle 
ausgegeben hat, erklärt, es sei die Aufgabe aller in 
Deutschland lebenden und politisch handelnden 
Menschen, zu prüfen: Was kann ungeachtet der 
zwischen beiden Teilen Deutschlands bestehenden 

prinzipiellen Gegensätze praktisch getan werden, 
um die Not der Spaltung unseres Volkes zu erleich-
tern und dadurch die Voraussetzungen für eine 
Entspannung innerhalb Deutschlands zu schaffen? 
In Wirklichkeit geht es ja darum, ob Deutschland 
seinen Frieden mit sich und in der Welt finden wird. 

Auf diese Erklärungen hat sich der Bundeskanzler 
in seinen Briefen ausdrücklich wieder bezogen. Das 
muß ich hier sagen, damit die Akzente nicht ver-
schoben werden. Er hat in seinen Briefen nicht ge-
sagt: Es darf nur über A, B und C gesprochen wer-
den, sondern dieser Brief bedeutet auch — so die 
Erklärung vom 12. April und so auch der erste 
Brief —, daß wir bereit sind, auch über andere Vor-
schläge zu sprechen. Das ist klar überall zu lesen. 

Warum also tun wir hier angesichts eines Geg-
ners, der gar nicht daran denkt, in dieser Frage zu 
tun, was er vorgibt tun zu wollen, so, als läge es 
daran, ob wir einen Akzent mehr setzten oder 
weniger gesetzt hätten? Sie werden sich noch wun-
dern, was die alles verlangen werden! 

Jedenfalls ist mit dieser Erklärung bekräftigt wor-
den: Die Bundesregierung will Entspannung. Sie 
hat auch gesagt, was sie als Ziel damit erreichen 
will: eine europäische Friedensordnung, die von 
allen Beteiligten als gerecht und als dauerhaft emp-
funden werden kann. Und dazu immer: sie will Ent-
spannung auch zwischen beiden Teilen Deutsch-
lands. Das heißt — hier muß ich diese Feststellung 
wieder treffen —: unterschiedliche, ja gegensätz-
liche Rechtsstandpunkte müssen und brauchen — 
das ist unsere Auffassung — kein Hindernis für die 
Entspannung — auch die innerhalb Deutschlands — 
zu sein, wenn nämlich — aber dieses „Wenn" ist 
dann unverzichtbar — alle Beteiligten sich bemühen, 
die Lösung der deutschen Frage in Frieden und Ge-
rechtigkeit anzubahnen; denn es geht — da sind 
wir uns alle einig — um nichts anderes als um das 
Anbahnen. Von einer Lösung in absehbarer Zeit 
kann sowieso keine Rede sein. Es geht darum, anzu-
bahnen. Das wird ein langer Weg sein, vielleicht 
auch ein Weg, auf dem manches schon erleichtert 
werden kann. Wir jedenfalls möchten deutlich sa-
gen: wir bemühen uns in dieser Richtung, und wir 
schließen dabei keine Möglichkeit aus. 

Aber ich muß es sagen und ich kann es mir nicht 
versagen: wer wie die SED-Führung und offenbar 
bisher auch die Regierung in Ostberlin den eigenen 
Rechtsstandpunkt, der ein politisch bestimmter ist, 
der anderen Seite aufnötigen möchte, der konser-
viert, ja der vermehrt die Spannungen, statt sie zu 
vermindern. Das muß man sagen, muß man auch 
sagen dürfen, und das darf nicht dadurch abgewertet 
werden, daß man nachrechnet, ob wir genügend 
Kommas oder Gedankenstriche in unsere eigenen 
Vorstellungen eingefügt hätten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Bundeskanzler hat wiederholt erklärt — und 
ich glaube, das verdient auch breiteste Unterstüt-
zung —, es sei notwendig, Gelände zu suchen, das 
von beiden Seiten im gespalteten Deutschland ge-
meinsam betreten werden kann, und die zur Zeit 
nicht lösbaren oder zu lösenden Streitfragen vorerst 
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auszuklammern. Gut! Es ist bekannt, daß sich ein 
solches Verfahren im Verkehr zwischen Staaten, 
die etwas regeln wollten, was strittig gewesen ist, 
oder die entspannen wollten, was sehr gespannt war, 
bewährt hat und daß es die Probe bestanden hat. 
Es kann — und ich nehme sogar an: es wird auch — 
im innerdeutschen Verkehr zwischen Behörden 
nutzbar zu machen sein. 

Im gespaltenen Deutschland können — ich glaube, 
da sind wir ziemlich einer Meinung — Streitfragen 
wie die, mit denen wir es zu tun haben, weder durch 
Bürgerkrieg — wie in anderen Kontinenten — noch 
durch Befreiungskrieg — wie in anderen Kontinen-
ten —, noch durch Annexion gelöst werden, ob das 
welche wünschten oder nicht. Wer das hier ver-
suchte, der würde nicht nur seine Finger, sondern 
der würde diesen Kontinent verbrennen. Das wissen 
wir, das wissen alle Beteiligten. Darum soll man 
auch aufhören, so zu tun, als sei das irgendeine Mög-
lichkeit. Das heißt, es wäre angebracht, wenn die 
andere Seite in Deutschland aufhörte, in Begriffen 
dieser Art wie Befreiungskrieg, Eroberungskrieg, 
Bürgerkrieg, Annexion zu reden und auch zu den-
ken und zu drohen und natürlich diese uns als Ab-
sicht zu unterstellen. Das würde sehr viel helfen. 
Sie könnten sonst von uns halten, was sie wollten, 
und das könnte ziemlich schlecht sein; aber wenn 
diese völlig unsinnige und von keiner Seite ernst 
genommene, sondern nur zur Schau und zum Klap-
pern und zum Dangemachen veranstaltete Begleit-
musik aufhörte, könnte man sehr vier härter sach-
lich miteinander streiten. Aber es muß wohl andere 
Gründe haben, daß es so ist. 

Auf unserer Seite jedenfalls — ich möchte an 
diese Adresse auch noch etwas sagen — sollte man 
verstehen, daß auch Resignation unangebracht ist. 
Man liest und hört ja so: „Was haben die denn bis-
her eingehandelt? — Ohrfeigen haben sie mit ihrer 
Politik 'eingehandelt." Warum sollen wir eigentlich 
resignieren? Etwa deshalb, weil uns vom Osten her 
monoton entgegentönt, wir kämen nicht umhin, die 
Endgültigkeit der Aufteilung Deutschlands anzuer-
kennen und uns damit abzufinden? Sollten wir des-
halb resignieren? Oder deshalb, weil im Westen 
manche meinen, die Deutschen sollten sich damit ab-
finden? Sollten wir deshalb resignieren? Oder etwa 
deshalb, weil uns hier teils hämisch, teils sehr von 
oben herab — sehr von oben herab! — gesagt wird, 
man sehe ja, wohin es führe, wenn  man  Illusionen 
über .die Verhandlungs- und Kompromißbereitschaft 
der Sowjetunion in den deutschen Fragen hege? — 
Die Sowjetunion übrigens — ich meine ihre Regie-
rung — darf nicht gerade stolz sein auf die Aner-
kennung, die sie zur Zeit für ihre Art, mit uns und 
anderen umzugehen, bekommt. Aber das ist eine 
Geschmacksfrage. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben denen nichts vorzurechnen; die sind die 
Großmacht. Wir sind Leute, die aus Schwierigkeiten 
einigermaßen heraus möchten. 

Die Rezepte, die uns empfohlen werden, sind un-
brauchbar. Denn, erstens: deutsche  Politik kann 
weder darin bestehen, sich in  der Wiederholung 
von Rechtsansprüchen zu erschöpfen, noch zweitens  

darin, als Voraussetzung für Gespräche und für Ver-
handlungen über friedliche Regelungen die von der 
kommunistischen Seite gestellten Forderungen zu 
erfüllen, und zwar als Voraussetzung dazu. Das ist 
die Situation, in die man uns bringen möchte und 
in die wir auch im Innern gebracht werden sollen. 
Es wird  dort  drüben gesagt, es seien schon soundso 
viel Prozent dafür, wobei das Differenzierungsver-
mögen bei denen, die drüben Dinge, die  bei uns vor-
gehen, kontrollieren, nicht immer sehr genau ist, 
wobei vielleicht auch die  Berichte und die Einschät-
zungen sowie das, was sie von den Diskussionen 
hier — nicht hier im Hause, aber sonst — mit-
kriegen, nicht immer sehr aufschlußreich sind. 

Wir sind — das muß man sehen — in der Deutsch-
landpolitik noch lange nicht über den Berg, noch 
nicht über den Berg bei all dem, was dieser Politik 
nutzbar gemacht werden muß. Herr Kollege Barzel 
hat heute morgen an einen sehr wichtigen Aus-
spruch (des früheren Bundeskanzlers Adenauer — ich 
glaube, aus dem Jahre 1959 — erinnert, und er 
meinte dazu, so lange sei unsere Hand schon aus-
gestreckt und schon so alt sei aktive Ostpolitik. 
In  der  Politik — da sind wir uns wohl, wenn auch 
nicht über das Konkrete, so doch über das Allge-
meine, einig — gibt es  sowohl Kontinuitäten als 
auch den Zwang zu neuen Entscheidungen. Man muß 
in der Politik die Kontinuitäten bewahren, gleich-
gültig, was man gemacht hat — und in der Regel 
doch wohl mit  gutem Gewissen gemacht hat —, als 
das erst geformt wurde, was nun Kontinuitäten sind. 
Das muß man 'bewahren. Solange man über diesen 
Schatten nicht hinwegkommt — das gilt für jeden; 
da 'dreht sich das Karussell immer —, so lange wird 
man auch das richtige Maß zwischen dem Wahren 
von Kontinuitäten und dem Zwang, neuen Entschei-
dungen gerecht zu werden, nicht finden können. Das 
ist eine der schwierigsten Sachen. 

Jedenfalls ist es an der Zeit — auch wenn es sich 
natürlich unverschämt ausnimmt, so spät am Frei-
tagnachmittag, an dem das Wochenende eigentlich 
schon begonnen hat, so wie unsere Zukunft ja schon 
begonnen hat —, das hier noch einmal deutlich zu 
machen. Der Bundeskanzler hat in jener heute in 
anerkennender Weise verschiedentlich apostrophier-
ten Rede vom 17. Juni gesagt, wenn sich die poli-
tischen Positionen so hart, wie er es geschildert habe 
und wie wir es hier sehen, gegenüberstünden, so 
müßten wir uns ehrlich fragen, ob Bemühungen um 
eine friedliche Lösung überhaupt einen Sinn hätten, 
ob wir nicht, statt trügerische Hoffnungen — das ist 
ja das Wort, das uns immer entgegenschallt — zu 
wecken, warten müßten, bis der Geschichte etwas 
Rettendes einfalle, und uns bis dahin darauf be-
schränken müßten, das zu bewahren, was uns ge-
blieben sei: unsere eigene Freiheit und die Verwei-
gerung der Anerkennung eines zweiten deutschen 
Staates durch die freie Welt. Dazu hat der Bundes-
kanzler gesagt, eine solche rein defensive Politik 
würde — das sei seine feste Überzeugung und auch 
die Überzeugung der Regierung der Großen Koali-
tion — von Jahr zu: Jahr in größere Bedrängnis füh-
ren, sie würde uns nicht nur keinen Schritt vorwärts-
bringen, sie könnte uns auch das gar nicht bewah-
ren, was sie bewahren will; denn so gesehen arbeite 
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die Zeit nicht für uns. Darum — so schloß er da-
mals — habe sich diese Regierung zu einer neuen, 
beweglicheren Politik gegenüber dem Osten ent-
schlossen, sowohl gegenüber unseren östlichen 
Nachbarn als auch im innerdeutschen Verhältnis ge-
genüber den Verantwortlichen im anderen Teil 
Deutschlands. 

Beides sind Aspekte einer politischen Konzeption, 
welche auf der Prämisse beruht, daß Europa nicht 
darauf verzichten kann, eine seine politische Spal-
tung überwindende zukünftige Friedensordnung zu 
entwerfen, in welcher auch die deutsche Frage ihre 
gerechte Lösung finden kann. Nun, wenn es so ist, 
wenn das das ist, wozu man sich nach gewissenhaf-
ter Prüfung entschieden hat, dann wird man sich 
auch dementsprechend verhalten und bewegen müs-
sen. 

Herr Kollege Barzel hat hier heute morgen aus 
den Verlautbarungen der SED — und nicht nur aus 
Verlautbarungen, sondern auch aus dem, was dort 
Meinungen bilden und formen soll — zitiert, daß die 
SED sagt, die Vereinigung der Deutschen sei nur im 
Sozialismus möglich. Nun, da stellt sich der Umkehr-
schluß ein. Andere sagen dann eben: Wenn Sozia-
lismus so ist, wie die das machen, dann Vereinigung 
nur ohne Sozialismus! Hier stelle ich mich ein und 
sage: Auch die der SED entgegengesetzte Position 
des Alles oder Nichts führt keinen Schritt weiter. 
Das ist der Sachverhalt, und hier beziehe ich mich 
noch einmal auf jene, inzwischen glücklicherweise 
etwas mehr als damals anerkannte Interpretation 
dieser unserer Politik. 

Hüben wie drüben wird man sich aus eingefahre-
nen Denk- und Willensbahnen lösen müssen, wenn 
wir alle die künftige Geschichte nicht als wehrlose 
Opfer, sondern allen Zwängen der Entwicklung zum 
Trotz als ihre Gestalter erfahren wollen. Das aber, 
meine Damen und Herren, geht weder im nationalen 
Solo-Akt noch in der Erwartung, spektakuläre Ereig-
nisse in anderen Erdteilen, irgendwo im Fernen 
Osten oder im Nahen Osten würden uns zugute 
kommen. Falls jemand solche Vorstellungen hegt, 
wird er noch viele Enttäuschungen zu erleben ha-
ben. Nein, hüben wie drüben wird man sich aus ein-
gefahrenen Denk- und Willensbahnen lösen müssen. 

Aus diesem Grunde spreche ich als der Bundes-
minister für gesamtdeutsche Fragen hier auch noch 
einige Sätze zu den Entschließungen, aus denen 
jene Anträge hervorgegangen sind, die in der heu-
tigen Debatte eine Rolle spielen sollten und auch 
gespielt haben, jenen Entschließungen, die die Unter-
schriften der Vorsitzenden aller demokratischen Par-
teien der drei Richtungen und der Parlaments-
gruppenvorsitzenden in den sechs Ländern der Euro-
päischen Gemeinschaft tragen. Ich greife diese Ent-
schließungen deswegen in diesem Zusammenhang 
auch von mir aus auf, weil sie etwas in die Rich-
tung drängen, von der ich eben sprach, als ich sagte: 
Es wird notwendig sein, sich hüben wie drüben aus 
eingefahrenen Denk- und Willensbahnen zu lösen. 

Sie haben heute hier diese Entschließungen selber 
noch einmal gelesen. Es ist auch manches dazu ge-
sagt worden. Worauf es mir ankommt, ist, zu sagen,  

daß ihre Bedeutung darin liegt, daß sie konstruktiv 
sind, daß sie eine Richtung zeigen. Auch wenn es — 
bildlich gesprochen — morgen oder übermorgen 
nicht drin ist, daß das eine oder andere, das darin 
gefordert oder vorgeschlagen wird, schon konkrete 
Gestalt gewinnt, so wird eine Richtung eingeschla-
gen. Die Debatte darüber wird nicht mehr verstum-
men, sondern bekommt neue Impulse. 

Warum ist das so wichtig? Weil wir mit den 
Fragen, die auch heute hier wieder die Hauptschwie-
rigkeiten bereiten, eben nur weiterkommen, wenn 
es gelingt, den Ost-West-Gegensatz in Europa zu 
überwinden. Die deutsche Politik muß darauf an-
gelegt sein — auch das sollte man bei allen Unter-
schieden einmal deutlich machen; aber in diesem 
Punkt stimmen wir alle überein —, diesen Ost-
West-Gegensatz nicht zu schüren und nicht auf 
seine Verschärfung zu spekulieren oder hinzuwir-
ken. Das ergibt sich aus all dem, was Regierung 
und Bundestag bei den Gelegenheiten, die sich bie-
ten, sagen und bekunden, auch in die Tat umzu-
setzen versuchen. Die deutsche Politik muß an den 
Bemühungen teilnehmen, den Ost-West-Gegensatz 
abzubauen und zu überwinden. 

So gesehen muß ich sagen, daß sich in diesem 
Sommer unter dem Eindruck der buchstäblich bren-
nenden Nahostkrise Politiker zusammengefunden 
und erklärt, haben: Es ist schlimm, daß in dieser 
schweren Auseinandersetzung die Stimme Europas 
nicht zu hören gewesen ist und bis heute auch nicht 
zu hören ist. Aber Europa kann die wichtige Rolle, 
die ihm u. a. bei der Gestaltung des Friedens zwi-
schen Ost und West zukommt, nur dann spielen, 
wenn es sich zusammentut und in internationalen 
Fragen mit einer Stimme spricht, so wie es das schon 
einmal in einer Sache getan hat, die bei der Gelegen-
heit in Erinnerung gebracht wird, nämlich bei der 
Kennedy-Runde im Zusammenhang mit Handel und 
Zoll, wenn auch mit Knirschen und nach Überwin-
dung großer Schwierigkeiten. Ich finde, das ist 
etwas, was uns mit Dankbarkeit erfüllen sollte. 

Es ist gesagt worden, daß in der gegenwärtigen 
Phase Europa unter Einschluß Großbritanniens durch 
die Verwirklichung der wirtschaftlichen Einheit und 
Stärke, durch die Herstellung von Beziehungen mit 
den Vereinigten Staaten auf der Basis der Gleich-
berechtigung, oder wie Sie das genau nennen wollen 
— es ist heute darüber gesprochen worden, daß es 
darauf ankomme, ebenbürtig zu sein —, durch die 
Herbeiführung einer wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit mit der Sowjetunion und den anderen Län-
dern Osteuropas neue Bedingungen schaffen soll, 
vielleicht sagt man auch: neue Voraussetzungen 
schaffen soll, die die Voraussetzungen, die jetzt vor-
handen sind, ändern. Es sollen Bedingungen sein, 
die es gestatten werden, die politische und die demo-
kratische Einheit Europas, die Gestaltung des . Frie-
dens und auch die Lösung des deutschen Problems 
konkreter in Angriff zu nehmen, als es heute denk-
bar ist. In solchen langen Strecken müssen wir nicht 
nur denken, sondern auch handeln. 

Es gibt gewisse kritische Stimmungen und Situa-
tionen, in denen gefragt wird, wie es mit der deut- 
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schen Frage und mit den Bemühungen um Entspan-
nung nach allen Himmelsrichtungen in Osteuropa 
wohl weitergeht. Hierzu paßt das, was in den Ent-
schließungen steht. Dieser Punkt der Entschlie-
ßungen sollte nutzbar gemacht werden. Das wäre 
auch gut unter dem Gesichtspunkt, Abstützung und 
Freunde und Fürsprecher in anderen Ländern zu 
gewinnen. Es wäre sehr gut, wenn wir erreichen 
könnten, daß diese Entschließungen nach der Be-
ratung im Ausschuß mit einem gewissen Nachdruck 
auf die weiteren Diskussionen und Entwicklungen in 
Westeuropa Einfluß nehmen. Das wäre auch unter 
dem Gesichtspunkt der gesamtdeutschen Frage gut, 
die uns soviel Schwierigkeiten macht. 

Ich danke für Ihre Geduld. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Bundesaußenminister. 

Brandt, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Außer für die 
Hilfe zu danken, die diese Debatte doch in weiten 
Teilen für die Regierung bedeutet hat, gerade was 
die bevorstehenden europäischen Diskussionen an-
geht, möchte ich versuchen, in aller Kürze ein paar 
Klarstellungen vorzunehmen und einige Hinweise 
zu geben. 

Zunächst zur Technik. Es ist verschiedentlich die 
Vermutung ausgesprochen worden, die Regierung 
habe diese Debatte heute gewünscht, und dann sei 
es um so unverständlicher — ich gebe sinngemäß 
wieder —, daß sich der Bundeskanzler nicht den 
ganzen Tag dafür freigenommen habe. Die Prämisse 
stimmt nicht. Nicht die Bundesregierung, sondern 
die Fraktionen haben das Europa-Thema auf die 
Tagesordnung gesetzt, und aus dem Hause ist der 
Wunsch geäußert worden, die Regierung möge sich 
zu den anstehenden außenpolitischen Fragen äußern. 

Davon abgesehen ist es verständlich, daß der Kol-
lege Scheel heute früh für die Opposition bemän-
gelte, daß er und seine Freunde sowie die Vorsit-
zenden der beiden Koalitionsfraktionen erst heute 
früh — also kurz vor der Sitzung — den Text des-
sen bekommen hätten, was hier gesagt werden 
sollte. Allerdings trifft hier die Vermutung nicht zu, 
daß sich die Koalition erst in der Nacht habe zu-
sammenraufen müssen. Es ist vielmehr ganz einfach 
so: wir haben uns gestern nachmittag unterhalten. 
Aber Sie wissen auch, was der Terminkalender be-
deutet. Ich mußte gestern abend nach Hamburg 
zum Ibero-Amerika-Tag und war um 1 Uhr wieder 
da. Gestützt auf die Unterhaltung gestern nachmit-
tag ist die Rede zwischen 1.30 und 5.15 Uhr heute 
nacht zustande gekommen. Da ging es dann nicht 
viel rascher; denn danach mußte sie noch abge-
schrieben werden. Wir werden uns bemühen, in 
Zukunft von diesen Gewohnheiten nächtlicher Tätig-
keit wegzukommen. 

Es ist nun registiert, vielleicht sogar lobend er-
wähnt worden, daß das, was der Bundesminister 
des Auswärtigen hier zu Beginn der Debatte sagte, 
sorgfältig formuliert gewesen sei. Das ist dann ja  

wohl auch so. Da ich aber, ebenso wie Herr Dr. Bar-
zel es heute früh aus seiner Sicht der Dinge sagte, 
in diesen Wochen und Tagen auch die Debatte 
draußen außerhalb des Hauses mit verfolgt habe und 
auch gesehen habe, wie einem und einigen alles 
mögliche angedichtet werden kann, liegt mir doch 
daran, bevor diese Debatte zu Ende geht, damit da 
vor dem Haus nichts unklar bleibt, deutlich zu 
machen, daß die manchmal in der öffentlichen De-
batte erwähnten Äußerungen des Bundesministers 
des Auswärtigen, etwa in Bukarest, solcher Art sind, 
daß der, der hier spricht, keine Veranlassung sieht, 
sie in irgendeiner Weise zu modifizieren. Ich muß 
das ehrlicherweise so sagen, zumal wenn es sich 
auch auf das bezieht, was in der Debatte heute vor-
mittag erwahnt wurde, auf den Satz, daß man von 
den Realitäten auszugehen habe. 

Wenn man sich das anguckt, schämt man sich fast 
darüber, daß eine solche Banalität soviel Aufmerk-
samkeit erweckt hat. Denn wovon ist der Herr 
Bundeskanzler in seinem Brief ausgegangen? Wovon 
ist die Regierung im April mit ihren Punkten aus-
gegangen? Wovon ist man bei den beiden Briefen 
ausgegangen? Davon, daß die Wirklichkeit am deut-
schem boden nicht so gut ist, wie wir möchten, daß 
sie sei. Was mich bei solchen Erörterungen am mei-
sten wundert, das sind gewisse Kommunisten, die 
die Dialektik völlig verlernt haben und so tun, als 
könnten sie plötzlich die Weltgeschichte festschrei-
ben. Aber ausgehen muß man doch wohl von dem, 
was ist, gerade wenn man es nicht für erträglich 
hält, von der nationalen Spaltung abgesehen, diesen 
Kontinent — und zwar auf deutschem Boden — 
durch gegeneinander gerüstete Militärblöcke zer-
klüftet zu sehen. Darüber wollen wir hinweg. 

Das ist übrigens gar nicht neu. Ich bin nicht scharf 
darauf, solche einfachen Dinge als neue Politik ge-
kennzeichnet zu sehen. Ich muß allerdings hinzu-
fügen: dort, wo es uns miteinander in dieser Regie-
rung, in dieser auf breiter Basis arbeitenden Regie-
rung darum geht, in einer anders gewordenen 
Situation — aus dieser Situation heraus — unsere 
deutschen Antworten zu geben, ist es nicht hilf-
reich, wenn man das Gespräch mit dem einen oder 
anderen ausländischen Partner dadurch belastet, daß 
man ihm das Argument gibt, es sei im Grunde eine 
alte Politik — in dem Sinne, daß sie Antworten, die 
auf eine andere Situation gepaßt haben mögen, ein-
fach wiederholt. 

Ich möchte zwei Irrtümer klarstellen. Herr Kol-
lege Scheel hat heute vormittag in Verbindung mit 
meinen Äußerungen zu der Entschließung über die 
Zusammenarbeit zwischen der EWG und der Sowjet-
union und den Ländern Osteuropas vermutet, ich 
hätte dabei etwas gesagt — oder nicht gesagt 

—über die Rolle, ,die COMECON als Partner — oder 
Nichtpartner der EWG spielen könnte. Ich habe 
mich zu dieser Seite der Sache absichtlich über-
haupt nicht geäußert. Insofern habe ich auch nicht 
Bezug genommen auf 'das, was in der Entschlie-
ßung über erforderliche Schritte, um einen Koopera-
tionsausschuß zu errichten, steht. Ich habe das für 
eine der Fragen gehalten, zu denen die Regierung 
besser im Ausschuß Stellung nehmen sollte, wenn 
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man  die Situation in Osteuropa und die ganze 
Schwierigkeit der Materie vor Augen hat. 

Das Zweite! Aus den Reihen der Opposition kam 
heute mittag, als es in einem Fall einmal nicht um 
Mitgliedschaft, sondern um Assoziation ging, der 
Zuruf — sinngemäß —, die Regierung habe nicht 
genug für die  Assoziierung Österreichs getan. Da 
ich damit rechnen muß, daß (das zu dem Zeitpunkt 
auch durch das Fernsehen übertragen worden ist 
und unsere österreichischen Nachbarn in beträcht-
lichem Maße am deutschen Fernsehen partizipieren, 
muß mir daran liegen, das zurechtzurücken. 

(Abg. Dr.  Barzel: Sehr wahr!) 

Das kann der Kollege Ertl  so  nicht gemeint haben. 

(Abg. Illerhaus: Hoffentlich nicht!) 

Das ist durch die Akten und durch die Anstrengun-
gen jeden Tag zu widerlegen, — mit einer Ein-
schränkung: keine verantwortliche deutsche Politik 
darf denen Wasser auf die Mühle lenken, die  den 
Österreichern in  die Schuhe schieben wollen, sie 
machten sich zu Werkzeugen einer wiederholten 
'deutschen Anschlußpolitik. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das kann nicht 'der Sinn  sein.  Das wird auch keiner 
in  'den Reihen der Opposition meinen. Aber was 
sonst ist, auch was sich jetzt aus Schwierigkeiten 
mit einem anderen Nachbarn Österreichs ergeben 
hat, ist wieder ein Fall,  in dem sehr viel Takt er-
forderlich ist, wenn man überhaupt an eine Sache 
herangeht, an die aus europäischer Verantwortung 
herangegangen werden muß. Aber wir haben un-
sere österreichischen Nachbarn weder vergessen 
noch im Stich gelassen. Wir sind bereit, ihnen wei-
ter dabei 2u helfen, eine solche Lösung zu finden, 
von der sie selber glauben, daß sie mit ihrer bünd-
nisfreien Politik zu vereinbaren ist. 

Ein Wort zur EWG selbst! Abgesehen davon — das 
ließ ich schon anklingen —, daß vieles, was hier ge-
sagt worden ist, hilfreich sein wird, darf 'ich ein paar 
Bemerkungen zu idem Fusionsthema machen, zu dem 
sich insbesondere der amtierende Präsident als 
Sprecher seiner Fraktion heute vormittag ,geäußert 
hat. Ich will nicht sehr in Einzelheiten gehen, aber 
folgendes muß doch dabei beachtet werden. Ich 
will jetzt nicht zu viel in die Tatsache hineinlegen, 
daß dieses Hohe Haus 1965 einstimmig beschlos-
sen hat, die  deutsche  Regierung solle 'sich für die 
rasche Fusion einsetzen. Ich lasse also einmal da-
hingestellt, daß das Haus 'auch die Frage stellen 
könnte: Warum haltet ihr euch nicht an Beschlüsse, 
die einstimmig gefaßt worden sind? Ich will nacht 
sagen, daß es 'dann oder dann herauskommen 
müßte, schon gar nicht, daß es .ein Hindernis für 
etwas anderes werden dürfe, worüber wir gespro-
chen haben. Aber daß der Zusammenschluß der drei 
Behörden und die Fusion der drei Verträge inhalt-
lich zusammengehören, darüber sind wir uns sicher 
einig. Daß das nicht beliebig lange hinausgescho-
ben werden kann, .ergibt sich daraus, daß die 
14 Mitglieder der neuen Kommission, der jetzigen 
Europäischen Kommission, bis zum Inkrafttreten des 
Vertrages zur Gründung einer einzigen europäi-

schen Gemeinschaft gewählt worden sind, längstens 
aber für einen Zeitraum von drei Jahren. 

Dies ist die Situation. Man wird also das Thema 
nicht einfach beiseite legen können. Dieses Thema 
und das der Beitrittsverhandlungen wird übrigens, 
wenn es an der Reihe ist, in der Kommission durch 
andere Mitglieder und andere Beamte bearbeitet. 
Die Beitrittsverhandlungen können, wenn es nach 
uns geht, viele Monate im Gange sein, bevor das 
erstemal — wie ich schätze, im Frühsommer näch-
sten Jahres — eine Stellungnahme zu einem Bericht 
der Kommission oder der Kommissionsmitglieder, 
die dafür zuständig sind, zu diesem Thema ernsthaft 
erörtert werden kann. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr gut!) 

Dann auch noch ein Wort zu dem, was Herr Kol-
lege Blachstein zu Griechenland gesagt hat. Es war 
ja klar zu erkennen und für mich auch nicht verwun-
derlich, daß der Kollege Blachstein mit der Regie-
rung nicht zufrieden war, besonders was diesen 
Punkt angeht, zu dem er gesprochen hat. Nur hülfe 
es wenig, wenn ich von irgendwelchen persönlichen 
Empfindungen hier gesprochen hätte. Ich hatte und 
habe von dem zu sprechen, was diese Regierung 
glaubt zu diesem Gegenstand sagen zu können. Ich 
denke, so ist es auch verstanden worden. 

(Abg. Dr. Birrenbach: Sehr richtig!) 

Dem, was ich dazu gesagt hatte, will ich nur eine 
Bemerkung hinzufügen. Wir wenden jedem Punkt, 
der einen einzelnen Menschen betrifft, hier bei uns 
und woanders unsere Aufmerksamkeit zu, wo wir 
helfen können. 

Zum Beispiel: Es ist bekannt, daß griechische Bür-
ger auch wegen ihrer oppositionellen Haltung zu 
ihrer Regierung der Staatsangehörigkeit verlustig 
gehen können. Das hat es auch woanders schon ge-
geben. Es gibt den einen oder anderen hier im Saal, 
der weiß, wie so etwas ist. Mir kam, während hier 
debattiert wurde, ein Vorgang auf den Tisch; darum 
erwähne ich es. Die bekannte griechische Schau-
spielerin Melina Mercouri, der so die Staatsange-
hörigkeit aberkannt worden ist, und die nun in der 
Bundesrepublik auftreten möchte, hat die Frage an 
uns gerichtet, ob es ihr wohl Schwierigkeiten berei-
ten würde, daß sie ihrer Staatsangehörigkeit ver-
lustig gegangen sei. Es kann doch kein Zweifel be-
stehen, daß dort die Antwort lautet, daß niemand 
Frau Mercouri daran hindern wird, auch unter die-
sen Verhältnissen in die Bundesrepublik zu kom-
men, und daß sie hier vielen willkommen sein wird. 

Meine Damen und Herren, dann noch zwei Bitten. 
Reduzieren Sie bitte das nicht, was im Gange ist, 
woran die Regierung arbeitet. Reduzieren Sie es 
bitte auch dann nicht, wenn es unserer Meinung 
nach gute Gründe dafür gibt, in der öffentlichen 
Unterrichtung verhältnismäßig wortkarg zu sein. Ich 
meine damit einmal das, was in der Regierungs-
erklärung heute morgen zu Jugoslawien gesagt 
worden ist. Wer sich die Sätze noch einmal genau 
ansieht, wird zu dem Ergebnis kommen — ich 
glaube, das gilt gleichermaßen auch für die Kolle-
gen Genscher und Eppler — , daß gesagt wird, was 
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geschehen soll, und es ist nicht dasselbe wie das, 
was das vorige Mal dazu gesagt worden ist. Wenn 
man so will, kann man sagen, man ist etwas weiter 
in diesem Prozeß der Klärung. 

Herr Dr. Birrenbach hat in seiner auf so viel Ein-
blick in die Materie basierenden Stellungnahme 
zum Kernwaffensperrvertrag gesagt, daß wir es bis-
her mit unverbindlichen amerikanischen Interpreta-
tionen zu bestimmten Teilen des Vertrags oder mit 
dem Vertrag verbundenen Sachverhalten zu tun 
hätten. Ich würde bitten, dies noch nicht als letztes 
Wort gelten zu lassen. Denn es könnte unter Um-
ständen darauf ankommen, die Verbindlichkeit an-
zuheben und nicht etwas als ein Weniger hinzu-
stellen, was wir eigentlich schwarz auf weiß zu ha-
ben glauben. 

In diesem Zusammenhang sind von der Oppo-
sition noch zwei Fragen gestellt worden. Erstens ist 
gefragt worden: Was tut ihr, wenn die Euratom-
Kontrollen für die friedliche Nutzung nicht zu halten 
sind und Frankreich sich dadurch außerhalb eines 
Systems von Kontrollen für den zivilen Bereich be-
finden würde? Die Antwort darauf ist: Die Bundes-
regierung befaßt sich nicht mit dieser Situation, son-
dern sie befaßt sich mit einer, wenn es irgend geht, 
guten Situation zwischen Euratom und der Wiener 
Behörde, die entsteht, wenn es zu einem solchen 
Vertrag kommt. Sie wird der Kommission in Brüssel 
dabei helfen, solche Vorschläge zu machen, die 
Euratom und auch das Euratom-Kontrollsystem nicht 
zerstören, gleichwohl aber eine Verifikation ermög-
lichen, wie sie in den großen Rahmen hineinpassen 
könnte. 

Die zweite Frage der Opposition- ging dahin, ob 
und in welcher Form in Fragen des Nichtverbrei-
tungsvertrages auch mit der Sowjetunion Konsulta-
tionen stattgefunden hätten. Diese Frage möchte ich 
am liebsten im Ausschuß beantworten; wenn es 
geht, in einem noch kleineren Kreis. Jedenfalls habe 
ich keine Bedenken, in  einem entsprechenden Kreis 
auf diese Frage zu kommen. Wir werden ja ohne-
hin einmal eine Bilanz machen müssen. 

Herr Dr. Mende hat die Meinung geäußert, der 
Bundeskanzler müßte hier oder anderswo den fran-
zösischen Staatspräsidenten korrigieren — wie er 
es nannte — wegen einiger Äußerungen, die der 
französische Staatspräsident während seiner Reise 
nach Polen getan hat. Ich glaube, hier ist sich nie-
mand im unklaren darüber, wie die Bundesregie-
rung denkt — und das gilt ganz gewiß an erster 
Stelle für den ersten Mann dieser Regierung — 
wie die Bundesregierung in den Fragen denkt, wo 
Empfindungen unserer heimatvertriebenen Lands-
leute im Spiel sind. Niemand hier wird im unklaren 
darüber sein, daß sich die Bundesregierung bewußt 
ist, wie sehr wir auch unsere Freunde, auch unsere 
engsten, nächsten, wichtigsten Freunde bitten müs-
sen, daran zu denken, daß unsere heimatvertriebe-
nen Landsleute nie das Gefühl bekommen dürfen, 
ihnen solle die Heimat gewissermaßen auch noch 
aus dem Herzen gerissen werden. Ich habe viele 
bittere Äußerungen gehört, die auf solche Emp-
findungen zurückgingen. Aber ich darf hier sagen, 
erstens gibt es beim französischen Verbündeten, 

Freund und Nachbarn überhaupt keinen Zweifel 
darüber, wie diese Zusammenhänge auf deutscher 
Seite gesehen werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Darüber ist gesprochen worden, bevor es zu der 
Reise nach Polen kam, und darüber ist auch danach 
gesprochen worden. 

Zweitens hat der französische Staatspräsident der 
deutschen Seite gegenüber ausdrücklich klarge-
macht, daß er mißverstanden worden sei, wenn man 
angenommen habe, er habe sich zu historischen 
Sachverhalten äußern wollen. Er habe sich zu dem 
Bild, das sich ihm in der Jetztzeit während dieser 
Reise dargestellt hat, äußern wollen — ein Bild, das 
er dann in seiner Art, die europäische und auch 
die osteuropäische Zukunft zu sehen, eingefügt hat. 

Ich glaube, es ist doch ein großer Vorteil, daß 
diese Debatte, wenn man von Einzelheiten ab-
sieht, erneut gezeigt hat, daß unsere Europapolitik 
nach Ost und West — auch im Zusammenhang — 
sich auf eine breite Unterstützung in diesem Hause 
stützen kann und daß auch die Opposition im we-
sentlichen ihre Unterstützung und kritische Beglei-
tung nicht versagt. 

Die Fragen, die von Herrn Kollegen Genscher 
dazu gestellt worden sind, möchte ich zum Schluß 
in aller Kürze wie folgt beantworten. Erstens. Die 
Regierung hat schon durch ihre Erklärung am 13. De-
zember, durch mehrfache Stellungnahmen seitdem 
— auch am heutigen Tag — deutlich gemacht, daß' es 
nicht ihre Politik ist, den anderen Teil Deutschlands 
aus einem Prozeß und den Bemühungen um Ent-
spannung in Europa auszuklammern, sondern sie 
will im Gegenteil einen Prozeß der innerdeutschen 
Entkrampfung, um den wir uns bemühen, in das 
Ringen um europäische Entspannung hineinstellen. 

Zweitens. Ich würde sehr viel vorsichtiger an das 
Thema einer gesamteuropäischen Sicherheitskonfe-
renz herangehen, als es der Kollege Genscher ange-
deutet hat, weil es, glaube ich, doch ganz entschei-
dend darauf ankommt, ob, wenn einmal eine Kon-
ferenz unter diesem oder ähnlichem Namen stattfin-
det, dann die Voraussetzungen für das erfüllt sind, 
was den Rahmen ausfüllen soll. Eine Konferenz 
wird 'ihren Sinn erst haben können, wenn zwischen 
Ost und West mehr passiert ist als bis heute, wenn 
man in bezug auf die Elemente eines Sicherheits-
systems und einer sich darauf aufbauenden Frie-
densordnung weitergekommen ist. 

Drittens. Dabei ist es für uns eine Beruhigung, 
daß sich das, worüber wir sprechen, wenn immer 
von Ost-West-Fragen und von der deutschen Frage 
die Rede ist, wirklich in die Erörterungen innerhalb 
des Bündnisses einfügt. Wenn wir Ende des Jahres 
die Berichte innerhalb des nordantlantischen Bünd-
nisses zu diesen Fragen bekommen, werden wir 
sehen, wie organisch sich die deutsche Politik dort 
einfügt. Einiges von dem, was Herr Kollege Scheel 
heute früh bemängelte, wird von daher auch seine 
Antwort finden, weil die Interdependenz zwischen 
wichtigen verteidigungspolitischen und außenpoli-
tischen Fragen ja nicht nur eine solche ist, mit der 
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wir uns hier in unserer nationalen Zuständigkeit zu 
befassen haben, sondern es ist weithin eine solche, 
die sich aus dem Bündnisrahmen ergibt. 

Der Herr Bundeskanzler wird gewiß nicht wider-
sprechen, wenn ich als Antwort auf eine Frage von 
Herrn Genscher sage: Es gibt niemanden in der 
Bundesregierung, dem daran liegen könnte oder 
dem es auch nur in den Sinn kommen würde, solche 
Menschen, solche Mitbürger, solche Landsleute, die 
sich ehrlich um ihre Antworten bemühen, zu diffa-
mieren. Aber die Bundesregierung wird auch dort, 
wo sie den Eindruck hat, daß ihre Motive falsch 
dargestellt werden, sich vor diffamierenden Wer-
tungen ihrer eigenen Bemühungen schützen, und 
der Erfolg, den wir schließlich miteiander haben 
werden, wird mit davon abhängen, ob es uns mit-
einander gelingt, uns deutlich genug abzugrenzen 
gegen Illusionismus einerseits und Immobilismus 
andererseits. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, es liegen keine Wortmeldungen mehr 
vor. Ich schließe die Aussprache. Der Ältestenrat 
schlägt Ihnen vor, den Antrag Drucksache V/2157 an 
den Auswärtigen Ausschuß — federführend — so-
wie an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen und den Antrag Drucksache V/1989 an 
den Auswärtigen Ausschuß zu überweisen. — 
Widerspruch erfolgt nicht; die Überweisung ist be-
schlossen. 

Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. Even, Schmitt-Vockenhausen, 
Dorn und Genossen eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über eine Statistik des Per-
sonals, der Dienstbezüge, Vergütungen und 
Löhne im öffentlichen Dienst 
— Drucksache V/1721 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache V/2172 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Bremer 

b) Schriftlicher Bericht des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 
— Drucksache V/2136 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Gscheidle 

(Erste Beratung 109. Sitzung) 

Ich rufe zur zweiten Beratung auf. Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer den §§ 1 bis 10 sowie der 
Einleitung und der Überschrift zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. Ich schließe die zweite Beratung. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz 
in dritter Beratung zuzustimmen wünscht, möge sich 

erheben. — Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Wir haben dann noch einen Zusatzpunkt zu 
unserer ursprünglichen Tagesordnung zu erledigen. 

Ich rufe auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 11. November 
1965 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Kaiserreich Iran  über die För

-

derung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen 

— Drucksachen V/2005, V/2170 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Stein  (Hon

-

rath) 

(Erste Beratung: 109. Sitzung) 

In der zweiten Beratung wird das Wort nicht ge-
wünscht. Ich rufe dann die Artikel 1 bis 3 sowie 
Einleitung und Überschrift auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das. Zeichen. — Danke. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstim-
mige Annahme fest. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Gesetz im 
ganzen zuzustimmen wünscht, möge sich erheben. 
— Danke. Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen jetzt zur 

Fragestunde 

— Drucksachen V/2155, zu V/2155 — 

Vielleicht können wir .dabei ein im allgemeinen 
nicht übliches Verfahren anwenden. Darf ich fragen, 
ob Abgeordnete im Saale sind, die darauf bestehen, 
daß Ihre Fragen mündlich beantwortet werden? — 
Das ist der Fall. Herr Abgeordneter Schmidt (Wup-
pertal), Ihre Frage ist aus dem Geschäftsbereich ,des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. Ich rufe damit die Fragen 10 'und 11 auf: 

Weiches sind die Gründe für den Boykott des ärztlichen 
Hilfsprojektes der Bundesrepublik Deutschland in den Kliniken 
der Universität Hué durch südvietnamesische Stellen? 

Welche Mittel hat die Bundesregierung bis jetzt für das in 
Frage 10 erwähnte Projekt zur Verfügung gestellt? 

Bitte, Herr Bundesminister Wischnewski. 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Ich darf zunächst einige 
allgemeine Bemerkungen über das Vorhaben vor-
ausschicken. Seit 1961 sind deutsche Ärzte an der 
neugegründeten medizinischen Fakultät der Univer-
sität Hué tätig, um Vietnam beim Aufbau dieser 
Fakultät zu unterstützen. Sie haben unter oft 
außerordentlich schwierigen Bedingungen gearbei-
tet und durch ihren unermüdlichen Einsatz sich und 
dem deutschen Namen großes Ansehen in der Be-
völkerung erworben. 
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Bei aller Anerkennung des persönlichen Einsatzes 
der deutschen Fachkräfte muß ich leider feststellen, 
daß das entwicklungspolitische Ziel des Vorhabens, 
nämlich der Aufbau einer medizinischen Fakultät, 
unter den derzeitigen Umständen nicht zu erreichen 
ist. Zu dieser Erkenntnis haben nicht zuletzt auch 
Berichte der deutschen Ärzte selbst beigetragen. 

Im übrigen trifft es nicht zu, daß — wie in den 
letzten Tagen behauptet — der vietnamesischen 
Regierung sogar noch im Jahre 1966 Zusagen auf 
eine wesentlich größere Förderung als bisher ge-
macht worden wären. Die Verträge der zur Zeit in 
Hué tätigen  sechs deutschen Ärzte und drei medizi-
nisch-technischen Assistentinnen laufen daher um 
.die Jahreswende 1967/68 aus. Neues Personal wird 
nicht mehr entsandt. 

Was sich unter den gegebenen Umständen noch 
durchführen läßt, ist eine Unterstützung von viet-
namesischen Ärzten, die  in den letzten vier Jahren 
in der Bundesrepublik fortgebildet worden sind und 
als Dozenten nach Hué zurückkehren werden, durch 
Materialspenden auf ihrem jeweiligen Fachgebiet. 
Dies wird zur Zeit geprüft. 

Im übrigen: Es kann nicht davon gesprochen 
werden, daß die zuständigen vietnamesischen Stel-
len das Vorhaben boykottiert haben. Es war aber 
nicht möglich, 'die erforderlichen Voraussetzungen 
für den Aufbau ,der Fakultät zu schaffen. Die Bun-
desregierung hat wiederholt nachdrücklich darauf 
aufmerksam gemacht, daß sie allein die erforder-
liche und erbetene personelle und materielle Hilfe 
nicht leisten kann und daß deshalb andere Staaten 
zu einer wirklichen Mitarbeit gewonnen werden 
müssen. Der vietnamesischen Regierung ist das 
nicht gelungen. 

Die zur Zeit in Vietnam geltenden Bestimmungen 
verbieten die Freistellung von Ärzten vom Militär-
dienst für eine Aus- und Fortbildung im Ausland. 
Ohne eine solche Ausbildung ist der Aufbau der 
Fakultät aber nicht möglich. Das deutsche Angebot, 
Stipendiaten als künftige Dozenten für die Fakultät 
in Deutschland auszubilden, blieb unberücksichtigt. 

Besonders nachteilig hat sich auch die Tatsache 
ausgewirkt, daß die Fakultät für die Ausbildung 
der Studenten in den klinischen Fächern auf das 
örtliche Hospital angewiesen ist. Die Zusammen-
arbeit zwischen diesem Hospital und der Fakultät 
ist unbefriedigend und hat die Arbeit der deutschen 
Ärzte sehr behindert. 

Kurz: Es kann und muß festgestellt werden, daß 
die zuständigen vietnamesischen Stellen die Vor-
aussetzungen für einen langfristig zu planenden, 
vernünftigen und sinnvollen Aufbau der Fakultät 
nicht erfüllt haben. Ich habe leider auch keine Hoff-
nung, daß sie in absehbarer Zeit erfüllt werden kön-
nen. 

Ich glaube, auch das Schicksal dieses Vorhabens 
beweist, daß eine fruchtbare entwicklungspolitische 
Arbeit — im Gegensatz zu rein humanitären Auf-
gaben — auf die Dauer nur unter friedlichen Ver-
hältnissen möglich ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage. Bitte, Herr Kollege Dr. Schmidt! 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr 
Minister, wieweit stimmt die Behauptung, die ein 
Magazin aufgestellt hat, daß deutsche Ärzte sich in 
die innenpolitischen Verhältnisse eingemischt hät-
ten, insbesondere damals im Zusammenhang mit der 
Ermordung Diems, und daß dadurch der Fremden-
haß sich insbesondere auch gegen die Deutschen 
gekehrt habe? 

Wischnewski, Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit: Der Vorfall liegt einige 
Jahre zurück. Mir sind Informationen bekannt, daß 
es politische Stellungnahmen von Ärzten gegeben 
haben soll, die nicht sehr förderlich gewesen sind. 

Zur zweiten Frage: Die Bundesregierung hat in 
der Zeit von 1961 bis zur Mitte dieses Jahres rund 
1,9 Millionen DM für die Förderung der Medizini-
schen Fakultät in Hué bereitgestellt. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Für die 
Personal- und Sachausgaben?) 

-- Für alle Ausgaben insgesamt von 1961 bis jetzt 
etwa 1,9 Millionen DM. 

Wir sind übrigens auch bereit, zu prüfen, ob, um 
die Angelegenheit so elegant wie möglich abzu-
schließen, vielleicht noch eine Drei- oder Sechs-
monateregelung in Frage kommt. Aber ein weiteres 
Engagement ist in keinem Falle möglich, zumal dann 
auch das Personal ausgewechselt werden müßte, da 
der weitaus größte Teil daran interessiert ist, so 
bald wie möglich zurückzukehren. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich danke dem 
Herrn Bundesminister. 

Ich rufe die Frage 71 des Herrn Abgeordneten 
Hübner aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung auf: 

Was wird die Bundesregierung auf Grund der Tatsache unter-
nehmen, daß Ärzte in Osterreich die Behandlung von Ver-
sicherten aus der Bundesrepublik Deutschland auf der Grundlage 
des Sozialversicherungsabkommens zwischen beiden Ländern ab-
lehnen mit der Begründung, die Ärzteschaft in Osterreich sei 
bei Abschluß des Abkommens „nicht gefragt" worden? 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Staats-
sekretär. 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Bitte ge-
statten Sie mir, die beiden Fragen des Herrn Abge-
ordneten Hübner zusammen zu beantworten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Hübner ist 
einverstanden. Ich rufe also auch die Frage 72 des 
Herrn Abgeordneten Hübner auf: 

Wer haftet den Versicherten für Schäden, die ihnen daraus 
entstanden sind, daß das bestehende Sozialversicherungsabkom-
men zwischen Osterreich und der Bundesrepublik Deutschland 
durch sie praktisch nicht in Anspruch genommen werden konnte? 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Das bis- 
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herige deutschösterreichische Abkommen über So-
zialversicherung, das seit dem 1. Januar 1953 in 
Kraft ist, wird durch ein neues, inzwischen unter-
zeichnetes Abkommen ersetzt werden. Die Bundes-
regierung wird das neue Abkommen in Kürze den 
gesetzgebenden Körperschaften zur Beschlußfassung 
vorlegen. Es ist also zu hoffen, daß es in wenigen 
Monaten in Kraft treten kann. Im Hinblick auf die 
voraussichtlich nur noch kurze Geltungsdauer des 
bestehenden Abkommens möchte die Bundesregie-
rung gegenwärtig davon absehen, ihre bisherigen, 
jahrelangen Bemühungen fortzusetzen, eine unein-
geschränkte Durchführung dieses Abkommens auch 
in bezug auf die Mitwirkung der österreichischen 
Ärzte zu erreichen. 

Nach dem neuen Abkommen sind die österreichi-
schen Ärzte nicht verpflichtet, deutsche Versicherte 
als Urlauber zu den für die österreichische gesetz-
liche Krankenversicherung geltenden Honorarsätzen 
zu behandeln. Es ,sieht jedoch vor, daß die ent-
stehenden Kosten dem .deutschen Versicherten bis 
zur Höhe ,des Betrages von .der deutschen Kranken-
kasse ersetzt werden, den diese bei Erkrankung am 
Heimatort aufzuwenden gehabt hätte. Insofern wird 
also eine klare Regelung getroffen, mit 'der die Ver-
sicherten bessergestellt sind als nach dem alten Ab-
kommen; denn bisher erstatteten viele Kranken-
kassen nur im Umfang .der für die österreichische 
Krankenversicherung geltenden niedrigeren Sätze. 

Beide Vertragsparteien haben ihren Willen be-
kräftigt, daß das neue Abkommen so bald wie mög-
lich auch auf idie deutschen Urlauber uneingeschränkt 
angewendet werden soll. Diesem Wunsch hat inzwi-
schen auch das österreichische Parlament in einer 
einstimmigen Entschließung Ausdruck verliehen. 

Zu der Frage, ob nach dem bestehenden Abkom-
men ,die österreichischen Ärzte dazu verpflichtet 
sind, deutsche Versicherte als Urlauber zu den für 
die österreichische gesetzliche Krankenversicherung 
geltenden Honorarsätzen zu behandeln, vertritt die 

 österreichische Regierung einen anderen Standpunkt 
als wir. Das Problem einer eventuellen Schaden-
ersatzpflicht ist also umstritten; Es müßte daher von 
einem Schiedsgericht geklärt werden. Durch ein der-
artiges Verfahren würde aber die Unterzeichnung 
des neuen Abkommens weiter verzögert. Eine solche 
Folge glaubt die Bundesregierung im Hinblick auf 
die Verbesserungen durch das neue Abkommen nicht 
verantworten zu können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Hübner! 

Hübner (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht auch mit mir der Meinung, ,daß diejenigen 
Bürger der Bundeesrepublik, die jetzt in Österreich 
versucht haben, ,auf Grund des Abkommens einen 
Arzt in Anspruch zu nehmen, sich .auf das Abkom-
men hätten verlassen dürfen, so  daß nun die Frage 
offensteht, an wen sie sich dafür halten können, 
daß sie- geglaubt haben, das Abkommen sei in Kraft, 
während es in Wirklichkeit nicht praktikabel war? 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Beziehen Sie 
sich auf das neue oder das alte Abkommen? 

Hübner , (SPD) : Auf das alte Abkommen, das in 
diesem Jahr ja Geltung hatte. 

Kattenstroth, Staatssekretär des Bundesmini-
steriums für Arbeit und Sozialordnung: Der Urlauber 
hatte die gleiche Auffassung, die die Bundesregie-
rung hat. Die Bundesregierung hat sich gegenüber 
der österreichischen Regierung nicht durchgesetzt. 
Also kann auch der Urlauber sich nicht durchsetzen. 
Das ist eine Frage, die wir vor einem Schiedsgericht 
klären können. Die Bundesregierung sieht davon 
ab, das Schiedsgericht anzurufen, weil das bedeuten 
würde, daß das neue Abkommen später in Kraft 
tritt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich danke für 
die Beantwortung, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe die Frage 93 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hammans aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr auf: 

Welche Mittel sind in Nordrhein-Westfalen aus der zum 
1. Januar 1967 beschlossenen Erhöhung der Mineralölsteuer, die 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden 
zweckgebunden sind, in  die Landkreise geflossen? 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär. 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, aus den 
Mitteln der zum 1. Januar 1967 beschlossenen Er-
höhung der Mineralölsteuer, die zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden zweck-
gebunden sind, können die Landkreise im Land 
Nordrhein-Westfalen im Jahre 1967 über rund 
20,3 Millionen DM verfügen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Dr. Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, mir zuzugeben, daß in Nordrhein-
Westfalen das Verhältnis der Einwohnerschaft zu 
dieser Zahl für die Landkreise sehr schlecht ist? Ist 
Ihnen bekannt, daß in Nordrhein-Westfalen mehr 
als 50 % der Einwohner in Landkreisen wohnen, 
aber, wie Sie sagen, nur rund 20 % der 100 Mil-
lionen DM an die Landkreise verteilt worden sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich kann 
mich Ihrer Meinung nicht anschließen. Wie Sie wis-
sen, gibt es in den Richtlinien bestimmte Kriterien, 
nach denen das Geld ausgegeben werden soll. Es 
ist Aufgabe der Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen, nach der Dringlichkeit und nach der 
Möglichkeit, das Geld zu verbauen, die Projekte in 
diesem Jahr zu fördern. 

Ich darf Ihnen sagen, daß das Land Nordrhein-
Westfalen 1967 aus dem Gesamtbetrag von 660 Mil- 
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lionen DM, der erwartet wird, einen Anteil von 
27,31 % erhalten wird. Auf die Landkreise entfallen 
davon, wie ich Ihnen soeben sagte, 20,3 Millionen 
DM; das entspricht 18,8 % des Betrages. Wie Sie 
wissen, ist Nordrhein-Westfalen durch seine Struk-
tur ein Land der Großstädte und der Ballungsgebiete. 
Es ist ganz klar, daß dort, wo die Verkehrsnot-
stände am größten sind, das Land zuerst hilft, die 
entsprechenden Projekte zu dotieren. Ich bin ganz 
sicher, daß die nordrhein-westfälische Landesregie-
rung diese Politik in Übereinstimmung mit den 
Fraktionen des Landtages von Nordrhein-Westfalen 
durchgeführt hat und daß diese Politik auf die Dauer 
auch keine Benachteiligung der Landkreise bringt. 
Es handelt sich nur darum, mit dem zur Verfügung 
stehenden Geld, von dem wir wissen, daß es im 
Grundsatz in einem Jahr nicht ausreicht, das Richtige 
und das Notwendige zuerst zu tun. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, mir zuzugeben, daß trotz Ihrer fast 
überzeugenden Worte hier doch eine erhebliche Be-
nachteiligung der Landkreise zu verzeichnen ist und 
daß auch in den Landkreisen die Verkehrsprobleme 
so erheblich sind, daß sie besser in dieses Programm 
hätten einbezogen werden müssen, als das jetzt ge-
schehen ist? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich be-
daure außerordentlich, daß es mir nur gelungen ist, 

Sie „fast" zu überzeugen. Ich hätte Sie gern ganz 
überzeugt. Ich muß Ihnen aber sagen, daß die Ko-
sten eines Projekts in einer Großstadt — z. B. eine 
Hochstraße oder eine Unterführung — sehr viel 
höher sind als die für die Beseitigung einer schwie-
rigen Ortsdurchfahrt in einer Klein- oder Mittel-
stadt, und ich glaube, daß hier die Gründe dafür 
liegen, warum die Summen rein zahlenmäßig so 
differenziert verteilt worden sind, wie Sie das eben 
gesagt haben. Ich würde doch sagen, daß es sinnvoll 
wäre, wenn Sie die Möglichkeit hätten, nach einem 
Jahr Erfahrung sich einmal von der Praxis der 
nordrhein-westfälischen Behörden zu überzeugen. 
Gegenwärtig laufen die Projekte noch. Erst wenn 
wir etwa im Frühjahr nächsten Jahres einen Über-
blick haben, wie das Geld ausgegeben wurde, kann 
man sich zu Werturteilen entschließen. Ich persön-
lich bin der Meinung, daß sich aus der jetzt abzeich-
nenden Verteilung der Mittel keinesfalls eine Be-
nachteiligung auf die  Dauer ergibt. Es kann natür-
lich sein, daß bestimmte Großstädte einige Projekte 
planungsmäßig schon so weit gefördert hatten, daß 
der Einsatz dieser Mittel sich zweckmäßigerweise in 
diesem Jahr auf diese Großstädte konzentrierte. Ich 
bin überzeugt, daß das auf Grund einer ausgleichen-
den Gerechtigkeit im nächsten Jahr anders sein 
wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Dr. Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, hat die Bundesregierung eine Übersicht, 
wie es im gesamten Bundesgebiet mit diesen Mit-
teln ist und welche Verteilung auf Stadt- und Land-
kreise sich hier ergeben hat? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die 
Richtlinien sind in mühevoller Diskussion mit den 
Landesregierungen erarbeitet und dann verabschie-
det worden. Es ist klar, daß, nachdem sie in der 
Praxis seit etwa fünf Monaten angewendet werden, 
wir heute noch kein abschließendes Urteil fällen 
können. Wir haben aber festgestellt, daß -mit diesem 
Geld eine Vielzahl von notwendigen Verkehrspro-
jekten gefördert wurde und daß durch den Beschluß 
des Hohen Hauses, einen Sonderfonds zur Beseiti-
gung der Verkehrsnotstände in den Gemeinden zu 
bilden, in diesem Jahr die Verkehrsnotstände doch 
schon erheblich abgebaut werden konnten. Wir 
werden im Frühjahr nächsten Jahres einen völligen 
Überblick darüber haben, wie rein geographisch und 
auf Groß- und Kleinstädte verteilt die Mittel einge-
setzt worden sind. Die Richtlinien sehen vor, daß 
die Mittel nicht ausschließlich in Großstädte fließen 
sollen, sondern daß im Gegenteil strukturschwache 
Gebiete, Zonenrandgebiete und ähnliche Regionen 
der Bundesrepublik gefördert werden sollen. Das ist 
nach unserer Überzeugung auch der Fall. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, kann die Bundesregierung zusichern, daß 
sie in Verbindung mit den Landesregierungen dafür 
sorgen wird, daß nicht mit Hilfe solcher und ähn-
licher Maßnahmen die Ballungsräume noch mehr zu 
Ballungsräumen werden, als das ohnehin schon der 
Fall ist? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Das kann ich zusichern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 106 der 
Abgeordneten Frau Freyh: 

Wird die Bundesregierung in Anbetracht der Dringlichkeit der 
Lösung der Verkehrsprobleme für die Stadt Frankfurt und ihre 
nähere Umgebung die V-Bahn Frankfurt mit entsprechenden Mit-
teln in den Haushaltsplänen vom Jahre 1968 ab berücksichtigen? 

Bitte,  Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Frau Kollegin, wie 
ihnen bekannt ist, steht der  Bundesminister für Ver-
kehr der  Förderung ides Frankfurter V-Bahn-Projek-
tes positiv gegenüber. Die Finanzierungsfragen sind 
jedoch im gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht ab-
schließend geklärt. Die Bundesregierung wird nach 
den vom Bundesrat beschlossenen Richtlinien 50 % 
der Mittel für den Bau aufbringen. Ungeklärt ist zur 
Zeit noch, von wem die nach den Richtlinien erfor-
derliche Gegenfinanzierung zu leisten ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Frau Freyh. 
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Frau Freyh (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie fragen, ob Sie die weiteren Verhandlungen, ins-
besondere hinsichtlich der  Finanzierung, auf einer 
unter den  Bundesressorts abgestimmten Verhand-
lungsgrundlage führen werden. 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Frau Kollegin, es ist 
sicher notwendig, daß bei finanziellen Größenord-
nungen, wie sie hier zur Diskussion stehen, eine 
Übereinstimmung z. B. zwischen unserem Hause und 
dem Bundesfinanzministerum gegeben ist. Diese 
Übereinstimmung muß nach meiner Auffassung auch 
baldigst erzielt werden. Entscheidend ist nur, daß 
bei diesem Projekt .die Richtlinien, von denen ich 
eben sprach, genauso wie bei .anderen Projekten an-
gewandt werden. Ich habe den Eindruck, daß wir 
mit den beteiligten Partnern, d. h. mit idem Land 
Hessen und der Stadt Frankfurt,  in  absehbarer Zeit 
zu einer vernünftigen Regelung kommen können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie als Besucher der Messestadt Frankfurt fragen, 
ob der Bundesregierung bekannt ist, daß viele tau-
send Besucher Frankfurts nicht verstehen können, 
daß der Bund, das Land Hessen und die Stadt Frank-
furt nicht schneller eine Lösung finden, um die V-
Bahn in Frankfurt zu bauen. 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Ich muß sagen, Herr 
Kollege, ich habe 'den Eindruck, daß die Besucher, 
von denen Sie 'sprachen, nicht wissen, daß es hier 
um  Projekte geht,  die  viele hundert Millionen D-
Mark erfordern und die sowohl von der Finanzie-
rung als auch von der technischen Durchführung her 
gesehen eine gute Vorbereitung brauchen. 

Ich bin davon überzeugt, daß ähnliche Schwierig-
keiten bei Messen, wie Sie sie andeuten, auch in 
anderen Großstädten vorliegen. Es ist das Bemühen 
der Bundesregierung, insbesondere des Bundesmini-
sters für Verkehr, durch den entsprechenden Mittel-

einsatz sowie mit Unterstützung des Hohen Hauses 
in den nächsten Jahren zu erreichen, daß diese Ver-
kehrsnotstände abgebaut werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie sag-
ten schon, daß Sie dem Problem positiv gegenüber-
stünden. Ich möchte Sie daher fragen: Werden Sie 
bzw. Ihr Ministerium dafür eintreten, daß wegen der 
Bedeutung der Stadt Frankfurt das von Frau Freyh 
hier angeschnittene Problem vorrangig behandelt 
wird? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Vorrangig im Sinne 
der Möglichkeiten, die das Hohe Haus durch die 
Beschlußfassung über den Bundeshaushalt 1968 und 
die weiteren Haushalte gibt. 

Ich muß aber noch folgendes sagen, Herr Kollege. 
Frankfurt baut zur Zeit eine U-Bahn. Auch dort ist 
der Bund, wie Sie wissen, engagiert. Es ist nicht 
nur technisch, sondern auch verkehrspolitisch not-
wendig, daß beide Projekte, U-Bahn und V-Bahn, 
zusammen gesehen werden, damit sich der Bürger 
nur einmal über eine bestimmte Umleitung zu 
ärgern braucht. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich danke dem 
Herrn Staatssekretär für die Beantwortung der 
Fragen. 

Die Fragen 58 bis 60 des Herrn Abgeordneten 
Schmidt (Braunschweig) wurden zurückgezogen. Die 
übrigen Fragen werden schriftlich beantwortet. 

Wir sind am Ende der Fragestunde und auch am 
Ende der heutigen Tagesordnung. Ich . berufe die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages ein auf 
Dienstag, den 24. Oktober, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.49 Uhr.) 
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Jahn (Marburg) 13. 10. 
Dr. Jungmann 31. 10. 
Dr. Kempfler 13. 10. 
Könen (Düsseldorf) 13. 10. 
Kohlberger 13. 10. 
Krammig 13. 10. 
Kriedemann * 13. 10. 
Frau Dr. Krips 22. 10. 
Krug 13. 10. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 13. 10. 
Kulawig * 13. 10. 
Kunze 31. 10. 
Langebeck 31. 10. 
Lemmer 13. 10. 
Lenz (Brühl) 31. 10. 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 12. 11. 
Memmel * 13. 10. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 13. 10. 
Dr. von Merkatz 3. 11. 
Merten 31. 10. 
Metzger * 13. 10. 
Mick 13. 10. 
Mischnick 13. 10. 
Missbach 19. 10. 
Dr. Müller-Hermann 13. 10. 
Paul 13. 10. 

Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

Frau Renger 13. 10. 
Rösing  13. 10. 
Ruf 13. 10. 
Frau Schimschok 13. 10. 
Schulhoff 13. 10. 
Schultz (Gau-Bischofsheim) 13. 10. 
Dr. Schulz (Berlin) 13. 10. 
Frau Dr. Schwarzhaupt 13. 10. 
Seuffert 13. 10. 
Spitzmüller 13. 10. 
Dr. Starke (Franken) 13. 10. 
Steinhoff 21. 10. 
Stooß 13. 10. 
Tönjes 13. 10. 
Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 13. 10. 
Wendelborn 13. 10. 
Wiefel 13. 10. 
Wienand 20. 10. 
Wieninger 13. 10. 
Dr. Wilhelmi 13. 10. 
Baron von Wrangel 13. 10. 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Staatsekretärs Kattenstroth vom 13. Oktober 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Felder (Drucksache V/2155 Frage 69) : 

In wieviel Fällen haben im Jahre 1966 und im ersten Halbjahr 
1967 Wehrdienstverweigerer bei der Zuweisung von Ersatzdienst 
Schwierigkeiten bereitet? 

In den 18 Monaten vom 1. Januar 1966 bis 
30. Juni 1967, auf die Sie, Herr Abgeordneter, in 
Ihrer Frage Bezug nehmen, sind insgesamt 3300 An-
träge eingegangen, in denen sich Ersatzdienstpflich-
tige gegen eine Heranziehung zum Ersatzdienst 
wandten. Die Zahl der Antragsteller liegt niedriger, 
da diese nach der Erfahrung des Bundesverwaltungs-
amtes oft mehrere Anträge stellen. Unterlagen über 
die Anzahl von Ersatzdienstpflichtigen, die solche 
Anträge gestellt haben, liegen mir nicht vor, da lei-
der nur die Zahl der eingehenden Anträge, nicht 
aber die der betroffenen Personen festgehalten wird. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Kattenstroth vom 13. Oktober 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord-
neten Faller (Drucksache V/2155 Fragen 73, 74 und 
75) : 

Ist .der Bundesregierung bekannt, daß die Allgemeine Orts-
krankenkasse für den Landkreis Lörrach für ihre Leistungsaus-
hilfe für im französischen Grenzgebiet beschäftigte deutsche 
Grenzgänger noch immer keinen finanziellen Ersatz erhalten hat, 
obwohl die Bundesregierung in der Fragestunde vom 24. Juni 
1966 (51. Sitzung) eine baldige Lösung der Probleme in Aussicht 
stellte? 

Hält es die Bundesregierung für zumutbar, daß die in Frage 73 
erwähnte Allgemeine Ortskrankenkasse nunmehr einen Betrag 
von über 200 000 DM auch weiterhin zinslos stundet, obwohl die 
Leistungsaushilfe gar nicht zwingend ist, da die Kassenleistun-
gen auch in Frankreich erbracht werden können? 
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Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um das Erstattungs

-

verfahren oder die direkte Abrechnung mit den französischen 
Kassen im Elsaß für die in Frage 73 erwähnte Leistungsaushilfe 
endlich in Gang zu bringen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß für Sach-
leistungen, die aushilfsweise durch deutsche Träger 
der Krankenversicherung für Rechnung der fran-
zösischen Krankenkassen gewährt worden sind, eine 
Kostenabrechnung seit dem 1. Februar 1964 nicht 
mehr vorgenommen worden ist. 

Nachdem der Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung — wie in Beantwortung Ihrer Frage am 
24. Juni vorigen Jahres zugesagt — wiederholt 
darauf gedrängt hatte, ist die zur Klärung diesbe-
züglicher Fragen eingesetzte deutsch-französische 
Technische Kommission zusammengetreten. Dabei 
konnte Einvernehmen über die Kostenabrechnung 
bis zum 30. Juni 1965 erzielt werden. 

Die Kostenrechnungen der deutschen Kranken-
kassen für diesen Zeitraum hat der Bundesverband 
der Ortskrankenkassen, der als deutsche Verbin-
dungsstelle auf dem Gebiete der Krankenversiche-
rung fungiert, der französischen Verbindungsstelle in 
Paris im November 1966 zugeleitet. Von seiten der 
französischen Krankenkassen sind jedoch weder 
Zahlungen erfolgt noch eigene Kostenrechnungen 
aus der Zeit bis zum 30. Juni 1965 eingegangen. 
Durch die bisherige Nichtabrechnung der franzö-
sischen Forderungen kommt natürlich den deutschen 
Trägern der Krankenversicherung in ihrer Gesamt-
heit auch ein gewisser Vorteil, zumindest in Form 
von Zinsgewinnen, zugute. 

Bei der aushilfsweisen Gewährung von Sachlei-
stungen handelt es sich um eine Gemeinschafts-
regelung, die auf der Verordnung Nr. 3 des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beruht. 
Sie kann deshalb den anspruchsberechtigten Ver-
sicherten nicht versagt werden. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat dem französischen Sozialministerium vorgeschla-
gen, über noch zu regelnde Probleme — zu diesen 
gehört auch die Kostenabrechnung — möglichst bald 
Verhandlungen aufzunehmen. Bezüglich der Kosten-
abrechnung strebt die Bundesregierung eine unmit-
telbare Zahlung von Träger zu Träger ohne Ein-
schaltung der Verbindungsstelle an; sie steht damit 
in Einklang mit den Wünschen der Träger der Kran-
kenversicherung. 

Das französische Sozialministerium hat inzwi-
schen einen Verhandlungstermin für Anfang des 
nächsten Jahres in Aussicht gestellt. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Carstens vom 13. Oktober 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Felder (Drucksache V/2155 Frage 80) : 

Kann das Bundesverteidigungsministerium mitteilen, wie hoch 
die Zahl der anerkannten Wehrdienstverweigerer im Jahre 1966 
und im ersten Halbjahr 1967 gewesen ist? 

Im Jahre 1966 wurden 2750 und im ersten Halb-
jahr 1967 2608 Wehrpflichtige als Kriegsdienstver-
weigerer anerkannt. 

Im Jahre 1966 haben 4431 Wehrpflichtige ihre 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer bean-
tragt. Demgegenüber haben im 1. Halbjahr 1967 
bereits 3473 Wehrpflichtige einen solchen Antrag 
gestellt. Die Zunahme der Anträge dürfte auf fol-
gende Gründe zurückzuführen sein: 

a) Die Geburtsjahrgänge sind ab Jahrgang 1946 
stärker geworden. Der Geburtsjahrgang 1948 ist 
z. B. gegenüber dem Geburtsjahrgang 1947 um 
rd. 25 000 Wehrpflichtige angestiegen; allein da-
durch erhöht sich schon zwangsläufig die Zahl 
der Anträge. 

b) Die Anträge sind nicht fristgebunden und wer-
den deshalb auch noch nach der Musterung von 
älteren Wehrpflichtigen laufend gestellt. So be-
antragten im 1. Halbjahr 1967 noch rd. 1000 
Wehrpflichtige der Jahrgänge 1946 und 1947 
ihre Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer. 

c) Die durch die Schuljahrsumstellung bedingte 
Vorverlegung des Musterungsbeginns von Ende 
März auf Anfang Januar hat zu einer frühzeiti-
geren Antragstellung der Wehrpflichtigen des 
Geburtsjahrganges 1948 geführt. 

Eine abschließende Stellungnahme über die Ge-
samtentwicklung der Anträge kann erst Anfang 
1968 abgegeben werden. 

Die Gesamtzahl der im 1. Halbjahr 1967 anerkann-
ten Kriegsdienstverweigerer läßt keinen Schluß auf 
die weitere Entwicklung zu, weil diese sich auch 
dadurch erhöht hat, daß auf Grund von Verwal-
tungsanordnungen die Verfahren erheblich beschleu-
nigt werden konnten. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Carstens vom 13. Oktober 
1967 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordne

-

ten Dr. Enders (Drucksache V/2155 Fragen 81 und 82) : 

Treffen Berichte zu, wonach beim Panzeraufklärungsbataillon 5 
im osthessischen Sontra die Ausbildungskompanie 6/5 in Kürze 
aufgelöst werden soll? 

Kann die eventuelle Auflösung der in Frage 81 erwähnten 
Einheit wegen der vorhandenen Unterkünfte und Einrichtungen 
wirtschaftlich verantwortet und im Hinblick auf die damit ver-
bundene Strukturverschlechterung im Zonenrandgebiet vertreten 
werden? 

Die Ausbildungskompanie 6/5 beim Panzerauf-
klärungs-Btl. 5 ist am 1. Oktober 1967 aufgelöst 
worden. 

Die Auflösung der Kompanie erfolgte aus. organi-
satorischen Gründen zur Anpassung an die derzei-
tige strukturelle Situation des Heeres. 

Die Unterkünfte und Einrichtungen in Sontra wer-
den weiterhin wirtschaftlich genutzt werden. Es ist 
geplant, die frei gewordenen Unterkunftsplätze 
durch andere Verbände zu nutzen. 
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Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Carstens vom 13. Oktober 
1967 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dröscher (Drucksache V/2155, Frage 83) : 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß von, den Wehr-
ersatzbehörden häufig bei der Ablehnung von Zurückstellungs-
gesuchen nach § 12 Abs. 4 des Wehrpflichtgesetzes erklärt wird, 
in dringenden Fällen werde unbezahlter Arbeitsurlaub gewehrt, 
die Truppe aber später nicht bereit ist, solche Zusagen einzu-
halten? 

Ein Wehrpflichtiger soll nach § 12 Abs. 4 des 
Wehrpflichtgesetzes auf seinen Antrag vom Wehr-
dienst zurückgestellt werden, wenn die Heran-
ziehung zum Wehrdienst für ihn wegen persön-
licher, insbesondere häuslicher, wirtschaftlicher oder 
beruflicher Gründe eine besondere Härte bedeuten 
würde. Liegt ein solcher Härtefall nicht vor, wird 
sein Zurückstellungsantrag vom Kreiswehrersatzamt 
abgelehnt. 

In dem ablehnenden Bescheid kann darauf hinge-
wiesen werden, daß dem Wehrpflichtigen später 
während des Wehrdienstes nach § 8 Abs. 3 der Sol-
datenurlaubsverordnung Urlaub gewährt werden 
kann, wenn die Nichtgewährung des Urlaubs für ihn 
wegen persönlicher, insbesondere häuslicher, beruf-
licher oder wirtschaftlicher Gründe eine besondere 
Härte bedeuten würde. 

Die Entscheidung, ob ein solcher Urlaub einem 
Wehrpflichtigen gewährt oder nicht gewährt wird, 
trifft bei einer Urlaubsdauer bis zu 14 Tagen der 
nächsthöhere Disziplinarvorgesetzte — im Regelfall 
also der Bataillonskommandeur. Soweit längerer Ur-
laub beantragt wird, trifft die Entscheidung die per-
sonalbearbeitende Stelle. 

Ein solcher Hinweis auf die Soldatenurlaubsver-
ordnunng von Seiten des Kreiswehrersatzamtes be-
inhaltet keine Zusage auf Urlaubsgewährung. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. Oktober 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Prochazka (Drucksache V/2155, Fragen 86- und 87) : 

Wie hoch waren die Unfallzahlen in den Jahren 1966 und 1967, 
die durch eine Mißachtung der Vorfahrtsregelung rechts vor 
links entstanden sind? 

Läge es nicht im Interesse eines reibungslosen Ablaufs auf 
unseren Straßen und der einfachen Rechtsprechung, bei Unfällen 
zur Regelung des Verkehrs durch Vorfahrtstraßen einerseits und 
den vorfahrtnehmenden Schildern andererseits überzugehen? 

Nach der amtlichen Straßenverkehrsunfallstatistik 
ist im Jahre 1966 bei 13 477 Straßenverkehrsunfäl-
len mit Personenschaden „Nichtbeachtung der Vor-
fahrtsregelung rechts vor links" als Unfallursache 
von der Polizei festgestellt worden. 

Für das Jahr 1967 ist diese Unfallursache bisher 
nur für die Monate Januar bis April veröffentlicht. 
In dieser Zeit hat die Polizei diese Ursache in 3564 
Fällen angegeben. 

Der Grundsatz, daß die Vorfahrt hat, wer von 
rechts kommt, ist (in den Ländern mit Rechtsverkehr)  

international vereinbart. Davon allgemein durch ent-
sprechende Beschilderung abzugehen, ist möglich, 
würde aber zu einem solchen Aufwand an Schildern 
führen, daß davon abzuraten ist. Es ist auch zwei-
felhaft, ob dadurch ein reibungsloserer Verkehrsab-
lauf und eine einfachere Rechtsprechung erreicht 
werden könnten. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. Oktober 1967 
auf ,die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Picard (Drucksache V/2155 Fragen 88 und 89) : 

Wie ist der Stand der Planung für den Ausbau der Bundes-
straße 448 zwischen Offenbach und Seligenstadt? 

Wird die Bundesregierung nun beschleunigt die Rechtsverord-
nung über die zulässigen Grenzwerte für die Autoabgasgifte er-
lassen, da deutsche Autohersteller durch verbesserte Motor-
konstruktionen in der Lage sind, ohne besondere Entgiftungs-
geräte z. B. die in Kalifornien geforderten Höchstwerte an Koh-
lenmonoxyd und Kohlenwasserstoffen weit zu unterschreiten? 

Der Entwurf für den  Ausbau der B 448 zwischen 
Offenbach und dem Anschluß an die B 45 bei Tan-
nenmühle ist fertiggestellt. Zwischen Tannenmühle 
und Seligenstadt verläuft die L 2310 in der Baulast 
des Landes Hessen. 

Durch einen Einspruch gegen die geplante Verle-
gung der Landesstraße 3117 und deren Anschluß an 
die  B  448, wird auch der Bau der B 448 verzögert. 

Die Bundesregierung wird umfassende Abgasver-
ordnungen für Kraftfahrzeuge sobald wie möglich 
erlassen. Die erste Rechtsverordnung auf diesem Ge-
biet wird voraussichtlich noch im Oktober dieses 
Jahres dem Bundesrat zur Zustimmung vorgelegt. 
Es handelt sich um eine Verordnung zur Änderung 
und Ergänzung der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung. Der Termin für die Einführung wird so 
bemessen sein, ,daß die Automobilindustrie sich 
ohne Störungen darauf einstellen kann. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. Oktober 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Collet (Drucksache V/2155 Fragen 94, 95 und 96) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die neuen Vorschläge zum 
Ausbau der B 10, wie sie von der regionalen Planungsgemein-
schaft unter Leitung von Herrn d'Alleux ausgearbeitet wurden? 

Will die Bundesregierung diese in Frage 94 erwähnten neuen 
Pläne übernehmen oder hält sie an der Durchführung der seit-
herigen zu einem Teil bereits in der Verwirklichung befindlichen 
und zum anderen Teil vergabereifen Pläne fest, wie sie der 
Bundesverkehrsminister bei seinem Besuch im April d. J. erläu-
tert hatte? 

Um welche Zeitspanne würde sich der Ausbau der B 10 nach 
Meinung der Regierung verzögern, wenn man diese in Frage 94 
erwähnten neuen Pläne ausarbeiten, die notwendigen Grund-
stücke erwerben und die Arbeiten erneut ausschreiben und ver-
geben würde? 

Die neuen Vorschläge der regionalen Planungsge-
meinschaft zum Ausbau der B 10 liegen dem Bundes-
verkehrsministerium bisher nicht vor. Wie ich von 
der Auftragsverwaltung, dem Ministerium für Wirt-
schaft und Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz er- 
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fahren habe, erstrecken sich die neuen Vorschläge 
hauptsächlich auf den Raum Zweibrücken–Pirmasens. 
Einzelheiten sind mir jedoch nicht bekanntgeworden. 

Im Einvernehmen mit der Auftragsverwaltung ist 
vorgesehen, zunächst die bestehende 2spurige B 10 
zwischen Zweibrücken und Pirmasens auszubauen. 
Die Ausbauprojekte sind entwurfsmäßig in über-
wiegendem Maße abgeschlossen und befinden sich 
z. T. schon in der Bauvorbereitung. Einige Maßnah-
men sind bereits durchgeführt. Eine Änderung die-
ser Konzeption würde eine Verzögerung von mehre-
ren Jahren mit sich bringen. 

Daneben ist geplant, die B 10 zwischen Zwei-
brücken und Pirmasens in naher Zukunft auf einen 
zweibahnigen (4spurigen) Querschnitt zu bringen. 
Ob dies durch Erweiterung der bestehenden Straße 
oder durch den Neubau einer zweispurigen Straße 
geschehen wird, bedarf noch einer näheren Unter-
suchung. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. Oktober 1967 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Erhard (Bad Schwalbach) (Drucksache V/2155 Fragen 
97 und 98) : 

Welche Ergebnisse haben die seither durchgeführten Versuche 
mit der Verwendung von Kunststoffen im Bereich des Straßen-
baus, insbesondere beim Straßenunterbau, gebracht? 

Erscheint es wahrscheinlich oder sicher, daß die Verwendung 
von Kunststoffen im Straßenunterbau zu einer Senkung der 
Kosten bei gleichzeitiger Erhöhung der Haltbarkeit der Straßen 
führt? 

Die Verwendung von Kunststoffen im Straßenbau 
befindet sich noch weitgehend im Versuchsstadium, 
da es sich um langjährige Erprobungen zur Samm-
lung ausreichender Erfahrungen handelt. Endgültige 
Feststellungen über die Bewährung dieser Bauwei-
sen können daher noch nicht getroffen werden. Dies 
gilt vor allem hinsichtlich der Anwendung von 
Dämmschichten auf Kunststoffbasis im Straßenunter-
bau. Im Hinblick auf die Verwendungsmöglichkeiten 
von Kunststoffen zur Beschichtung von Fahrbahn-
oberflächen sind die Erfahrungen ebenfalls noch nicht 
so weit gediehen, daß die Verfahren als ausreichend 
erprobt und technisch einwandfrei bezeichnet wer-
den können. 

Abgesehen von der technischen Eignung sind die 
Kunststoffbeschichtungen sehr aufwendig, so daß 
derartige Ausführungen vorerst nicht für größere 
Flächen in Betracht kommen. Dagegen hat die Ver-
wendung von Folien und Entwässerungsrohren aus 
Kunststoff aufgrund ihrer technischen Eignung und 
Wirtschaftlichkeit bereits in größerem Umfang Ein-
gang in die Praxis genommen. 

Bei den derzeitigen Versuchsausführungen stehen 
zunächst die technischen Fragen im Vordergrund. 
Die Bemühungen gehen dahin, eine der bisherigen 
Bauweise mindestens gleichwertige Lösung zu fin-
den. Vorhersagen über die wirtschaftlichen Vorteile 
dieser Bauweise sind daher noch nicht möglich. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. Oktober 1967 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Cramer (Drucksache V/2155, Frage 100) : 

Wann ist mit dem Beginn der Bauarbeiten für die neue B 69 
Oldenburg/Wilhelmshaven zu rechnen? 

Mit Bauarbeiten für die neue autobahnähnliche 
B 69 kann begonnen werden, sobald das nach ,dem 
Bundesfernstraßengesetz erforderliche Planfeststel-
lungsverfahren abgeschlossen sein wird. Dement-
sprechend sollen 1968 die Bauarbeiten auf der 
1. Teilstrecke westlich Varel anlaufen. Haushalts-
mittel hierfür sind im Entwurf zum Straßenbauplan 
1968 (6 Mio DM) vorgesehen. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. Oktober 1967 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dr. Rinderspacher (Drucksache V/2155, Fragen 101 
und 102) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des baden-württem-
bergischen Innenministers, daß auch innerhalb geschlossener Ort-
schaften Geschwindigkeiten über 50 km/h zugelassen werden 
können, wenn die Strecken — z. B. Ortsausfahrten — entspre-
chend gut ausgebaut sind? 

Ist der Bundesverkehrsminister bereit, bei allen Bundesländern 
darauf hinzuwirken, daß von Geschwindigkeitsbeschränkungen 
ein verkehrsgerechter Gebrauch gemacht wird, höhere Geschwin-
digkeiten also zugelassen werden, wenn die örtlichen Gegeben-
heiten es zulassen? 

Seit dem 1. September 1967 beträgt die höchst-
zulässige Geschwindigkeit innerhalb geschlossener 
Ortschaften 50 km/h für Kraftfahrzeuge aller  Art. 

 Die Geschwindigkeitsbegrenzung in dieser Höhe 
wurde gewählt, weil nach den  in den USA gewon-
nenen verkehrswissenschaftlichen Erkenntnissen bei 
einer Fahrgeschwindigkeit von 48 km/h die größte 
Leistungsfähigkeit überfüllter Stadtstraßen vorhan-
den ist. Diese Maßnahme hat sich bewährt und zur 
Erhöhung der  Sicherheit im Straßenverkehr erheb-
lich beigetragen. Insbesondere sind die schweren 
Unfälle innerorts stark zurückgegangen. 

Die Straßenverkehrsbehörden können höhere Ge-
schwindigkeitsgrenzen festsetzen. Diese Maßnahme 
kommt in Betracht bei Straßen mit größerer Ver-
kehrsbedeutung, z. B. Ausfallstraßen, die keinen 
nennenswerten Fußgängerquerverkehr haben. Der 
Fußgängerquerverkehr muß dann durch Lichtzeichen, 
Geländer und dergleichen geschützt werden. Ge-
schwindigkeiten über 70 km/h sollten nur in Aus-
nahmefällen erlaubt werden. 

Der Entwurf einer Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Straßenverkehrs-Ordnung enthält auch 
eine entsprechende Empfehlung an die Straßenver-
kehrsbehörden der Länder. Der Bundesminister für 
Verkehr hat keine weitergehende Einwirkungsmög-
lichkeit. 
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Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. Oktober 1967 
auf die_ Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Lemmrich (Drucksache V/2155, Fragen 107 und 108) : 

Seit wann wird im Bundesverkehrsministerium an einer neuen 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (Änderungsverordnung zur 
StVZO) gearbeitet? 

Welche wesentlichen Änderungen sind in der in Frage 107 
erwähnten neuen Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vorge-
sehen? 

Die Arbeiten an der z. Z. in Vorbereitung befind-
lichen Änderungsverordnung zur Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung (StVZO) wurden im Juni 1967 
mit der Aufstellung eines Verordnungs-Entwurfs be-
gonnen. 

Mit der Verordnung wird im wesentlichen die Än-
derung bzw. Ergänzung der Vorschriften auf folgen-
den Gebieten angestrebt: 

1. Neufestsetzung des Mindestalters für die Fahrer 
von Fahrrädern mit Hilfsmotor, 

2. Neuregelung zur Abgasreduzierung, 

3. Kenntlichmachung von Arztfahrzeugen im Not-
falleinsatz, 

4. generelle Einführung von Warndreiecken, Warn-
leuchten und Warnblinkanlagen. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Leber vom 13. Oktober 1967 
auf die Mündliche Anfrage ides  Abgeordneten 
Ramms (Drucksache zu V/2155, Frage 109) : 

Welche europäischen Länder sind nicht an der Vorbereitung 
einer gemeinsamen europäischen Straßenverkehrs-Ordnung be-
teiligt? 

Nicht beteiligt sind die Staaten des Ostblocks so-
wie Finnland, Island, Liechtenstein, Andorra, Mo-
naco, San Marino und ,der Vatikan-Staat. 
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